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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

über den öffentlichen Gesundheits- und Veterinärdienst, die Ernährung und 
den Verbraucherschutz sowie die Lebensmittelüberwachung (GVEVLG) 

A) Problem 

1. Mit der Gründung des Geschäftsbereichs des Staatsministeriums für 
Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz wurden Aufgaben und 
Zuständigkeiten innerhalb der Staatsverwaltung verändert.  

Neben den traditionellen Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes, 
des Veterinärwesens und der Überwachung lebensmittelrechtlicher Vor-
schriften sind dem Geschäftsbereich Aufgaben in der Umweltmedizin 
zugewiesen worden, in der Ernährungsberatung und beim Vollzug des 
Futtermittelrechts.  

Durch das Gesetz über Zuständigkeiten in der Gesundheit, in der Ernäh-
rung und im Verbraucherschutz vom 9. April 2001 (GVBl S. 108, BayRS 
1102-10-S) wurden bei den Landratsämtern die „Ämter für Gesundheits- 
und Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz“ errichtet, die 
die Aufgaben der Landratsämter als staatliche Gesundheitsämter, als 
staatliche Veterinärämter und als Lebensmittelüberwachungsbehörden 
wahrnehmen, sowie die von den seinerzeitigen Ämtern für Landwirt-
schaft und Ernährung (jetzt: Landwirtschaftsämter) in der Ernährungsbe-
ratung und beim Vollzug des Futtermittelrechts wahrgenommenen Auf-
gaben.  

Mit der Errichtung der Ämter wurde das Ziel verfolgt, diese sachlich eng 
zusammenhängenden Bereiche zu verbinden. 

Die einzelnen Aufgaben und Zuständigkeiten in diesen Bereichen sind 
bislang in mehreren Landesgesetzen geregelt, insbesondere im  

─ Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst vom 12. Juli 1986 
(GVBl S. 120, BayRS 2120-1-G) 

─ Lebensmittelüberwachungsgesetz vom 11. November 1997 (GVBl  
S. 738, BayRS 2125-1-A) 

─ Gesetz über den Vollzug des Rechts der Ernährungswirtschaft und 
des landwirtschaftlichen Marktwesens vom 10. Juli 1984 (GVBl  
S. 244, BayRS 7800-4-E) 

─ Gesetz über Zuständigkeiten in der Gesundheit, in der Ernährung 
und im Verbraucherschutz vom 9. April 2001 (GVBl S. 108, BayRS 
1102-10-S) 

─ Verordnung über Zuständigkeiten zum Vollzug des Futtermittel-
rechts (ZustVRF) vom 20. Juli 2001 (GVBl S. 389, BayRS  
7880-2-G). 
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2. Am 20. Juli 2000 wurde das Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG, 
BGBl I S. 1045) erlassen, das das Bundesseuchengesetz ablöst. Da das 
neue Gesetz die Aufgaben und Befugnisse zum Teil anders regelt, beste-
hen Überschneidungen mit den Bestimmungen des Gesundheitsdienstge-
setzes. 

3. Im öffentlichen Veterinärwesen erfordern die unterschiedlichen The-
menkreise zum Teil ein sehr spezielles Fachwissen auf den Gebieten der 
Fleisch- und Lebensmittelhygiene, des Tierschutzes, der Tierseuchen  
oder auf dem Gebiet der Qualitätssicherung für Betriebe und Einrichtun-
gen, die im Auftrag des Staates oder der kommunalen Gebietskörper-
schaften tätig sind. 

Zur Unterstützung der Fach- und Vollzugsbehörden hat das Staatsminis-
terium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz zum 1. Januar 
2002 daher den Mobilen Veterinärdienst Bayern eingerichtet. Dieser be-
steht aus einer Koordinierungsstelle bei der Regierung von Niederbayern 
sowie aus den durch das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung 
und Verbraucherschutz den übrigen Regierungen zugewiesenen Fach-
kräften (14 Veterinärmediziner, ein Jurist).  

Derzeit kann der Mobile Veterinärdienst Bayern den Fach- und Voll-
zugsbehörden nur beratend und unterstützend zur Seite stehen. Für Voll-
zugshandlungen im Rahmen von Schwerpunktkontrollaktionen oder in 
Krisenfällen fehlt bislang die Rechtsgrundlage.  

4. Im Laufe der Jahre hat sich auch in anderen Bereichen des Gesundheits- 
und Veterinärwesens, der Ernährungsberatung, sowie der Lebensmittel- 
und Futtermittelkontrolle ein punktueller Regelungs- oder Novellie-
rungsbedarf ergeben:  

a) Von kreisfreien Gemeinden und Landratsämtern wurde der Wunsch 
geäußert, in der Gesundheitsprävention oder der Ernährungsberatung 
zusammenzuarbeiten und entsprechende Vereinbarungen  abzu-
schließen. Diese Art der Zusammenarbeit ist vor dem Hintergrund 
der Erschließung von Synergieeffekten zweckmäßig. Da es sich hier 
um staatliche Aufgaben handelt, müsste das Landratsamt als Staats-
behörde die Vereinbarung schließen. An den in Betracht kommenden 
Formen kommunaler Zusammenarbeit können sich nach geltender 
Rechtslage jedoch nur kommunale Gebietskörperschaften beteiligen.  

b) Das vorhandene staatliche oder kommunale Personal reicht nicht 
immer aus, um die vielfältigen Kontrollpflichten zu erfüllen. Zum 
Teil handelt es sich dabei um standardisierte Kontrollen (z.B. Pro-
bennahme nach genau bestimmten Kontrollplänen und Verfahren), 
die auch zuverlässige Personen des Privatrechts erfüllen können. Im 
Gesetz soll eine entsprechende Beleihungsmöglichkeit geschaffen 
werden. 

c) Durch eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ergibt sich 
ein neuer, weiterer Rahmen für die Warnung vor gefährlichen Pro-
dukten und die Information der Öffentlichkeit.  
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d) In der Praxis hat sich gezeigt, dass eine gesetzliche Bestimmung 
notwendig ist, nach der Anordnungen im Lebensmittelrecht, die dem 
Schutz der menschlichen Gesundheit dienen, kraft Gesetzes sofort 
vollziehbar sind. Vollziehungsanordnungen der Behörden im Einzel-
fall sind insbesondere an formale Kriterien geknüpft, die nicht selten 
zur Aufhebung durch das Gericht und so zu Verzögerungen beim ef-
fektiven Schutz der Verbraucher geführt haben.  

e) Durch die landesweite Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern 
beim Vollzug des Futtermittelrechts wurde die Frage aufgeworfen, 
ob die Regierung von Oberbayern damit auch zur landesweiten 
Fachaufsichtsbehörde und zur staatlichen Aufsichtsbehörde über die 
für die Entnahme der Futtermittelproben zuständigen kreisfreien 
Gemeinden und Landratsämter geworden ist. Durch die geltenden 
Vorschriften des Kommunalrechts lässt sich diese Frage nicht zwei-
felsfrei beantworten. 

 
B) Lösung 

Es soll eine umfassende Novelle auf den Gebieten des Rechts des Gesund-
heits- und Veterinärwesens, der Ernährung und des Verbraucherschutzes 
erfolgen. In einem Fachgesetz sollen die Regelungen zu den Aufgaben und 
zu den Befugnissen sowie zur Behördenorganisation zusammengefasst wer-
den. Das Gesetz soll insbesondere das Gesundheitsdienstgesetz, das Lebens-
mittelüberwachungsgesetz, Teile des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 
2001 und die Verordnung über Zuständigkeiten zum Vollzug des Futtermit-
telrechts ablösen. 
 
C) Alternativen 

Keine 
 
D) Kosten 

1. Staat 

Mit Ausnahme der Einrichtung des Mobilen Veterinärdienstes Bayern kom-
men durch das Gesetz auf den Staat keine zusätzlichen Kosten zu. Die Plan-
stellen für den Mobilen Veterinärdienst Bayern sind bereits im Stellenplan 
für den Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung 
und Verbraucherschutz ausgewiesen (Nachtragshaushalt 2001/02). Die Per-
sonalvollkosten der derzeit eingesetzten 15 Beschäftigten belaufen sich auf 
ca. 1.370.000 € pro Jahr. Soweit Beschäftigte teilabgeordnet werden, kann 
nur ein Teil dieses Aufwands dem Gesetz zugerechnet werden. Die Größen-
ordnung der Teilabordnung kann derzeit nicht abgeschätzt werden. Hinzu 
kommen Reisekosten, deren Höhe noch nicht abgeschätzt werden kann. Die 
Höhe der Reisekosten ist davon abhängig, wie viele Einsatzfälle auf den 
Mobilen Veterinärdienst Bayern zukommen und davon, wo sich die Einsatz-
orte befinden. Die Kosten der Teilabordnung sowie die Reisekosten werden 
aus vorhandenen Mitteln gedeckt. 

Im Übrigen löst das Gesetz keinen zusätzlichen Personal- oder Sachaufwand 
für den Staat aus. Die beschriebenen Aufgaben in den Bereichen Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung, Vollzug des Futtermittelrechts und in der Le-
bensmittelüberwachung werden durch den Staat schon seit langem wahrge-
nommen. 
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Im Gegensatz zu den Bestimmungen des Gesundheitsdienstgesetzes werden 
die Aufgaben lediglich detaillierter dargestellt. Die Intensität der Aufgaben-
wahrnehmung bleibt unverändert. Auch die Aufgaben im Rahmen der allge-
meinen Aufklärung, Information und Beratung im Sinn des Art. 8 des Ge-
setzentwurfs sind keine neue Aufgabe, sondern lediglich ein schon bisher 
bestehender Annex zu den im Detail aufgeführten Fachaufgaben.  

Keine wesentlichen zusätzlichen Kosten wird die ebenfalls neu im Gesetz 
aufgenommene Regelung zur Information der Öffentlichkeit (Art. 26 des 
Gesetzentwurfs) über Rechtsverstöße im Zusammenhang mit Erzeugnissen 
nach dem Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz auslösen. Hierbei 
handelt es sich zwar um eine neue Befugnis der Lebensmittelüberwachungs-
behörden, doch kommt die Information der Öffentlichkeit nur in den Fällen 
in Betracht, in denen die Lebensmittelüberwachungsbehörden ohnehin ein 
Bündel von Maßnahmen nach Art. 24 des Gesetzentwurfs (früher Art. 2 Le-
bensmittelüberwachungsgesetz) erlassen müssen. Die zusätzliche Möglich-
keit, die Öffentlichkeit informieren zu können, bindet keine personellen oder 
sächlichen Mittel. Umgekehrt werden die Lebensmittelüberwachungsbehör-
den durch eine andere Regelung entlastet: Durch den gesetzlich geregelten 
Sofortvollzug in Art. 24 Abs. 6 des Gesetzentwurfs für Anordnungen, die 
dem Schutz der menschlichen Gesundheit dienen, verringert sich der Verwal-
tungsaufwand, weil die Behörden bisher in diesen Fällen nach § 80 Abs. 3 
Satz 1 Verwaltungsgerichtsordnung das besondere Interesse an der sofortigen 
Vollziehung des Verwaltungsakts in jedem Einzelfall schriftlich begründen 
mussten. 

 

2. Kommunen 

Auf die Kommunen kommen durch das Gesetz keine zusätzlichen Kosten zu, 
da das Gesetz ihnen keine neuen Aufgaben auferlegt oder bestimmte organi-
satorische Maßnahmen abverlangt.  

─ Im Gegensatz zu Art. 5 Abs. 1 Satz 1 des Zuständigkeitsgesetzes vom 
9. April 2001 enthält der Gesetzentwurf keine organisatorischen Vorga-
ben für die Bildung der unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwe-
sen, Ernährung und Verbraucherschutz. 

─ Die Mitwirkung an der Information und Beratung in Fragen des Gesund-
heits- und Veterinärdienstes, der Sicherheit von Lebensmitteln (Art. 8 
des Gesetzentwurfs) sowie die Aufgaben in der Gesundheitsförderung 
und der Prävention (Art. 9 des Gesetzentwurfs) gehörten schon nach Art. 
1 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 Gesundheitsdienstgesetz zu den Aufgaben des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes. Hinsichtlich der Sicherheit von Fut-
termitteln handelt es sich um eine Annexaufgabe zum Vollzug nach Art. 
29 des Gesetzentwurfs mit dem Ziel, Rechtsverstöße im Vorfeld zu ver-
hindern. 

─ Die Aufgaben in der Ernährungsberatung (Art. 8, 14 des Gesetzentwurfs) 
und beim Vollzug des Futtermittelrechts (Art. 22 Abs. 1 Satz 2 des Ge-
setzentwurfs) sind zum 30. Januar 2001 auf die Landratsämter und die 
kreisfreien Gemeinden übergegangen.  
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─ Risikoanalyse, Risikobewertung und die Risikokommunikation (Art. 10 
Abs. 1 des Gesetzentwurfs) waren schon von Art. 1 Abs. 1 Nr. 2 GDG 
erfasst. Diese Instrumente können im Übrigen dazu beitragen, knappe 
Ressourcen besser einzusetzen (Schwerpunktsetzungen im behördlichen 
Handeln, Möglichkeit des frühzeitigen Eingreifens). 

─ Die Gesundheitsberichterstattung (Art. 10 Abs. 2 des Gesetzentwurfs) als 
Mittel der regelmäßigen Lagebeurteilung und als Ausgangspunkt ge-
sundheitspolitischer Entscheidungen gehörte bereits nach Art. 1 Abs. 1 
Nr. 2 GDG zu den Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes. Neu 
ist die Unterstützung durch das Landesamt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit.  

─ Die Erstellung von Gutachten, Zeugnissen und Bescheinigungen (Art. 11 
Abs. 1 des Gesetzentwurfs) war bereits nach Art. 5 GDG Aufgabe des 
öffentlichen Gesundheitsdiensts. 

─ Die Regelungen über die Maßnahmen im Rahmen der Berufsaufsicht 
(Art. 12 des Gesetzentwurfs) wurden inhaltlich unverändert aus dem Ge-
sundheitsdienstgesetz (Art. 10, 14 GDG) übernommen.  

─ Die Aufgaben im Rahmen der gesundheitlichen Aufklärung und Bera-
tung (Art. 13 des Gesetzentwurfs) entsprechen denen nach Art. 11 GDG. 

─ Der umweltbezogene Gesundheitsschutz (Art. 15 des Gesetzentwurfs) 
gehörte bereits gemäß Art. 1 Abs. 1 Nr. 2 GDG zu den Aufgaben des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes. 

─ Die Aufgaben und Befugnisse im Bereich des Infektionsschutzes (Art. 
16, 17 des Gesetzentwurfs) gehörten ebenfalls zu den Aufgaben des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes nach dem Gesundheitsdienstgesetz (Art. 
1 Abs. 1 Nr. 4, Art. 8, 9 GDG). 

─ Die Regelung über die krankenpflegerischen Tätigkeiten (Art. 18 des 
Gesetzentwurfs) wurden unverändert aus Art. 10 a GDG übernommen.  

─ Die Veterinäraufgaben nach Art. 19 des Gesetzentwurfs sowie die Über-
wachung von Tierärzten und Tierkliniken (Art. 20 des Gesetzentwurfs) 
gehen nicht über die bisher bestehenden Aufgaben i. S. von Art. 13 und 
14 GDG hinaus. 

─ Hinsichtlich der neu ins Gesetz aufgenommenen Möglichkeit zur Infor-
mation der Öffentlichkeit über Rechtsverstöße im Zusammenhang mit 
Erzeugnissen nach dem Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
(Art. 26 des Gesetzentwurfs) darf auf die Ausführungen zu den Kosten 
für den Staat verwiesen werden. Im Übrigen wird die Information der 
Öffentlichkeit in der Praxis überwiegend durch das Staatsministerium für 
Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz erfolgen.  

Die Aufgaben im Bereich der Ernährungsberatung und beim Vollzug des 
Futtermittelrechts und der damit verbundene erhöhte Personalbedarf wurden 
bereits mit Art. 5 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 begründet. 
Den kreisfreien Gemeinden wurde ein Wahlrecht zugestanden, ob sie die 
Übertragung dieser Aufgaben wünschen (vgl. Art. 5 Abs. 4 des Zuständig-
keitsgesetzes vom 9. April 2001). Soweit den kreisfreien Gemeinden die 
Aufgaben in der Ernährungsberatung und beim Vollzug des Futtermittel-
rechts übertragen worden sind, erfolgt ein Finanzausgleich nach Art. 9 Abs. 4 
Nr. 2 und 3 Finanzausgleichsgesetz.  
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Auch die Regelung des Art. 4 Abs. 5 i.V.m. Art. 3 Abs. 5 des Gesetzent-
wurfs, wonach den unteren Behörden für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz im Rahmen der verfügbaren Stellen und Mittel Fachkräfte 
des höheren Dienstes (Ärzte, Tierärzte und Ernährungswissenschaftler bzw. 
Ökotrophologen) sowie das sonst erforderliche Fachpersonal in ausreichen-
der Zahl angehören müssen, belastet die Kommunen nicht mehr als die bisher 
geltende Regelung in Art. 4 Abs. 2 Satz 5 i.V.m. Art. 2 Abs. 3 GDG. Schon 
nach dieser Bestimmung mussten den Gesundheits- bzw. Veterinärämtern 
Ärzte, Tierärzte sowie das sonst erforderliche Fachpersonal in ausreichender 
Zahl angehören. Durch die Zuständigkeitsverlagerung im Bereich der Fut-
termittelkontrolle und der Ernährungsberatung nach Art. 5 Abs. 1 des Zu-
ständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 und die entsprechenden Übertra-
gungsverordnungen gehörte das dafür erforderliche Fachpersonal (also insbe-
sondere auch die Ernährungswissenschaftler bzw. Ökotrophologen) schon zu 
dem nach Art. 4 Abs. 2 Satz 5 i.V.m. Art. 2 Abs. 3 GDG erforderlichen 
Fachpersonal. Die neuen Regelungen in Art. 4 Abs. 5 i.V.m. Art. 3 Abs. 5 
des Gesetzentwurfs stellen keine neue Personalbedarfsforderung auf, sondern 
haben nur klarstellende Wirkung. Im Gegensatz zu den bisher geltenden 
Regelungen besteht die Verpflichtung zudem nur im Rahmen der verfügba-
ren Stellen und Mittel. 

Der Gesetzentwurf eröffnet zudem Wege, wie sich der Personal- und Sach-
aufwand der Kommunen reduzieren lässt: 

─ Kreisfreien Gemeinden und Landratsämtern wird die Möglichkeit einge-
räumt, Vereinbarungen zur gemeinsamen Erfüllung von Aufgaben der 
Behörden für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz zu schlie-
ßen. Die entsprechende Verordnung zur Umsetzung soll unmittelbar nach 
dem In-Kraft-Treten des Gesetzes erlassen werden. Durch die gemein-
same Aufgabenerfüllung können Synergieeffekte erschlossen werden, 
durch die Personal- und Sachmittel eingespart werden können. 

─ Es wird eine Ermächtigungsgrundlage geschaffen, die die Übertragung 
von den Kommunen bereits jetzt obliegenden Kontrollaufgaben im Be-
reich des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie des Infektions-
schutzrechts (z.B. Trinkwasserüberwachung) auf private Unternehmen 
erlaubt. 

─ Der Mobile Veterinärdienst Bayern soll auch für die kommunalen Be-
hörden Kontrollkonzepte entwickeln. Die Kommunen werden von dieser 
Aufgabe entlastet. Soweit der Mobile Veterinärdienst Bayern im Rahmen 
der Gefahrenabwehr nach Art. 21 Abs. 4 des Gesetzentwurfs anstelle der 
sonst zuständigen Behörde tätig wird, werden die Kommunen dadurch 
nicht belastet. Vielmehr wird der Staat als Rechtsträger des Mobilen Ve-
terinärdienstes für die Kosten solcher Maßnahmen aufkommen.  

 

3. Bürger 

Auf die Bürger kommen keine zusätzlichen Kosten zu. 
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4. Wirtschaft 

Auf die Wirtschaft kommen keine zusätzlichen Kosten zu. Insbesondere 
werden die Verbände, die auf den Gebieten der Gesundheitsprävention, der 
Ernährungsberatung oder des Verbraucherschutzes tätig sind, durch das Ge-
setz nicht stärker in Anspruch genommen. Durch das Gesetz sollen lediglich 
vorhandene Aktivitäten gebündelt und gegebenenfalls koordiniert werden.  

Aus den Befugnissen nach Art. 25 und 26 des Gesetzentwurfs, die Öffent-
lichkeit über drohende Gesundheitsgefahren und bedenkliche Erzeugnisse 
unter Nennung der Erzeuger und Inverkehrbringer umfassender zu warnen 
und zu informieren, können sich im Einzelfall nicht quantifizierbare Einbu-
ßen für die Wirtschaft ergeben. Diese Einbußen sind jedoch eine hinzuneh-
mende Folge des gebotenen Schutzes höherwertiger Rechtsgüter. Zu berück-
sichtigen ist, dass die betroffenen Betriebe in diesen Fällen selbst die Ursache 
für die Warnung oder die Information der Öffentlichkeit gesetzt haben, in-
dem sie Produkte auf den Markt gebracht haben, die gegen rechtliche Gebote 
verstoßen. Im Übrigen werden berechtigte Interessen der Wirtschaft im Rah-
men der Ermessensausübung auch weiterhin angemessen berücksichtigt wer-
den.  
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Erster Teil 

Allgemeine Vorschriften 
 

Art. 1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Aufgaben und Befugnisse der 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz im Sinn des Art. 2 Abs. 1 sowie der in 
Art. 5 genannten Behörden, soweit in Rechtsvorschriften 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz erfüllen die Aufgaben,  

1. die in Rechts- oder Verwaltungsvorschriften den Ge-
sundheitsämtern, den Amtsärzten oder beamteten Ärz-
ten zugewiesen sind sowie die Fachaufgaben des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes in Bezug auf die Ge-
sundheit des Menschen (Gesundheitsaufgaben), 

2. die in Rechts- oder Verwaltungsvorschriften den Vete-
rinärämtern, den Amtstierärzten oder beamteten Tier-
ärzten zugewiesen sind sowie die Fachaufgaben des öf-
fentlichen Veterinärwesens (Veterinäraufgaben) sowie 
die Aufgaben,  

3. in der Ernährungsberatung im Sinn des Art. 14, 
4. beim Vollzug des Futtermittelrechts (Art. 22), 
5. als Lebensmittelüberwachungsbehörden   

(Art. 23 Abs. 1),  
6. im Rahmen der Information und Aufklärung in Fragen 

des gesundheitlichen und ernährungsbezogenen Ver-
braucherschutzes im Sinn von Art. 8 und 

7. die ihnen durch sonstige Rechtsvorschriften zugewie-
sen werden. 

 
Art. 2 

Aufgabenträger 

(1) Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung 
und Verbraucherschutz sind die staatlichen Behörden nach 
Art. 3 und die kommunalen Behörden nach Art. 4. 

(2) 1Die Aufgaben der Behörden für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz sind Staats-
aufgaben. 2Für die Gemeinden sind sie Aufgaben im über-
tragenen Wirkungskreis. 3Die im eigenen Wirkungskreis 
den Gemeinden nach Art. 83 der Verfassung und Art. 57 
der Gemeindeordnung (GO) sowie den Landkreisen nach 
Art. 51 der Landkreisordnung (LKrO) obliegenden Aufga-
ben des Gesundheitswesens bleiben unberührt. 

 
Art. 3 

Allgemeine staatliche Behörden für Gesundheit,  
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 

(1) Allgemeine staatliche Behörden für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz sind 

1. das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz als oberste Behörde; es ist ferner 
obere Fachaufsichtsbehörde für die kreisfreien Ge-
meinden, 

2. die Regierungen, 

3. die Landratsämter (Kreisverwaltungsbehörden) als 
untere Behörden. 

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind die unteren 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz sachlich zuständig.  

(3) Für das Gebiet der Landeshauptstadt München nimmt 
die Regierung von Oberbayern die Aufgaben und Befugnis-
se der unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz in Bezug auf die Veteri-
näraufgaben (Art. 1 Abs. 2 Nr. 2), die Ernährungsberatung 
(Art. 1 Abs. 2 Nr. 3) sowie beim Vollzug des Futtermittel-
rechts (Art. 1 Abs. 2 Nr. 4, Art. 22 Abs. 1 Satz 2) wahr. 

(4) Für Fragen der Beurteilung der Dienstunfähigkeit nach 
Art. 56 Abs. 1 Satz 1 Bayerisches Beamtengesetz (BayBG), 
der Wiederherstellung der Dienstfähigkeit sowie der be-
grenzten Dienstfähigkeit nach Art. 56 a BayBG sind für 
Beamte und Richter des Freistaates Bayern die Regierungen 
zuständig.  

(5) Den unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz müssen im Rahmen der 
verfügbaren Stellen und Mittel Fachkräfte des höheren 
Dienstes (Ärzte, Tierärzte und Ernährungswissenschaftler 
bzw. Ökotrophologen) sowie jeweils das sonst erforderliche 
Fachpersonal in ausreichender Zahl angehören.  

 
Art. 4 

Kommunale Behörden für Gesundheit,  
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 

(1) 1Für die Aufgaben, die von den Landratsämtern als 
untere Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz (Art. 3 Abs. 1 Nr. 3) wahrge-
nommen werden, ist Art. 9 Abs. 1 Satz 1 GO nicht an-
wendbar. 2Soweit einer kreisfreien Gemeinde durch 
Rechtsvorschrift die Aufgaben und Befugnisse der früheren 
Gesundheits- oder Veterinärämter oder die den Landrats-
ämtern obliegenden Aufgaben der Ernährungsberatung und 
beim Vollzug des Futtermittelrechts übertragen worden 
sind, ist sie als Kreisverwaltungsbehörde untere Behörde 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz. 3Im Übrigen nimmt die kreisfreie Gemeinde die 
Aufgaben und Befugnisse als untere Behörde für Gesund-
heit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
nur wahr  

1. als Lebensmittelüberwachungsbehörde (Art. 1 Abs. 2 
Nr. 5, Art. 23 Abs. 1) und 

2. bei der Information und Aufklärung in Fragen des 
gesundheitlichen und ernährungsbezogenen Verbrau-
cherschutzes im Sinn des Art. 8 (Art. 1 Abs. 2 Nr. 6). 
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4Die Zuständigkeit der kreisfreien Gemeinde als Sicher-
heitsbehörde nach Art. 6 des Landesstraf- und Verord-
nungsgesetzes (LStVG) und als Kreisverwaltungsbehörde 
im Übrigen bleibt unberührt.  

(2) Soweit eine kreisfreie Gemeinde nicht die Aufgaben 
und Befugnisse als untere Behörde für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz wahrnimmt, 
wird durch Rechtsverordnung nach Art. 34 Abs. 1 Nr. 3 
eine für das Gemeindegebiet zuständige staatliche Behörde 
bestimmt.  

(3) 1Kreisfreien Gemeinden, die schon bisher die Aufgaben 
und Befugnisse von Gesundheitsämtern oder Veterinäräm-
tern wahrnehmen, können auf Antrag durch Rechtsverord-
nung nach Art. 34 Abs. 1 Nr. 3 die Zuständigkeiten der 
unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz im Bereich der Ernährungsbe-
ratung (Art. 1 Abs. 2 Nr. 3) und beim Vollzug des Futter-
mittelrechts (Art. 1 Abs. 2 Nr. 4; Art. 22 Abs. 1 Satz 2) 
übertragen werden. 2Der Antrag kann bis zum 1. Januar 
2006 gestellt werden. 

(4) 1Die auf eine kreisfreie Gemeinde nach Abs. 1 und Abs. 
3 Satz 1 übertragenen Aufgaben und Befugnisse können 
durch Rechtsverordnung nach Art. 34 Abs. 1 Nr. 3 auf ein 
zu bestimmendes Landratsamt zurückübertragen werden, 
wenn die kreisfreie Gemeinde die Gewähr für eine ord-
nungsgemäße Aufgabenerfüllung nicht mehr bietet, insbe-
sondere das dafür erforderliche Personal nicht zur Verfü-
gung steht. 2Der betroffene Landkreis ist anzuhören. 
3Kommt im Einzelfall eine Übertragung auf ein Land-
ratsamt nicht in Betracht, können die Aufgaben und Befug-
nisse auf eine andere staatliche Behörde übertragen werden. 

(5) Soweit eine kreisfreie Gemeinde Aufgaben nach Art. 1 
Abs. 2 wahrnimmt, findet Art. 3 Abs. 5 entsprechende An-
wendung. 

 
Art. 5 

Besondere staatliche Behörden für Gesundheit,  
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 

(1) 1Für zentrale überregionale Fachaufgaben im Bereich 
des Gesundheitswesens und für zentrale überregionale 
Fachaufgaben im Bereich der Sicherheit von Lebensmitteln, 
Zusatzstoffen, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Mitteln 
und sonstigen Bedarfsgegenständen, insbesondere des Ver-
kehrs, der Überwachung und des Monitoring sowie der 
Forschung besteht das dem Staatsministerium für Gesund-
heit, Ernährung und Verbraucherschutz unmittelbar nach-
geordnete Bayerische Landesamt für Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit. 2Dem Landesamt können aus diesem 
Bereich auch Vollzugsaufgaben übertragen werden. 3Das 
Nähere wird durch Rechtsverordnung nach Art. 34 Abs. 1 
Nr. 2 bestimmt.  

(2) 1Die gerichtsärztlichen Dienste (Landgerichtsärzte) bei 
den Landgerichten sind sachverständige Behörden für diese 
Gerichte und für die bei ihnen bestehenden Staatsanwalt-
schaften. 2Sie sind ferner sachverständige Behörden für die 
am Sitz des Landgerichts bestehenden Amtsgerichte und 

können als solche auch von anderen Gerichten und Staats-
anwaltschaften der ordentlichen Gerichtsbarkeit in Bayern 
herangezogen werden. 3Die Leiter der gerichtsärztlichen 
Dienste werden vom Staatsministerium für Gesundheit, 
Ernährung und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Justiz bestellt; in gleicher Weise 
können auch die Leiter der rechtsmedizinischen Institute 
der Universitäten mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
eines Landgerichtsarztes betraut werden. 4Die gerichtsärzt-
lichen Dienste sind den Regierungen nachgeordnet. 5Den 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz obliegt die Wahrnehmung der Aufgaben 
der gerichtsärztlichen Dienste, soweit nicht Landgerichts-
ärzte zuständig sind oder herangezogen werden. 6Das Nähe-
re kann durch Rechtsverordnung nach Art. 34 Abs. 1 Nrn. 4 
und 5 bestimmt werden. 

(3) 1Der polizeiärztliche Dienst ist eine Behörde des öffent-
lichen Gesundheitsdiensts, soweit er für die Beschäftigten 
der bayerischen Polizei und des Landesamts für Verfas-
sungsschutz an Stelle der unteren Behörden für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz oder 
der Regierung diejenigen Aufgaben wahrnimmt, die sich im 
Zusammenhang mit dem Dienst- und Tarifrecht ergeben. 
2Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit kann 
jedoch im Einzelfall die zuständige untere Behörde für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz um Wahrnehmung dieser Aufgaben ersucht werden. 
3Soweit nicht andere Ärzte oder Landgerichtsärzte zur Ver-
fügung stehen, obliegt der vollzugsärztliche Dienst bei den 
Justizvollzugsanstalten den Ärzten der Behörden für Ge-
sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz. 4Das Nähere kann durch Rechtsverordnung nach 
Art. 34 Abs. 1 Nr. 4 bestimmt werden. 

(4) 1Zur Abnahme der Apotheken und zu ihrer Überwa-
chung hinsichtlich der Sicherstellung einer ordnungsgemä-
ßen Arzneimittelversorgung der Bevölkerung sollen sich 
die zuständigen Behörden sachverständiger Apotheker 
bedienen. 2Die sachverständigen Apotheker werden durch 
die Regierung im Einvernehmen mit der Landesapotheker-
kammer bestellt und führen für die Dauer ihrer Bestellung 
die Bezeichnung „Pharmazierat“ beziehungsweise „Phar-
mazierätin“. 3Die Aufwendungen für die Tätigkeit der 
Pharmazieräte trägt die Landesapothekerkammer, soweit 
sie nicht einem Dritten aufzuerlegen sind oder von einem 
Dritten nicht eingezogen werden können. 

 
Art. 6 

Zusammenwirken 

(1) 1Bei der Erfüllung der Aufgaben nach Art. 1 Abs. 2 
wirken die einzelnen Bereiche der Behörden für Gesund-
heit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
zusammen. 2Die Behörden sollen eine Vernetzung ihrer 
Informationen und Aktivitäten sowie der auf diesen Gebie-
ten tätigen öffentlichen und privaten Stellen ermöglichen, 
soweit nicht datenschutzrechtliche Bestimmungen oder 
Bestimmungen über die Geheimhaltung entgegenstehen. 
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(2) 1Soweit eine staatliche Behörde für das Gebiet einer 
kreisfreien Gemeinde als zuständige untere Behörde für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz bestimmt ist, soll diese die kreisfreie Gemeinde 
rechtzeitig über alle Angelegenheiten informieren, die für 
die Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse durch die 
kreisfreie Gemeinde von Bedeutung sein können. 2Soweit 
eine kreisfreie Gemeinde nicht oder nicht in allen Berei-
chen untere Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz ist, soll sie soweit erforder-
lich die für ihr Gebiet bestimmte untere Behörde für Ge-
sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz bei ihren Entscheidungen beteiligen.  

(3) Die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz sind in Planungsverfah-
ren, die für die Gesundheit von Menschen oder Tieren von 
Bedeutung sind, zu beteiligen.  

(4) Staatliche und kommunale Aufgabenträger können zur 
gemeinsamen Wahrnehmung der Aufgaben nach Art. 1 
Abs. 2 öffentlich-rechtliche Verträge nach Art. 54 ff. des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) 
schließen; das Nähere wird durch Rechtsverordnung nach 
Art. 34 Abs. 1 Nr. 1 bestimmt.  

 
Art. 7 

Aufgabenübertragung und Beleihung,  
Qualitätssicherung 

(1) 1Durch Rechtsverordnung nach Art. 34 Abs. 1 Nr. 7 
kann bestimmt werden, dass einzelne Kontrollaufgaben und 
die zur Wahrnehmung dieser Aufgaben erforderlichen Be-
fugnisse nach diesem Gesetz sowie den unteren Behörden 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) und den 
darauf beruhenden Rechtsvorschriften obliegende Aufga-
ben auf eine oder mehrere Personen des Privatrechts (Be-
liehene) übertragen werden. 2Eine Person des Privatrechts 
kann auf Grund der in Satz 1 genannten Rechtsverordnung 
beliehen werden, wenn  

1. sie zuverlässig und von betroffenen Wirtschaftskreisen 
unabhängig ist, 

2. keine überwiegenden öffentlichen Interessen 
entgegenstehen und 

3. gewährleistet ist, dass die für die Kontrolle maßgebli-
chen Rechtsvorschriften beachtet werden.  

(2) 1In der Beleihung kann bestimmt werden, dass die be-
liehene Person zur Vornahme von Maßnahmen der internen 
und externen Qualitätssicherung verpflichtet ist. 2Das Lan-
desamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit oder 
eine andere Behörde oder Stelle im Geschäftsbereich des 
Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung und Ver-
braucherschutz können durch Rechtsverordnung als zustän-
dige Stelle für die Auditierung und gegebenenfalls Kontrol-
le bestimmt werden. 3Der Beliehene unterliegt der Fachauf-
sicht des Staates. 

 

Zweiter Teil 
Aufgaben und Befugnisse 

 
I. Abschnitt 

Allgemeine Aufgaben 
 

Art. 8 
Allgemeine Aufklärung und Information 

Die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz wirken an der Informati-
on und Aufklärung der Bevölkerung in allen Fragen des 
öffentlichen Gesundheits- und Veterinärdienstes, der Er-
nährung, der Sicherheit von Lebens- und Futtermitteln 
sowie des gesundheitlichen und ernährungsbezogenen 
Verbraucherschutzes mit.  

 
Art. 9 

Gesundheitsförderung und Prävention 
1Sämtliche Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz sowie das Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit unterstützen zu-
sammen mit anderen auf demselben Gebiet tätigen öffentli-
chen und privaten Stellen die Bevölkerung bei der Erhal-
tung und Förderung der Gesundheit sowie die Schaffung 
und Erhaltung gesunder Lebensbedingungen für Mensch 
und Tier. 2Sie klären über Möglichkeiten der Gesundheits-
förderung und Prävention auf und regen gesundheitsför-
dernde und präventive Maßnahmen an.  

 
Art. 10 

Risikoanalyse, Risikokommunikation,  
Gesundheitsberichterstattung 

(1) 1Zur Erreichung der Ziele dieses Gesetzes und zur Er-
füllung ihrer Aufgaben bedienen sich die Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz aller Verwaltungsstufen der Methoden der Risiko-
analyse, des Risikomanagements und der Risikokommuni-
kation. 2Sie beobachten und bewerten die gesundheitlichen 
Verhältnisse von Menschen und Tieren einschließlich der 
Auswirkungen von Umwelteinflüssen auf die Gesundheit. 
3Dazu können nichtpersonenbezogene Daten erhoben, ge-
sammelt, analysiert und sie zum Zweck der Risikoanalyse 
und Risikobewertung an das Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit weitergegeben werden. 4Die Behör-
den tauschen mit anderen Behörden und Stellen Informati-
onen über Risiken aus und wirken an der Erarbeitung von 
Konzepten über Möglichkeiten ihrer Bewältigung mit.  

(2) Als fachliche Grundlage für die Planung und Durchfüh-
rung von Maßnahmen, welche die Gesundheit fördern und 
Krankheiten verhüten, beobachten die Behörden für Ge-
sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz aller Verwaltungsstufen sowie das Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit die gesundheitli-
chen Verhältnisse von Menschen einschließlich der Ernäh-
rung und der Auswirkungen der Umwelteinflüsse auf die 
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Gesundheit, sammeln darüber Erkenntnisse und nichtperso-
nenbezogene Daten, bereiten sie auf und werten sie aus.  

 
Art. 11 

Gutachten, Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) Die Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz nehmen Untersuchungen und 
Begutachtungen von Einzelpersonen oder einzelnen Sach-
verhalten vor und erstellen hierüber Gutachten, Zeugnisse 
und Bescheinigungen, wenn dies durch Rechtsvorschrift, 
oder durch Verwaltungsvorschrift der Staatsregierung, des 
Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung und Ver-
braucherschutz oder durch Verwaltungsvorschrift, an deren 
Erlass das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung 
und Verbraucherschutz mitgewirkt hat, vorgesehen ist.  

(2) 1Durch Rechtsverordnung nach Art. 34 Abs. 1 Nr. 7 
kann die Vornahme von Untersuchungen und Begutachtun-
gen sowie die Ausstellung von Zeugnissen und Bescheini-
gungen auf Personen des Privatrechts übertragen werden. 
2Art. 7 gilt entsprechend. 

 
Art. 12 

Maßnahmen im Rahmen der  
Berufsaufsicht, Anzeigepflichten 

(1) 1Die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz verständigen die zustän-
digen Behörden oder die zuständige Berufsvertretung, wenn 
Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Psychologische 
Psychotherapeuten oder Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten ihres Bereichs ihre Befugnisse nicht einhalten 
oder ihre sonstigen öffentlich-rechtlichen Berufspflichten 
nicht erfüllen. 2Das gilt für die Angehörigen der sonstigen 
gesetzlich geregelten Heilberufe, soweit diese Personen 
ihren Beruf ausüben, sowie für Personen, die gewerbsmäßig 
Tiere behandeln, ohne Tierarzt zu sein, und für selbständig 
tätige Desinfektoren entsprechend. 3Sie achten ferner dar-
auf, dass niemand unerlaubt die Heilkunde ausübt. 

(2) 1Die Angehörigen der sonstigen gesetzlich geregelten 
Heilberufe im Sinn des Abs. 1 Satz 2 haben vorbehaltlich 
des Art. 18 Abs. 1 Beginn und Ende einer selbständigen 
Berufsausübung unverzüglich der für den Ort der Nieder-
lassung zuständigen unteren Behörde für Gesundheit, Vete-
rinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz anzuzeigen. 
2Zu Beginn der Berufsausübung ist 

1. die Anschrift der Niederlassung anzugeben und 

2. die Berechtigung zur Ausübung des Berufs oder zum 
Führen der Berufsbezeichnung nachzuweisen.  

3Änderungen hinsichtlich der notwendigen Angaben sind 
der Behörde unverzüglich anzuzeigen. 

 

II. Abschnitt 
Gesundheitsaufgaben und Ernährungsberatung 

 
Art. 13 

Gesundheitliche Aufklärung und Beratung 
1Die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz klären die Bevölkerung 
in Fragen der körperlichen, geistigen und seelischen Ge-
sundheit auf und beraten sie über Gesunderhaltung und 
Krankheitsverhütung; die Aufklärung und Beratung durch 
andere staatliche Stellen, niedergelassene Ärzte, Zahnärzte 
und Apotheker, Krankenkassen sowie Vereinigungen und 
Verbände bleibt unberührt. 2Auf den Gebieten der Gesund-
heitsvorsorge und der Gesundheitshilfe bieten sie neben den 
ihnen sonst durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufgaben 
insbesondere folgende Dienste an: 

1. Familienberatung und Beratung bei der Familienpla-
nung einschließlich der Beratung Schwangerer über 
Dienste und Einrichtungen zur Vermeidung, Erkennung 
und Beseitigung von Gesundheitsgefahren während der 
Schwangerschaft, 

2. gesundheitliche Beratung für Menschen, die an einer 
Sucht oder an einer psychischen Krankheit oder an ei-
ner Behinderung leiden, von ihr bedroht oder dadurch 
gefährdet sind, über Personen, Einrichtungen und Stel-
len, die vorsorgende, begleitende und nachsorgende 
Hilfen gewähren können,  

3. gesundheitliche Beratung und Untersuchung im Kin-
des- und Jugendalter. 

 
Art. 14 

Ernährungsberatung 

(1) 1Sämtliche Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz beteiligen sich im Rah-
men des gesundheitlichen Verbraucherschutzes an der fach-
lichen Aufklärung, Beratung und Bildung in Fragen der 
gesunden Ernährung und der Markttransparenz im Lebens-
mittelbereich, der Ernährungsökonomie und der Ernäh-
rungsökologie. 2Die Information und Beratung richtet sich 
an Multiplikatoren und Einrichtungen wie Schulen, Kinder-
gärten, Vereinigungen, Verbände, Selbsthilfeeinrichtungen 
und Einrichtungen der Gemeinschaftsverpflegung. 

(2) Die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz erstellen anlassbezogene 
Stellungnahmen für andere Behörden insbesondere 

1. zur Verpflegungssituation in der Außer-Haus-Verpfle-
gung, 

2. zu Lebensmitteln für bestimmte Ernährungsanforde-
rungen, 

3. zur Anbieterqualifikation in der Durchführung der Er-
nährungsberatung. 
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2Sie nehmen ferner die Aufgabe des ernährungsbezogenen 
Unterrichts an den Landwirtschaftsschulen (einschließlich 
Mitwirkung bei der Lehrplangestaltung) wahr. 

 
Art. 15 

Umweltbezogener Gesundheitsschutz 
1Sämtliche Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz beobachten und bewerten 
die Auswirkungen von Umwelteinflüssen auf die menschli-
che Gesundheit, beraten und klären die Bevölkerung in 
umweltmedizinischen Fragen auf und wirken auf die Ver-
hütung gesundheitsschädlicher Langzeitwirkungen hin. 2Zu 
ihren Aufgaben zählen insbesondere 

1. anlassbezogene fachliche Stellungnahmen für andere 
Behörden zu Fragen der Umwelthygiene und der Ge-
sundheitsverträglichkeit im Sinn des Satzes 1, 

2. Bereitstellen eines Beratungsangebots und Information 
über Personen, Einrichtungen und Stellen, die umwelt-
medizinische Leistungen erbringen, 

3. Maßnahmen der Qualitätssicherung im Rahmen des 
umweltbezogenen Gesundheitsschutzes, 

4. Mitwirken an umweltepidemiologischen Erhebungen. 
 

Art. 16 
Aufgaben im Bereich des Infektionsschutzes 

(1) Die Aufgaben nach dem Infektionsschutzgesetz, nach 
den hierzu erlassenen Verordnungen und nach den Interna-
tionalen Gesundheitsvorschriften erfüllen die nach den 
maßgeblichen Rechtsvorschriften bestimmten Behörden.  

(2) Die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz überwachen in hygieni-
scher Hinsicht die im Infektionsschutzgesetz genannten 
Einrichtungen, darüber hinaus die Rettungswachen, Luftret-
tungsstationen und Einrichtungen des gewerblichen Kran-
kentransportwesens, Blutspendeeinrichtungen, Camping-
plätze, Häfen und Flughäfen. 

 
Art. 17 

Befugnisse im Bereich des Infektionsschutzes 

(1) 1Zur Durchführung der Überwachungsaufgaben nach 
Art. 16 Abs. 2 sind die unteren Behörden für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz befugt, 

1. von natürlichen und juristischen Personen und von 
nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen alle erfor-
derlichen Auskünfte zu verlangen, 

2. Grundstücke, Räume, Anlagen und Einrichtungen wäh-
rend der üblichen Betriebs- und Geschäftszeit zu betre-
ten und zu besichtigen; zur Verhütung dringender Ge-
fahren für Leben oder Gesundheit Dritter dürfen diese 
Grundstücke, Räume, Anlagen und Einrichtungen au-
ßerhalb der üblichen Betriebs- und Geschäftszeit sowie 
Wohnräume der nach Absatz 3 Verpflichteten betreten 
werden,  

3. Gegenstände zu untersuchen, Proben zu entnehmen, 
Bücher und sonstige Unterlagen, Aufzeichnungen auf 
elektronischen Datenträgern einzusehen und daraus 
Abschriften oder Ablichtungen zu fertigen und 

4. vorläufige Anordnungen zu treffen, soweit dies zur 
Verhütung dringender Gefahren für Leben oder Ge-
sundheit Dritter geboten ist. 

2Zur Durchsetzung der Befugnisse nach Satz 1 Nrn. 1 bis 3 
sowie zur Beseitigung festgestellter und zur Verhütung 
künftiger Verstöße bei der Überwachung nach Art. 16 Abs. 
2 können die Kreisverwaltungsbehörden im Übrigen die 
erforderlichen Anordnungen erlassen. 

(2) 1Personen, die zur Durchführung der Überwachungs-
aufgaben nach Art. 16 Abs. 2 Auskünfte geben können, 
sind verpflichtet, auf Verlangen die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. 2Der zur Auskunft Verpflichtete kann die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 
der Zivilprozessordnung  bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG)  
aussetzen würde. 

(3) 1Die Inhaber der tatsächlichen Gewalt der in Abs. 1 
Satz 1 genannten Grundstücke, Räume, Anlagen, Einrich-
tungen und Gegenstände sind verpflichtet, diese den mit der 
Überwachung beauftragten Personen auf Verlangen zu 
bezeichnen und zu öffnen, die erforderlichen Bücher und 
sonstigen Unterlagen vorzulegen, die Entnahme der Proben 
zu ermöglichen und ähnliche Unterstützungshandlungen 
vorzunehmen. 2Abs. 2 Satz 2 gilt für die Vorlage von Ur-
kunden entsprechend. 

 
Art. 18 

Krankenpflegerische Tätigkeiten 

(1) 1Wer gegen Entgelt krankenpflegerische Tätigkeiten 
erbringt oder anbietet, hat dies unter Angabe seines Namens 
und seiner Anschrift sowie gegebenenfalls des Namens und 
der Anschrift der Einrichtung unverzüglich der unteren 
Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz anzuzeigen. 2Die anzeigepflichtigen 
Personen haben dabei vorzulegen 

1. eine Erlaubnisurkunde über die Berechtigung zum 
Führen einer Heilberufsbezeichnung oder 

2. eine Beschreibung ihrer beruflichen Ausbildung zu-
sammen mit einem Führungszeugnis und einem ärztli-
chen Zeugnis, wonach keine Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, dass eine anzeigepflichtige Person in gesund-
heitlicher Hinsicht zur Ausübung des Berufs unfähig 
oder ungeeignet ist; beide Zeugnisse dürfen nicht älter 
als drei Monate sein. 

(2) Wer im Rahmen einer Tätigkeit nach Abs. 1 Satz 1 
Pflegekräfte beschäftigt, hat dies ebenfalls unverzüglich der 
unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz anzuzeigen, dabei Namen, 
Anschrift und berufliche Ausbildung jeder Pflegekraft an-
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zugeben, die leitende Pflegekraft zu benennen und für jede 
dieser Personen unverzüglich die in Abs. 1 Satz 2 genann-
ten Unterlagen vorzulegen. 

(3) 1Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 gelten entsprechend für die 
Änderung anzeigepflichtiger Tatsachen. 2Anzuzeigen ist 
auch die Aufgabe einer anzeigepflichtigen krankenpflegeri-
schen Tätigkeit. 

(4) 1Das Anbieten und Erbringen einer nach den Abs. 1 und 
2 anzeigepflichtigen krankenpflegerischen Tätigkeit ist 
ganz oder teilweise zu untersagen, wenn Tatsachen vorlie-
gen, aus denen sich die Unzuverlässigkeit des Unterneh-
mers, des Trägers, der Leitung der Einrichtung oder einer 
Pflegekraft ergibt, sofern die Untersagung zum Schutz der 
Allgemeinheit erforderlich ist. 2§ 35 Abs. 1 Sätze 2 und 3, 
Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 6 bis 7 a der Gewerbeordnung  
gelten im Übrigen sinngemäß. 

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht für krankenpflegerische 
Tätigkeiten, die 

1. in der Trägerschaft der Länder, Gemeinden, Gemein-
deverbände und anderer juristischer Personen des öf-
fentlichen Rechts, 

2. von Trägern im Sinn des § 10 Abs. 1 des Bundessozi-
alhilfegesetzes (BSHG), 

3. in Krankenhäusern im Sinn des § 2 Nr. 1 des Gesetzes 
zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und 
zur Regelung der Krankenhauspflegesätze Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes (KHG), Entbindungsheime 
und Einrichtungen im Sinn des § 30 Gewerbeordnung, 
Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation, des 
Kurwesens und der Heilquellen oder in Einrichtungen, 
auf die das Heimgesetz anwendbar ist, 

4. im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses mit oder zuguns-
ten der betreuten Person oder aus Gefälligkeit oder aus 
Gründen der familiären, verwandtschaftlichen oder 
nachbarschaftlichen Hilfe 

erbracht werden. 
 

III. Abschnitt 
Veterinäraufgaben und Futtermittelkontrolle 

 
Art. 19 

Veterinäraufgaben 

(1) Die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz wirken mit 

1. beim Schutz der Bevölkerung  
a) vor Gefährdung und Schädigung der menschlichen 

Gesundheit, 
b) vor Täuschung und Irreführung 
c) im Verkehr mit Lebensmitteln und sonstigen Er-

zeugnissen tierischer Herkunft, 
2. bei der Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 

Tierkrankheiten, 

3. bei der Entwicklung und Erhaltung eines gesunden, 
leistungsfähigen Bestands an Nutztieren, 

4. beim Tierschutz, 
5. bei Kontrollen der Beseitigung und Verwertung von 

Tierkörpern, Tierkörperteilen und Erzeugnissen im 
Sinn des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 des Tierkörperbeseiti-
gungsgesetzes (TierKBG). 

(2) Die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz unterstützen hierzu ins-
besondere Bestrebungen zur Erhaltung und Verbesserung 
des Schutzes und der Gesundheit der Tiere sowie der hy-
gienischen Wertigkeit der vom Tier stammenden Lebens-
mittel. 

 
Art. 20 

Überwachung von Tierärzten und Tierkliniken 
1Die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz können im Einzelfall die 
Praxen von Tierärzten und von Tierkliniken überwachen, 
wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Anforderun-
gen einer guten veterinärmedizinischen Praxis, insbesonde-
re der Hygiene nicht eingehalten werden. 2Art. 17 gilt ent-
sprechend. 

 
Art. 21 

Mobiler Veterinärdienst Bayern 

(1) 1Bei der Regierung von Niederbayern wird für Angele-
genheiten des Rechts der Tierarzneimittel, der Kontrolle der 
Erzeugung von Lebensmitteln tierischer Herkunft, der Ü-
berwachung lebensmittelrechtlicher Vorschriften bei Le-
bensmitteln tierischer Herkunft, der Futtermittel (vorbehalt-
lich der Zuständigkeitsregelungen in Art. 22), der Tierseu-
chen und des Tierschutzes der Mobile Veterinärdienst Bay-
ern eingerichtet und die Koordinierungsstelle für den Mobi-
len Veterinärdienst Bayern gebildet. 2Das Staatsministeri-
um für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz kann 
den Regierungen und dem Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit für Zwecke des Mobilen Veterinär-
dienstes Bayern Fachkräfte zuweisen. 3Soweit diese Fach-
kräfte Aufgaben als Mitglieder des Mobilen Veterinärdiens-
tes wahrnehmen, sind sie zur Regierung von Niederbayern 
teilabgeordnet.  

(2) Die Regierung von Niederbayern, Mobiler Veterinär-
dienst Bayern, ist landesweit zuständig für die 

1. Unterstützung und Beratung der Behörden für Gesund-
heit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz,  

2. Planung und Durchführung von überregionalen Kon-
trollmaßnahmen, 

3. Gefahrenabwehr, wenn ein über den Zuständigkeitsbe-
reich einer Regierung hinaus koordiniertes Handeln er-
forderlich ist oder im Fall gemeiner Gefahren. 

(3) 1Überregionale Kontrollmaßnahmen nach Abs. 2 Nr. 2 
werden rechtzeitig vor ihrer Durchführung zwischen dem 
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Mobilen Veterinärdienst Bayern und der sonst zuständigen 
Behörde abgestimmt. 2Bei der Durchführung der überregio-
nalen Kontrollmaßnahmen stehen der Regierung von Nie-
derbayern, Mobiler Veterinärdienst Bayern, die nach den 
Rechtsvorschriften bestimmten Befugnisse zur Ermittlung 
des Sachverhalts zu, insbesondere zum Einholen von Aus-
künften, zum Betreten von Wohn- und Geschäftsräumen 
und zur Einsichtnahme in Unterlagen.  

(4) 1Im Rahmen der Gefahrenabwehr im Sinn von Abs. 2 
Nr. 3 kann die Regierung von Niederbayern, Mobiler Vete-
rinärdienst Bayern, in eigener Zuständigkeit bei Gefahr im 
Verzug und Nichterreichbarkeit der zuständigen Behörde 
anstelle der sonst zuständigen Behörde für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz tätig 
werden und die erforderlichen unaufschiebbaren Anord-
nungen treffen. 2Die sonst zuständige Behörde ist davon 
unverzüglich zu unterrichten. 3Die Maßnahme ist der Re-
gierung von Niederbayern, Mobiler Veterinärdienst Bayern, 
zuzurechnen. 

(5) Die Regelungen über die Fachaufsicht (Art. 115 Abs. 1 
Satz 2 GO) sowie die Aufsicht über die Staatsbehörden 
bleiben unberührt. 

 
Art. 22 

Überwachung von Futtermitteln 

(1) 1Für den Vollzug futtermittelrechtlicher Vorschriften ist 
die Regierung von Oberbayern landesweit zuständig. 
2Zuständig für die Entnahme von Futtermittelproben sind 
auch die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz.  

(2) 1Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind für die Ver-
wahrung, Verwertung, Unbrauchbarmachung, Vernichtung 
und Herausgabe von sichergestelltem Futtermittel die Art. 
26 bis 28 des Polizeiaufgabengesetzes (PAG) entsprechend 
anzuwenden. 2Ist die Probennahme durch die untere Behör-
de für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Ver-
braucherschutz erfolgt, soll die Regierung von Oberbayern 
über die Maßnahmen informiert werden. 

(3) Die Fachaufsicht über die kreisfreien Gemeinden als 
untere Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz sowie die Aufsicht über die 
Landratsämter als Staatsbehörden übt die örtlich zuständige 
Regierung im Benehmen mit der Regierung von Oberbay-
ern aus.  

 
IV. Abschnitt 

Lebensmittelüberwachung 
 

Art. 23 
Aufgaben und Zuständigkeiten  

in der Lebensmittelüberwachung 

(1) 1Die Ausführung und Überwachung lebensmittelrechtli-
cher Vorschriften obliegt den Behörden für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz als 
Lebensmittelüberwachungsbehörden (Art. 1 Abs. 2 Nr. 5). 

2Das Gleiche gilt für die Überwachung nach § 5 des Säug-
lingsnahrungswerbegesetzes, § 4 Abs. 1 des Lebensmit-
telspezialitätengesetzes in Verbindung mit Art. 17 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2082/92 des Rates vom 14. Juli 1992 
über Bescheinigungen besonderer Merkmale von Agrarer-
zeugnissen und Lebensmitteln (ABl EG Nr. L 208 S. 9) und 
§ 134 des Markengesetzes in Verbindung mit Art. 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des Rates vom 14. Juli 
1992 zum Schutze von geographischen Angaben und Ur-
sprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebens-
mittel (ABl EG Nr. L 208 S. 1).  

(2) Die Lebensmittelüberwachungsbehörden sind zuständi-
ge Stellen im Sinn von § 4 Abs. 2 des Rindfleischetikettie-
rungsgesetzes vom 26. Februar 1998 (BGBl I S. 380). 

(3) Als Lebensmittelüberwachungsbehörden sind die unte-
ren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung 
und Verbraucherschutz zuständig, soweit nichts anderes 
bestimmt ist. 

(4) 1Zuständig für öffentliche Warnungen (Art. 25) und die 
Information der Öffentlichkeit nach Art. 26 sowie nach Art. 
10 der Verordnung (EG) Nr. 178/02 (Abl L 031 S. 1) ist das 
Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und Verbrau-
cherschutz. 2Bezieht sich die Warnung oder die Information 
der Öffentlichkeit lediglich auf einen Regierungsbezirk, ist 
die jeweilige Regierung zuständig. 3Bezieht sich die War-
nung oder die Information der Öffentlichkeit lediglich auf 
einen Landkreis oder auf eine kreisfreie Gemeinde, ist die 
jeweilige Kreisverwaltungsbehörde zuständig. 

 
Art. 24 

Anordnungen der Lebensmittelüberwachung  
für den Einzelfall 

(1) Die Lebensmittelüberwachungsbehörden können zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben für den Einzelfall Anordnungen 
treffen, um 

1. Verstöße gegen lebensmittelrechtliche Vorschriften und 
die in Art. 23 Abs. 1 genannten Rechtsvorschriften zu 
verhüten oder zu unterbinden, 

2. durch solche Verstöße verursachte Zustände zu beseiti-
gen. 

(2) 1Sie können im Einzelfall eine Prüfung anordnen, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass Erzeugnisse, die 
von lebensmittelrechtlichen Vorschriften oder anderen in 
Art. 23 Abs. 1 genannten Rechtsvorschriften erfasst wer-
den, rechtswidrig hergestellt, behandelt oder in den Verkehr 
gebracht wurden oder werden. 2Sie können, um die 
Verbraucher vor Gefahren für die Gesundheit oder vor 
Täuschung zu schützen, verbieten, dass Erzeugnisse in den 
Verkehr gebracht werden, deren Prüfung angeordnet ist. 

(3) Sie können Erzeugnisse, die ihrer Überwachung unter-
liegen, sicherstellen, wenn der dringende Verdacht besteht, 
dass 

1. Erzeugnisse, die rechtswidrig hergestellt oder behandelt 
worden sind, in den Verkehr gebracht werden oder 
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2. eine nach Abs. 2 angeordnete Prüfung nicht durchge-
führt wird. 

(4) Sind Anordnungen nach den Abs. 2 und 3 nicht oder 
nicht rechtzeitig möglich oder versprechen sie keinen Er-
folg, so können die Lebensmittelüberwachungsbehörden 
den rechtswidrigen Zustand selbst, durch die Polizei oder 
durch vertraglich Beauftragte abwehren oder beseitigen. 

(5) 1Für die amtliche Verwahrung, Herausgabe, Verwer-
tung, Unbrauchbarmachung und Vernichtung sichergestell-
ter Erzeugnisse sind Art. 26 bis 28 PAG entsprechend an-
zuwenden. 2Im Übrigen sind die allgemeinen Rechtsgrund-
sätze des Sicherheitsrechts zu beachten, insbesondere sind 
die Art. 8 bis 11 LStVG entsprechend anzuwenden. 

(6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen 
nach diesem Artikel haben keine aufschiebende Wirkung, 
wenn diese zur Durchsetzung von Verboten nach §§ 8, 24 
und 30 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 
getroffen wurden.  

 
Art. 25 

Öffentliche Warnung 

(1) 1Ist Gefahr im Verzug, dass der Verzehr oder Gebrauch 
eines Erzeugnisses im Sinn des Lebensmittel- und Bedarfs-
gegenständegesetzes geeignet ist, die Gesundheit zu schä-
digen, oder bestehen nicht unverzüglich anderweitig auszu-
räumende Anhaltspunkte hierfür, kann durch die Lebens-
mittelüberwachungsbehörden eine Warnung der Öffent-
lichkeit unter Nennung der Erzeugnisbezeichnung und des 
Unternehmens, unter dessen Namen oder Firma das Er-
zeugnis in den Verkehr gebracht worden ist, ergehen, wenn 
dies erforderlich erscheint, um Gefahren für die Gesundheit 
durch den Verzehr oder den Gebrauch des Erzeugnisses 
abzuwehren (öffentliche Warnung). 2Eine öffentliche War-
nung ist nur zulässig, wenn der Inverkehrbringer die Gefahr 
nicht selbst in geeigneter Weise ausschließt und andere 
ebenso wirksame Maßnahmen ausscheiden. 3Die Warnung 
kann in jeder zweckdienlichen Art und Weise bekannt ge-
geben werden. 

(2) 1Ist eine öffentliche Warnung nach Abs. 1 ergangen und 
hat sich der Verdacht nicht bestätigt, so ist dies unverzüg-
lich öffentlich bekannt zu geben. 2Die Aufhebung der War-
nung soll in derselben Weise erfolgen, in der die Warnung 
ergangen ist. 

 
Art. 26 

Information der Öffentlichkeit 

(1) Die Lebensmittelüberwachungsbehörden können die 
Öffentlichkeit bei Erzeugnissen im Sinn des Lebensmittel- 
und Bedarfsgegenständegesetzes unter Nennung der Er-
zeugnisbezeichnung und des Unternehmens, unter dessen 
Namen oder Firma das Erzeugnis in den Verkehr gebracht 
worden ist, über Verstöße insbesondere gegen Bestimmun-
gen des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständerechts, des 
Fleischhygienerechts und des Futtermittelrechts informie-
ren, wenn hieran ein besonderes Interesse der Öffentlichkeit 

oder Dritter besteht (Information der Öffentlichkeit) und die 
Information der Öffentlichkeit unter Abwägung der betrof-
fenen Interessen angemessen und erforderlich ist.  

(2) Ein besonderes Interesse der Öffentlichkeit liegt in der 
Regel vor,  

1. wenn ein nicht gesundheitsschädliches, aber nicht zum 
Verzehr geeignetes, insbesondere Ekelerregendes Le-
bensmittel in nicht unerheblicher Menge in den Ver-
kehr gelangt oder gelangt ist oder wenn ein solches Le-
bensmittel wegen seiner Eigenart zwar nur in geringen 
Mengen, aber über einen längeren Zeitraum in den 
Verkehr gelangt ist, 

2. wenn anzunehmen ist, dass Erzeugnisse entgegen ei-
nem vollziehbaren Verbot oder einer vollziehbaren 
Feststellung in den Verkehr gebracht werden und die 
Information der Öffentlichkeit erforderlich erscheint, 
um die Gefahr einer wirtschaftlichen Schädigung einer 
unbestimmten Zahl von Verbrauchern durch einen in-
folge Täuschung oder Irreführung erfolgenden Erwerb 
des Produkts abzuwenden.  

(3) Im Fall des Abs. 2 Nr. 1 ist ein Interesse der Öffentlich-
keit im Sinn des Abs. 1 nicht mehr gegeben, wenn das Er-
zeugnis nicht mehr in den Verkehr gelangt und nach der 
Lebenserfahrung davon auszugehen ist, dass es, soweit es 
in den Verkehr gelangt ist, bereits verbraucht ist.  

(4) Ein besonderes Interesse Dritter ist anzunehmen, wenn 
die Umstände des Einzelfalles die Annahme begründen, 
dass ohne namentliche Nennung des zu beanstandenden 
Erzeugnisses oder des Unternehmers erhebliche Nachteile 
für die Hersteller oder Vertreiber gleichartiger oder ähnli-
cher Erzeugnisse, die den maßgeblichen Vorschriften ent-
sprechen, nicht vermieden werden können.  

(5) Besteht ein hinreichender Verdacht, dass ein Lebensmit-
tel oder Futtermittel ein Risiko für die Gesundheit von 
Mensch oder Tier mit sich bringen kann, so unternehmen 
die Lebensmittelüberwachungsbehörden je nach Art, 
Schwere und Ausmaß des Risikos geeignete Schritte, um 
die Öffentlichkeit über die Art des Gesundheitsrisikos auf-
zuklären; dabei sind möglichst umfassend das Lebensmittel 
oder Futtermittel oder die Art des Lebensmittels oder Fut-
termittels, das möglicherweise damit verbundene Risiko 
und die Maßnahmen anzugeben, die getroffen wurden oder 
getroffen werden, um dem Risiko vorzubeugen, es zu be-
grenzen oder auszuschalten.  

(6) Art. 25 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

Art. 27 
Gegenprobensachverständige 

(1) 1Zur Untersuchung der Gegenproben (amtlich zurückge-
lassene Proben) sind Sachverständige befugt, die die Regie-
rungen zugelassen haben. 2Als Sachverständige können nur 
natürliche Personen zugelassen werden. 3Die Zulassung ist 
für ein Fachgebiet zu erteilen. 
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(2) 1Die Gegenprobensachverständigen müssen die in ihrem 
jeweiligen Fachgebiet erforderliche Hochschulausbildung 
aufweisen. 2Zusätzlich sollen die Sachverständigen eine 
praktische Tätigkeit von drei Jahren auf dem Fachgebiet 
erbracht haben, für das sie zugelassen werden wollen. 3Sie 
müssen ferner nachweisen können, dass sie über ein zur 
sachgerechten Durchführung der Untersuchung amtlich 
zurückgelassener Proben geeignetes Prüflaboratorium ver-
fügen, das die allgemeinen Kriterien für den Betrieb der 
Prüflaboratorien gemäß Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie (EWG) 
Nr. 93/99 des Rates vom 29. Oktober 1993 (Abl EG Nr. 
L 290) über zusätzliche Maßnahmen im Bereich der Amtli-
chen Lebensmittelüberwachung erfüllt. 4Die Sachverständi-
gen müssen zuverlässig sein und die Gewähr der Unpartei-
lichkeit bieten; sie dürfen nicht in der amtlichen Lebensmit-
telüberwachung tätig sein. 

(3) 1Die Zulassung gilt für das ganze Staatsgebiet. 2Hat die 
antragstellende Person in Bayern keinen gewöhnlichen 
Aufenthalt, so ist die Regierung von Oberbayern zuständig. 
3Die Zulassung ist im Staatsanzeiger bekannt zu geben. 
4Zulassungen anderer Länder gelten auch in Bayern. 

(4) Hochschullehrer im Sinn des Art. 2 Abs. 3 Satz 1 des 
Bayerischen Hochschullehrergesetzes bedürfen für die 
Untersuchung von Gegenproben auf ihrem Fachgebiet 
keiner Zulassung. 

(5) 1Sachverständige müssen die Gegenprobe so genau 
beschreiben, dass die Übereinstimung mit der Probe festge-
stellt werden kann. 2Sie müssen darauf achten, ob die Ge-
genprobe verändert oder der amtliche Verschluss verletzt 
worden ist; das Ergebnis dieser Prüfung ist im Gutachten 
darzulegen. 

(6) 1Die Sachverständigen sind verpflichtet, Gegenproben 
nach bestem Wissen und Gewissen zu untersuchen. 2Sie 
haben amtlich vorgeschriebene Verfahren oder, wenn Ver-
fahren amtlich nicht vorgeschrieben sind, nach dem jewei-
ligen Stand der Wissenschaft und Technik dem Zweck 
angemessene und validierte Verfahren anzuwenden. 3So-
weit erforderlich, dürfen auch andere Verfahren angewen-
det werden; im Gutachten sind sie dann genau zu bezeich-
nen oder zu beschreiben. 4Die Notwendigkeit ihrer Anwen-
dung ist zu begründen. 

 
Art. 28 

Ursprungszeugnisse und andere dem  
Wirtschaftsverkehr dienende Bescheinigungen 

(1) 1Die Lebensmittelüberwachungsbehörden erteilen auf 
Antrag Bescheinigungen über den Ursprung, die Beschaf-
fenheit, die gesundheitliche Unbedenklichkeit oder sonstige 
Merkmale von Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosmeti-
schen Mitteln oder Bedarfsgegenständen, wenn im Wirt-
schaftsverkehr mit anderen Staaten Bescheinigungen der 
Industrie- und Handelskammern oder Handwerkskammern 
nicht anerkannt werden und eine Zuständigkeit anderer 
Stellen nicht begründet ist. 2Die Voraussetzungen sind 
glaubhaft zu machen. 

(2) Die zur Ausstellung der Bescheinigungen erforderlichen 
Unterlagen, insbesondere Untersuchungszeugnisse und 
Gutachten, sind dem Antrag beizufügen. 

 

Art. 29 
Staatlich geprüfter Lebensmittelchemiker 

(1) „Staatlich geprüfter Lebensmittelchemiker“ beziehungs-
weise „staatlich geprüfte Lebensmittelchemikerin“ ist, wer 
nach Abschluss des Universitätsstudiums die erste und 
zweite Staatsprüfung für Lebensmittelchemiker bestanden 
hat. 

(2) 1Durch Rechtsverordnung nach Art. 34 Abs. 1 Nr. 9 
kann eine Ausbildungs- und Prüfungsordnung erlassen und 
in dieser die Mindestdauer des Studiums festgelegt werden. 
2Die Mindestdauer des Studiums darf nicht weniger als 
sieben Semester und nicht mehr als neun Semester betra-
gen. 3Art. 81 Abs. 3 Satz 6 des Bayerischen Hochschulge-
setzes  bleibt unberührt. 4In der Rechtsverordnung ist ferner 
festzulegen, dass nach Abschluss des Studiums eine prakti-
sche Tätigkeit von regelmäßig einem Jahr am Landesamt 
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit oder einer ver-
gleichbaren Einrichtung abzuleisten ist. 

(3) Das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz erkennt eine außerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland erworbene Ausbildung zum Lebensmittel-
chemiker bzw. zur Lebensmittelchemikerin an, wenn es die 
Gleichwertigkeit festgestellt hat.  

 
Dritter Teil 

Datenschutz, Datenübermittlung 
 

Art. 30 
Datenschutz, Geheimhaltungspflichten 

(1) 1Die Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz dürfen Geheimnisse, die  
Amtsangehörigen in der Eigenschaft als Arzt, Tierarzt oder 
als andere gemäß § 203 Abs. 1 oder 3 des Strafgesetzbuchs 
(StGB) zur Wahrung des Berufsgeheimnisses verpflichtete 
Person 

1. in Wahrnehmung der in Art. 13 genannten Aufgaben, 

2. im Zusammenhang mit einer Untersuchung oder Be-
gutachtung, der sich der Betroffene freiwillig unterzo-
gen hat oder 

3. bei einer Beratung von Tierhaltern im Rahmen des Art. 
19 Abs. 1 Nr. 3  

anvertraut oder sonst bekannt geworden sind, bei der Erfül-
lung einer anderen Aufgabe als der, bei deren Wahrneh-
mung die Erkenntnisse gewonnen wurden, nicht verarbeiten 
oder nutzen. 2Ebenso dürfen die Behörden für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz Ge-
heimnisse, die den in Satz 1 genannten Personen außerhalb 
ihres dienstlichen Aufgabenbereichs anvertraut oder sonst 
bekannt geworden sind, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
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nicht verarbeiten oder nutzen. 3Die Behörden für Gesund-
heit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
dürfen Geheimnisse nach den Sätzen 1 und 2 nicht übermit-
teln oder an andere Teile der öffentlichen Stelle, deren 
Bestandteil die Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz ist, weitergeben. 4Per-
sönliche Geheimhaltungspflichten der Amtsangehörigen 
bleiben unberührt. 5Die Wahrung der Geheimhaltungs-
pflichten und Verwertungsverbote ist von den Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz durch angemessene Maßnahmen auch organisato-
risch sicherzustellen. 

(2) 1Abs. 1 gilt nicht, soweit 

1. die Verarbeitung oder Nutzung, insbesondere die Über-
mittlung oder Weitergabe durch Rechtsvorschrift aus-
drücklich zugelassen ist, 

2. die betroffene Person in die Verarbeitung oder Nut-
zung, insbesondere die Übermittlung oder Weitergabe 
ausdrücklich oder den Umständen nach eingewilligt 
hat, 

3. die Verarbeitung oder Nutzung, insbesondere die Über-
mittlung oder Weitergabe ihrem mutmaßlichen Willen 
entspricht. 

2Abweichend von Abs. 1 dürfen personenbezogene Daten 
von den Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz an öffentliche Stellen übermit-
telt oder an andere Teile der öffentlichen Stelle, deren Be-
standteil die Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz ist, weitergegeben wer-
den, wenn dies zur Abwehr von Gefahren für Freiheit, Le-
ben oder Gesundheit Dritter erforderlich ist; die betroffene 
Person soll hierauf hingewiesen werden. 

 
Art. 31 

Mitteilungen, Datenübermittlungen 

(1) Die Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz unterrichten die zuständigen 
Behörden oder andere Teile der öffentlichen Stelle, deren 
Bestandteil die Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz ist, wenn ihnen bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben Verstöße gegen Vorschriften 
des öffentlichen Gesundheitsrechts oder andere dem Ver-
braucherschutz im Bereich der Ernährung dienende Vor-
schriften bekannt werden. 

(2) Zum Schutz der betroffenen Person dürfen personenbe-
zogene Daten unter den Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 1 
Satz 2 des Unterbringungsgesetzes von den Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz an öffentliche Stellen übermittelt oder an andere 
Teile der öffentlichen Stelle, deren Bestandteil die Behörde 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz ist, weitergegeben werden. 

(3) Die für den Vollzug der Bundesärzteordnung, des Ge-
setzes über die Ausübung der Zahnheilkunde, der Bundes-
tierärzteordnung, der Bundesapothekerordnung, des Kran-

kenpflegegesetzes und des Hebammengesetzes  zuständigen 
Behörden erteilen auf Anfrage der zuständigen Behörde 
eines Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaften oder 
eines anderen Vertragsstaats des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum nach Maßgabe des einschlä-
gigen Rechts der Europäischen Union gemäß der Richtlinie 
2001/19 EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Mai 2001 (Abl EG Nr. L 206 S. 1) die entspre-
chenden Auskünfte über die Zuverlässigkeit von Ärzten, 
Zahnärzten, Tierärzten, Apothekern, Hebammen sowie von 
Krankenschwestern und Krankenpflegern, die für die all-
gemeine Pflege verantwortlich sind. 

(4) 1Die nach Abs. 3 zuständigen Behörden unterrichten das 
zuständige berufsständische Versorgungswerk über voll-
ziehbare Entscheidungen, die 

1. den Widerruf, die Rücknahme oder das Ruhen der 
Approbation oder einer Berufserlaubnis von Ärzten, 
Zahnärzten, Tierärzten oder Apothekern oder 

2. die Untersagung der Berufsausübung nach § 2 des 
Gesetzes über die Rechtsstellung vorgeprüfter Apothe-
keranwärter in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Dezember 1973 (BGBl I S.1813) 

betreffen, soweit diese Maßnahmen für die Mitgliedschaft 
der Betroffenen beim berufsständischen Versorgungswerk 
von Bedeutung sein können. 2Das Gleiche gilt im Fall des 
Verzichts auf eine Berufsausübungsberechtigung nach Satz 
1 Nr. 1. 3Die für den Vollzug der Approbationsordnung für 
Apotheker zuständige Behörde gibt der Bayerischen Apo-
thekerversorgung nach Prüfungsabschluss Namen, Ge-
burtsdatum und Anschrift derjenigen Personen bekannt, die 
im Freistaat Bayern den Zweiten Abschnitt der Pharmazeu-
tischen Prüfung bestanden haben. 

(5) Außer in den hier genannten Fällen dürfen die Behörden 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz sowie die in Abs. 3 und 4 genannten Behörden 
personenbezogene Daten an öffentliche Stellen nur über-
mitteln oder an andere Teile der öffentlichen Stelle, deren 
Bestandteil die Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz ist, weitergeben 

1. in den Fällen des Art. 30 Abs. 2 oder 

2. für Zwecke, zu deren rechtmäßiger Erfüllung sie erho-
ben wurden. 

(6) 1Personenbezogene Daten dürfen von Unternehmern im 
Sinn von Art. 18 Abs. 2 und von Trägern im Sinn von Art. 
18 Abs. 5 Nr. 1 und 2 nur erhoben, aufbewahrt oder genutzt 
werden, soweit 

1. dies zur Ausführung und zum Nachweis ordnungsge-
mäßer Krankenpflege sowie für die weitere Versorgung 
des Patienten erforderlich ist oder  

2. die betroffene Person eingewilligt hat. 
2Soweit nicht bereits § 203 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 3 Satz 1 
des StGB Anwendung findet, dürfen die in Satz 1 genann-
ten Unternehmer, Träger oder ihre Mitarbeiter fremde Ge-
heimnisse oder personenbezogene Daten, die ihnen bei 
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ihrer Tätigkeit anvertraut oder sonst bekannt geworden 
sind, nicht unbefugt offenbaren. 3Die Offenbarung ist ins-
besondere befugt unter den in Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten 
Voraussetzungen sowie dann, wenn ein Arzt zur Offenba-
rung befugt wäre. 

 
Vierter Teil 

Übergangs- und Schlussvorschriften 
 

Art. 32 
Einschränkung von Grundrechten 

Auf Grund dieses Gesetzes kann das Grundrecht der Unver-
letzlichkeit der Wohnung eingeschränkt werden (Art. 13 
des Grundgesetzes, Art. 106 Abs. 2 der Verfassung). 

 
Art. 33 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Mit Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro kann 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Art. 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Abs. 2 Satz 1 
eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig  
oder nicht rechtzeitig erteilt, 

2. einer der in Art. 17 Abs. 3 Satz 1 genannten Verpflich-
tungen zuwiderhandelt oder 

3. entgegen einer in Art. 12 Abs. 2 oder Art. 18 Abs. 1 bis 
3 genannten Anzeigepflicht eine Anzeige nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet. 

(2) Mit Geldbuße bis zu fünftausend Euro kann belegt wer-
den, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren 
Anordnung nach Art. 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Satz 2 und 
Art. 18 Abs. 4 zuwiderhandelt. 

 
Art. 34 

Ermächtigungen 

(1) Das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung 

1. den Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz im Rahmen der Ziele und 
Aufgaben nach diesem Gesetz besondere Aufgaben zu-
zuweisen und Regelungen zur gemeinsamen Wahr-
nehmung von Aufgaben nach Art. 6 Abs. 4 zu erlassen, 

2. Aufbau und Aufgaben des Landesamts für Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit zu regeln (Art. 5 Abs. 1), 

3. im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des In-
nern kreisfreien Gemeinden die Aufgaben der unteren 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung 
und Verbraucherschutz zu übertragen (Art. 4  Abs. 3), 
diese nach Art. 4 Abs. 4 auf andere staatliche Behörden 
zurückzuübertragen und im Fall des Art. 4 Abs. 2 eine 
zuständige staatliche Behörde zu bestimmen, 

4. die Aufgaben der gerichtsärztlichen Dienste im Rah-
men ihres Auftrags nach Art. 5 Abs. 2 zu bestimmen, 
ihnen weitere Gesundheitsaufgaben (Art. 1 Abs. 2 
Nr. 1) der unteren Behörden für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz im Be-
reich der Justiz, die Wahrnehmung des vollzugsärztli-
chen Dienstes bei den Justizvollzugsanstalten sowie 
Aufgaben im Vollzug des § 24a des Straßenverkehrs-
gesetzes  zuzuweisen und Vorschriften über die Aufga-
benerfüllung zu erlassen, 

5. im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des In-
nern die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinär-
wesen, Ernährung und Verbraucherschutz bei Bedarf 
mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Landge-
richtsärzte zu beauftragen,  

6. die zuständigen Behörden für Gesundheit, Veterinär-
wesen, Ernährung und Verbraucherschutz abweichend 
von Art. 3 Abs. 2 und Art. 23 Abs. 3 zu bestimmen, 

7. Personen des Privatrechts nach Art. 7 Abs. 1 zu belei-
hen und die Zuständigkeiten nach Art. 7 Abs. 2 Satz 2 
zu bestimmen oder die Vornahme von Untersuchungen 
und Begutachtungen sowie die Ausstellung von Zeug-
nissen und Bescheinigungen durch Personen des Privat-
rechts gemäß Art. 11 Abs. 2 zu erlauben,  

8. die Anforderungen an die Verteilung von Gegenstän-
den zu Informations- und Ausbildungszwecken, die 
mittelbar der Werbung für Säuglingsanfangsnahrung 
oder Folgenahrung dienen, nach § 4 Abs. 4 Satz 4 
Säuglingsnahrungswerbegesetzes festzulegen, 

9. eine Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf 
der staatlich geprüften Lebensmittelchemiker nach 
Art. 29 Abs. 2 zu erlassen, 

(2) Das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung 

1. Vorschriften über die Berufsausübung der Hebammen 
und Entbindungspfleger, insbesondere über Berufs-
pflichten einschließlich der Fortbildung, sowie über 
Gebühren für Hebammenhilfe außerhalb der gesetzli-
chen Krankenversicherung und das den Hebammen mit 
Niederlassungserlaubnis gewährleistete Mindestein-
kommen zu erlassen,  

2. die zuständigen Behörden zum Vollzug 

a) der Bundesärzteordnung sowie der auf ihrer 
Grundlage erlassenen Rechtsverordnung (Approba-
tionsordnung für Ärzte), 

b) des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkun-
de sowie der auf seiner Grundlage erlassenen 
Rechtsverordnung (Approbationsordnung für 
Zahnärzte), 

c) der Bundestierärzteordnung sowie der auf ihrer 
Grundlage erlassenen Rechtsverordnung (Approba-
tionsordnung für Tierärzte), 



Drucksache 14/11831 Bayerischer Landtag 14. Wahlperiode Seite 21 

d) der sonstigen vom Bund auf Grund von Art. 74 Nr. 
19 des Grundgesetzes erlassenen Heilberufsgesetze 
sowie der auf Grund dieser Gesetze vom Bund er-
lassenen Rechtsverordnungen, soweit danach nicht 
bereits die Staatsregierung entsprechend ermächtigt 
ist, 

e) arznei- und betäubungsmittelrechtlicher Vorschrif-
ten des Bundes, 

f) des Tierschutzgesetzes und sonstiger tierschutz-
rechtlicher Vorschriften des Bundes, 

g) des Gesetzes über das Apothekenwesen und Apo-
thekenbetriebsordnung 

zu bestimmen, 

3. das Verfahren der Bestellung der ehrenamtlich tätigen 
Angehörigen der Prüfungskommissionen für Psycholo-
gische Psychotherapeuten und für Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten und ihrer Stellvertreter und 
deren Aufgaben und Pflichten während und nach Be-
endigung der Bestellung zu regeln sowie im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen eine 
der Tätigkeit angemessene Entschädigung und Reise-
kostenvergütung festzusetzen, 

4. in jedem Regierungsbezirk jeweils eine Behörde für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz als örtlich zuständig zu erklären für die 
Durchführung der Überprüfung nach § 2 Abs. 1 
Buchst. i der Ersten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die berufsmäßige Ausübung der Heilkunde 
ohne Bestallung – Heilpraktikergesetz – (BGBl III 
2122-2-1) sowie 

5. zur Durchführung von bundesrechtlichen Vorschriften 
und von Richtlinien des Rates der Europäischen Ge-
meinschaft zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch nähere 
Bestimmungen über die fachlichen Anforderungen an 
Geflügelfleischkontrolleure zu erlassen, insbesondere 
über 

a) die Zulassung zu den Lehrgängen, 

b) die Kenntnisse und Fertigkeiten, die Gegenstand 
der Lehrgänge und der Eignungsprüfung sind, 

c) das Verfahren für die Eignungsprüfung und 

d) die Nachprüfung. 

(3) Das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die zuständige Stelle im Sinn des § 3 Satz 2 des Emb-
ryonenschutzgesetzes zu bestimmen und das Verfahren zur 
Anerkennung entsprechend schwerwiegender geschlechts-
gebundener Erbkrankheiten im Sinn der genannten Vor-
schrift zu regeln. 

(4) Das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die zuständigen Landesbehörden zum Vollzug des 
Medizinprodukterechts zu bestimmen. 

Art. 35 
Verweisungen, Übergangsvorschriften 

1Soweit dieses Gesetz auf Rechtsvorschriften verweist, 
bezieht sich die Verweisung auf die Vorschriften in ihrer 
jeweils geltenden Fassung. 2Soweit auf Grund der bisher 
geltenden Vorschriften Gesundheits- oder Veterinäraufga-
ben, Aufgaben in der Ernährungsberatung oder beim Voll-
zug des Futtermittelrechts durch die kreisfreien Gemeinden 
wahrgenommen werden, oder auf diese durch Rechtsvor-
schrift übertragen wurden, bleibt diese Übertragung unbe-
rührt. 

 
Art. 36 

Änderung anderer Gesetze 

1. In §§ 2 und 5 des Gesetzes über die Schaffung eines 
Landesgesundheitsrats (BayRS 2120-2-G), zuletzt ge-
ändert durch Art. 16 des Gesetzes vom 28. März 2000 
(GVBl S. 136), werden die Worte „Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Ge-
sundheit“ durch die Worte „Staatsministerium für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz“ ersetzt. 

2. In Art. 1 Abs. 1 und Art. 7 Satz 1 des Gesetzes über die 
Gutachterstelle für die freiwillige Kastration und ande-
re Behandlungsmethoden (BayRS 2120-5-G) werden 
die Worte „Staatsministerium des Innern“ durch die 
Worte „Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung 
und Verbraucherschutz“ ersetzt. 

3. Das Gesetz über das bevölkerungsbezogene Krebsre-
gister Bayern (BayKRB) vom 25. Juli 2000 (GVBl S. 
474, BayRS 2126-12-G) wird wie folgt geändert: 

a) In Art. 5 Abs. 5 Satz 2, in Art. 6 Abs. 1 Satz 1, in 
Art. 11 Abs. 1 Satz 1 und in Art. 15 werden die 
Worte „Staatsministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch 
die Worte „Staatsministerium für Gesundheit, Er-
nährung und Verbraucherschutz“ ersetzt. 

b) In Art. 5 Abs. 6 Satz 1 wird das Wort „Gesund-
heitsämter“ durch die Worte „unteren Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz“ ersetzt. 

c) In Art. 6 Abs. 2 wird das Wort „Gesundheitsäm-
tern“ durch die Worte „unteren Behörden für Ge-
sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz“ ersetzt. 

d) In Art. 7 Abs. 1 Nr. 2 und 5 werden die Worte 
„vom Gesundheitsamt“ durch die Worte „von der 
unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz“ ersetzt. 

e) In Art. 9 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „des mit-
teilenden Gesundheitsamts“ durch die Worte „der 
mitteilenden unteren Behörde für Gesundheit, Ve-
terinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz“ 
ersetzt. 
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4. Das Bestattungsgesetz – BestG – (BayRS 2127-1-G), 
zuletzt geändert durch § 5 des Gesetzes vom 26. Juli 
1997 (GVBl S. 323), wird wie folgt geändert: 

a) Art. 3 a wird wie folgt geändert: 

aa) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 werden die Worte „dem Ge-
sundheitsamt, in dessen Bezirk“ durch die 
Worte „unteren Behörde für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz, in deren Bezirk“ ersetzt. 

bbb) In Satz 2 werden die Worte „das Gesund-
heitsamt“ durch die Worte „die untere 
Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz“ er-
setzt. 

ccc) In Satz 3 werden die Worte „Die Gesund-
heitsämter“ durch die Worte „Die unteren 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwe-
sen, Ernährung und Verbraucherschutz“ 
ersetzt. 

bb) In Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Worte 
„Staatsministerium für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch 
die Worte „Staatsministerium für Gesundheit, 
Ernährung und Verbraucherschutz“ ersetzt. 

b) Art. 14 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Die Gesundheits-
ämter“ durch die Worte „Die unteren Behörden 
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „die Gesundheits-
ämter” durch die Worte „die unteren Behörden 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung 
und Verbraucherschutz“ ersetzt. 

c) Art. 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Staatsministerium des Innern“ 
werden durch die Worte „Staatsministerium 
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz“ ersetzt. 

bb) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1; es wird 
folgender Satz 2 angefügt: 

„2Art. 1 Abs. 2 des Gesetzes über Zuständig-
keiten in der Gesundheit, in der Ernährung und 
im Verbraucherschutz vom 9. April 2001 
bleibt unberührt.“ 

d) Art. 16 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Einleitungssatz werden die Worte „Staats-
ministerium des Innern“ durch die Worte 
„Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung 
und Verbraucherschutz“ ersetzt.  

bb) In Nr. 1 Satz 2 werden die Worte „Staatsminis-
terium des Innern“ durch die Worte „Staatsmi-
nisterium für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz“ ersetzt. 

cc) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1; es wird 
folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) Art. 1 Abs. 2 des Gesetzes über Zustän-
digkeiten in der Gesundheit, in der Ernährung 
und im Verbraucherschutz vom 9. April 2001 
bleibt unberührt.“ 

5. Das Gesetz über ergänzende Regelungen zum Schwan-
gerschaftskonfliktgesetz und zur Ausführung des Ge-
setzes zur Hilfe für Frauen bei Schwangerschaftsabbrü-
chen in besonderen Fällen (Bayerisches Schwangeren-
hilfeergänzungsgesetz – BaySchwHEG) vom 9. August 
1996 (GVBl S. 328, BayRS 2170-8-G), zuletzt geän-
dert durch § 3 des Gesetzes vom 24. Dezember 2002 
(GVBl S. 993), wird wie folgt geändert: 

a) In Art. 3 Abs. 2 werden die Worte „das Gesund-
heitsamt“ durch die Worte „die untere Behörde für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Ver-
braucherschutz“ ersetzt. 

b) In Art. 4 und 5 Abs. 5 Satz 2 und Abs. 6 werden 
jeweils die Worte „dem Gesundheitsamt“ durch die 
Worte „der unteren Behörde für Gesundheit, Vete-
rinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz“ er-
setzt. 

c) Art. 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Abs. 1 wird das Wort „Gesundheitsämtern“ 
durch die Worte „unteren Behörden für Ge-
sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz“ ersetzt. 

bb) In Abs. 3 wird das Wort „Gesundheitsämter“ 
durch die Worte „unteren Behörden für Ge-
sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Ver-
braucherschutz“ ersetzt. 

d) Art. 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„Gesundheitsämter“ durch die Worte „unteren 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Worte „ein Gesundheits-
amt“ durch die Worte „eine untere Behörde für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz“ ersetzt. 

6. Das Gesetz über die Schwangerenberatung (Bayeri-
sches Schwangerenberatungsgesetz – BaySchwBerG) 
vom 9. August 1996 (GVBl S. 320, BayRS 2170-2-A), 
wird wie folgt geändert: 

a) Art. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „Gesund-
heitsämter“ durch die Worte „unteren Behör-
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den für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz“ ersetzt.  

bb) In Art. 3 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte „je-
dem Gesundheitsamt“ durch die Worte „jeder 
unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwe-
sen, Ernährung und Verbraucherschutz“ er-
setzt. 

b) In Art. 14 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Gesund-
heitsämter“ durch die Worte „die unteren Behörden 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz“ ersetzt. 

 
Art. 37 

In-Kraft-Treten,  
Aufhebung von Rechtsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am …………. 2003 in Kraft und mit 
Ablauf des …………… (nach Ablauf von fünf Jahren) 
außer Kraft. 

(2) Mit Ablauf des ……………………. treten außer Kraft. 

1. das Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst 
(Gesundheitsdienstgesetz – GDG) vom 12. Juli 1986 
(GVBl S. 120, BayRS 2120-1-G), zuletzt geändert 
durch § 2 des Gesetzes vom 24. Dezember 2001 (GVBl 
S. 993), 

2. das Lebensmittelüberwachungsgesetz (LÜG) vom 11. 
November 1997 (GVBl S. 738, BayRS 2125-1-G), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 24. Dezember 2002 
(GVBl S. 981), 

3. Art. 4 und 5 des Gesetzes über Zuständigkeiten in der 
Gesundheit, in der Ernährung und im Verbraucher-
schutz vom 9. April 2001 (GVBl S. 108, BayRS 1102-
10-S) und 

4. die Verordnung über Zuständigkeiten zum Vollzug des 
Futtermittelrechts (ZustVFR) vom 20. Juli 2001 (GVBl 
S. 389, BayRS 7880-2-G). 

 
 
Begründung 

A) Allgemeines 

1. Mit dem Gesundheitsdienstgesetz (GDG) vom 12. Juli 1986 
sind die Fachaufgaben der Gesundheitsfachverwaltung und 
der Veterinärfachverwaltung als die beiden Säulen öffentli-
cher Gesundheitspflege umfassend geregelt worden. Auch 
wenn viele dieser Aufgaben durch meist bundesrechtliche 
Fachgesetze geregelt sind, so konnte der Landesgesetzgeber 
den Gesundheits- und Veterinärämtern insbesondere Aufga-
ben auf dem Gebiet der allgemeinen Hygiene und der Ge-
sundheitshilfe zuweisen. Neben den allgemeinen Behörden 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes hatte das Gesundheits-
dienstgesetz auch die besonderen Behörden des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes zum Gegenstand. Der gerichtsärztliche 
und der polizeiärztliche Dienst waren darin ebenso verankert 
wie die Landesuntersuchungsämter für das Gesundheitswe-
sen. 

Im Jahr 1996 wurden im Zuge der Verwaltungsreform die 
Staatlichen Gesundheitsämter und die Staatlichen Veterinär-
ämter als Fachbehörden aufgelöst und in die Landratsämter 
eingegliedert. Das Gesundheitsdienstgesetz wurde dement-
sprechend geändert. Allerdings blieb eine Sonderstellung der 
Gesundheitsämter und der Veterinärämter zurück: Art. 9 der 
Gemeindeordnung ist auf diesen Bereich nicht anwendbar. 
Nur die Gemeinden, die bislang Träger von Gesundheits-  
oder Veterinärämtern waren, behielten die Aufgabe bei. Die 
übrigen konnten die Übertragung der Aufgabe beantragen. 
Taten sie das nicht, wurde ein für das Gemeindegebiet zu-
ständiges Landratsamt bestimmt.  

Am 11. November 1997 erfolgte mit dem Lebensmittelüber-
wachungsgesetz (LÜG) eine Novelle auf dem Gebiet des 
Rechts der Lebensmittelüberwachung. Das Gesetz über den 
Vollzug des Lebensmittelrechts (VollzGLmR) war wegen des 
Erlasses neuer bundesgesetzlicher Regelungen veraltet und 
musste an die neuen Gegebenheiten angepasst werden.  

Am 30. Januar 2001 wurde das Staatsministerium für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz gegründet. So-
wohl der Vollzug des Gesundheitsdienstgesetzes als auch der 
des Lebensmittelüberwachungsgesetzes fallen in den Ge-
schäftsbereich dieses Ministeriums. Außerdem wurden dem 
Geschäftsbereich der Vollzug des Futtermittelrechts und die 
Aufgaben auf dem Gebiet der Ernährungsberatung aus dem 
Geschäftsbereich des damaligen Staatsministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten übertragen. 

Dem entsprechend wurden mit Gesetz vom 9. April 2001 ü-
ber die Zuständigkeiten in der Gesundheit, in der Ernährung 
und im Verbraucherschutz die Zuständigkeiten des Ge-
schäftsbereichs festgelegt und neue Behörden errichtet. Durch 
Art. 4 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 wurde 
das Bayerische Landesamt für Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit errichtet, das an die Stelle der Landesuntersu-
chungsämter für das Gesundheitswesen trat. Art. 5 des Geset-
zes regelt die Errichtung der „Ämter für Gesundheits- und 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz“. Hierbei 
handelt es sich um die Behörden auf der unteren Verwal-
tungsebene, also bei den Landratsämtern und den kreisfreien 
Städten, in denen die Aufgaben der früheren Gesundheits- 
und Veterinärämter und der Lebensmittelüberwachungsbe-
hörden zusammengefasst worden sind. Neu auf die Landrats-
ämter zu gekommen sind die Ernährungsberatung und die 
Entnahme von Futtermittelproben. Hier lagen die Zuständig-
keiten zuvor bei den seinerzeitigen Ämtern für Landwirt-
schaft und Ernährung (jetzt: Landwirtschaftsämter). 

2. Der Gesetzentwurf hat folgenden Inhalt: 

Im Ersten Teil werden der Anwendungsbereich, die Behörden 
und das Zusammenwirken der verschiedenen Stellen geregelt. 
Als Folge der Eingliederung der früheren Sonderverwaltun-
gen in die Landratsämter stellt sich die Zuständigkeitsvertei-
lung zwischen den Landratsämtern und den kreisfreien Ge-
meinden hier schwieriger dar als in anderen Rechtsbereichen. 
Es gibt hier den im Landesrecht einmaligen Fall, dass ein 
Landratsamt auch für das Gebiet einer kreisfreien Gemeinde 
zuständig sein kann. Bei den Regeln über das Zusammenwir-
ken der Behörden untereinander sowie mit Vereinigungen 
und Verbänden steht die Bildung von Netzwerken im Vor-
dergrund, bei denen die Landratsämter bzw. kreisfreien Ge-
meinden einen wichtigen Knoten darstellen. 
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Im Zweiten Teil werden die Aufgaben und Befugnisse der 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz geregelt, wobei sich im I. Abschnitt die 
allgemeinen, überfachlichen Aufgaben finden. Bürgerorien-
tierung, Prävention, die Bewältigung von Risiken und das 
Schaffen einer tragfähigen Grundlage für künftige Entschei-
dungen (Gesundheitsberichterstattung) stehen dabei im Mit-
telpunkt.  

Der II. Abschnitt enthält die Gesundheitsaufgaben und die 
Aufgaben im Rahmen der Ernährungsberatung.  

Im III. Abschnitt finden sich die Veterinäraufgaben und die 
Regelungen zur Futtermittelüberwachung. Auch hier handelt 
es sich im Wesentlichen um die Aufgaben, für die früher die 
Veterinärämter zuständig waren. Neu hinzugekommen ist die 
Regelung zum Mobilen Veterinärdienst Bayern (Art. 21 des 
Gesetzentwurfs). Geregelt werden im III. Abschnitt auch die 
Zuständigkeiten und die durch Landesrecht regelungsbedürf-
tigen Befugnisse im Rahmen der Futtermittelkontrolle.  

Der IV. Abschnitt befasst sich mit der Lebensmittelüberwa-
chung. Hinsichtlich der Lebensmittelüberwachung wurden im 
wesentlichen die Bestimmungen aus dem Lebensmittelüber-
wachungsgesetz übernommen. Unter Berücksichtigung der 
aktuellen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
wurden die öffentliche Warnung und die Information der Öf-
fentlichkeit über Rechtsverstöße (Art. 25 und 26 des Gesetz-
entwurfs) neu geregelt. Neu ist auch die Bestimmung, dass 
bei Anordnungen der Lebensmittelüberwachungsbehörden 
die aufschiebende Wirkung entfällt, wenn die Anordnung auf 
einem Verbot zum Schutz der Gesundheit beruht.  

Der Dritte Teil enthält Bestimmungen zum Datenschutz und 
zur Datenübermittlung. Dies ist ein im Gesundheitswesen 
sehr sensibler Bereich. Im Wesentlichen werden die im Ge-
sundheitsdienstgesetz verstreuten Regelungen zusammenge-
fasst. 

Im Vierten Teil finden sich unter den Übergangs- und 
Schlussvorschriften Regelungen über die Einschränkung von 
Grundrechten, zu den Ordnungswidrigkeiten und die Ermäch-
tigungsgrundlagen. Im Zuge der Novelle werden auch etliche 
Bestimmungen aufgehoben oder geändert. Zu nennen sind 
insbesondere das Gesundheitsdienstgesetz, das Lebensmittel-
überwachungsgesetz, Art. 4 und 5 des Zuständigkeitsgesetzes 
vom 9. April 2001 sowie die Verordnung über Zuständigkei-
ten zum Vollzug des Futtermittelrechts.  

B) Einzelbegründung 

Erster Teil. Allgemeine Vorschriften 

Im ersten Teil werden der Anwendungsbereich des Gesetzes 
bestimmt und grundlegende Fragen zum Behördenaufbau sowie 
zur Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Stellen festgelegt. 

Zu Art. 1 

Anwendungsbereich 

Absatz 1: 

Hinter den Bereichen Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz können sich eine Unzahl von Aufgaben des 
Staates, der Kommunen, der Sozialversicherungsträger und der 
sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts verbergen. In Absatz 1 wird klargestellt, dass sich das 
Gesetz nur mit einem Ausschnitt aus diesem Spektrum befasst, 

nämlich mit den Aufgaben und Befugnissen der Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
im Sinn des Art. 2 Abs. 1 bzw. den besonderen Behörden im Sinn 
des Art. 5 des Gesetzentwurfs, wie sie in Art. 1 und 3 des Gesetzes 
über Zuständigkeiten in der Gesundheit, in der Ernährung und im 
Verbraucherschutz vom 9. April 2001 geregelt sind. Dies ist ein 
Ausschnitt aus dem Aufgabenspektrum des Geschäftsbereichs des 
Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz. 

Diese Aufgaben werden überwiegend durch Spezialvorschriften 
auf dem Gebiet des Infektionsschutzrechts, des Heimrechts, im 
Schwangerenberatungsgesetz, in Vorschriften des Tierseuchen-
rechts, des Fleischhygienerechts, des Lebensmittelrechts oder des 
Futtermittelrechts bestimmt. Der Gesetzentwurf lässt diese Be-
stimmungen unberührt. Fachgesetzliche Aufgabenzuweisungen 
gelten fort (vgl. Absatz 2 Nr. 7). 

Absatz 2: 

In Absatz 2 wird das Aufgabenspektrum der Behörden für Ge-
sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz im 
Einzelnen umschrieben. Die Aufteilung in die einzelnen Aufga-
benbereiche ist insbesondere deswegen erforderlich, weil viele 
kreisfreie Gemeinden nur für einzelne Teilbereiche zuständig sind 
(vgl. Begründung zu Art. 4).  

Zahlreiche Bestimmungen verwenden die in Absatz 2 Nr. 1 und 2 
genannten Begriffe Gesundheits- bzw. Veterinäramt, Amts(tier)-
arzt oder beamteter Arzt bzw. Tierarzt (z.B. die bundesrechtlichen 
Vorschriften § 2 Nr. 14 Infektionsschutzgesetz, § 101 Abs. 2 
Beamtenrechtsrahmengesetz, § 3 Abs. 2 Nr. 3 Tierseuchenerre-
gerverordnung). Durch die Regelung soll klargestellt werden, dass 
es sich hierbei um die Aufgaben der Behörden für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz handelt.  

Im Gegensatz zu Art. 2 Abs. 2 GDG, der bereits eine ähnliche 
Regelung zu den Amts-(Tier-)ärzten und den beamteten (Tier-)-
Ärzten enthielt, wurden in die Aufzählung zusätzlich die Aufga-
ben der Gesundheits- und Veterinärämter aufgenommen, weil 
diese Bezeichnungen im Gesetz ansonsten nicht mehr verwendet 
werden. Das Handeln der in Absatz 2 genannten Stellen kann zur 
Klarheit des Rechtsverkehrs deutlich gemacht werden. Dies gilt 
insbesondere für die Erteilung amtsärztlicher oder amtstierärztli-
cher Gutachten, Zeugnisse oder Bescheinigungen. Da das Erstel-
len solcher Urkunden in den Aufgaben nach Absatz 2  Nummern 1 
und 2 enthalten ist, wurde auf eine ausdrückliche gesetzliche 
Bestimmung, wie sie sich in Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GDG befindet, 
verzichtet. 

Soweit jeweils im Rahmen der Aufzählung die Fachaufgaben des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes oder des öffentlichen Veterinär-
wesens angesprochen sind, handelt es sich dabei um die schlicht-
hoheitlichen Aufgaben ohne die Vollzugsaufgaben. Die Voll-
zugsaufgaben obliegen in vielen Bereichen des Gesundheits- und 
Veterinärwesens den Kreisverwaltungsbehörden (vgl. z.B. § 1 
Verordnung zur Ausführung des Infektionsschutzgesetzes).  

Über die in den Nummern 1 bis 5 genannten Bereiche hinaus 
nehmen die Behörden Querschnittsaufgaben im gesundheitlichen 
und ernährungsbezogenen Verbraucherschutz wahr (Nr. 6), indem 
sie an der allgemeinen Information und Aufklärung in ihrem 
Aufgabenbereich mitwirken.  

Im Übrigen erfüllen die Behörden die Aufgaben, die ihnen durch 
andere Rechtsvorschriften (z.B. im Bereich des Infektionsschutz-
rechts, der Heimaufsicht, der Schwangerenberatung, des Tierseu-
chenrechts, des Tierschutzrechts) zugewiesen sind (Absatz 2 
Nr. 7).  
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Zu Art. 2 

Aufgabenträger 

Absatz 1: 

Die Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz sind zum einen aus den früheren Gesundheits- 
und Veterinärämtern hervorgegangen. Diese Sonderverwaltung 
wurde mit Gesetz vom 23. Dezember 1995 (GVBl S. 843) aufge-
löst und in die Landratsämter eingegliedert. Damit sollte der Kon-
zentrationsmaxime Rechnung getragen werden und die Fach- und 
die Vollzugsaufgaben bei den unteren staatlichen Verwaltungsbe-
hörden möglichst zusammengeführt werden. Zum anderen wurden 
den Behörden mit dem Zuständigkeitsgesetz vom 9. April 2001 
Aufgaben aus dem Bereich der Landwirtschaftsverwaltung (Er-
nährungsberatung und Futtermittelkontrolle) zugewiesen. 

Absatz 2: 

Es wird klargestellt, dass es sich bei den Aufgaben der Behörden 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz und den damit verbundenen Befugnissen um Staatsaufga-
ben handelt, die die kommunalen Behörden im Sinn des Art. 4 als 
übertragene Aufgaben wahrnehmen. Das örtliche Gesundheitswe-
sen, das Art. 83 Abs. 1 der Verfassung und Art. 57 Abs. 1 Ge-
meindeordnung (GO) den Gemeinden als Aufgabe des eigenen 
Wirkungskreises zuweist, bleibt vom Gesetz ebenso unberührt wie 
die Aufgaben des eigenen Wirkungskreises der Landkreise nach 
Art. 51 Abs. 1 Landkreisordnung (LKrO). In Abgrenzung zu den 
Aufgaben dieses Gesetzes handelt es sich bei den kommunalen 
Selbstverwaltungsangelegenheiten in erster Linie um das Schaffen 
und Unterhalten von Einrichtungen der Daseinsvorsorge, die dem 
Gesundheitswesen dienen (z.B. Trinkwasserversorgung, Träger-
schaft von Krankenhäusern usw.) sowie um die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Reinlichkeit. 
 
Zu Art. 3 

Allgemeine staatliche Behörden für Gesundheit, Veterinärwe-
sen, Ernährung und Verbraucherschutz 

Absatz 1: 

Die staatlichen Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz folgen dem dreistufigen Behörden-
aufbau. Dies war bereits in Art. 2 Abs. 1 GDG so geregelt.  

An Stelle der Bezeichnung „Ämter für Gesundheits- und Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz“, wie sie in Art. 5 
Abs. 1 Satz 1 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 ein-
geführt worden ist, wird nunmehr die Bezeichnung „Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz“ 
verwendet, weil der Begriff „Behörde“ üblicherweise für die 
Bezeichnung der Aufgabenbereiche innerhalb von Staatsbehörden 
verwendet wird (vgl. auch Bauaufsichtsbehörde, Naturschutzbe-
hörde).  

Absatz 2: 

Nach allgemein geltenden Grundsätzen liegt die Regelzuständig-
keit bei den Behörden der unteren Verwaltungsstufe. Ewas ande-
res kann durch Gesetz bestimmt werden oder auch durch Rechts-
verordnung nach Art. 34 Abs. 1 Nr. 6. 

Absatz 3: 

Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern als Veterinäramt 
für die Landeshauptstadt München war bereits in Art. 2 Abs. 1 
Nr. 1 GDG geregelt. Darüber hinaus waren mit § 1 Satz 2 der 
Verordnung über Zuständigkeiten in der Gesundheit, in der Ernäh-

rung und im Verbraucherschutz vom 24. April 2001 (GVBl S. 
160) der Regierung von Oberbayern die Aufgaben in der Ernäh-
rungsberatung und beim Vollzug des Futtermittelrechts für das 
Gebiet der Landeshauptstadt München übertragen worden. 

Absatz 4: 

Absatz 4 entspricht Art. 2 Abs. 2 Satz 3 GDG. Allerdings erfolgt 
eine Klarstellung, auf welche Arten der Dienstfähigkeit bzw. der 
Dienstunfähigkeit sich die Bestimmung bezieht. 

Absatz 5: 

Absatz 5 entspricht im Wesentlichen Art. 2 Abs. 3 Satz 1 GDG. 
Die Bestimmung wurde um die Fachkräfte des höheren Dienstes 
in der Ernährungsberatung erweitert. Zu dem sonst erforderlichen 
Fachpersonal gehören auch z.B. die Mitarbeiter der Lebensmittel-
überwachung, die Veterinärassistenten, die Gesundheitsaufseher, 
die Diplom-Sozialpädagogen (FH), die Fachkräfte des gehobenen 
Dienstes in der Ernährungsberatung oder die sozialmedizinischen 
Assistenten. Außerdem wurde der Vorbehalt aufgenommen, dass 
die Zuweisung der Fachkräfte nur im Rahmen des Haushaltsrechts 
erfolgen kann. 
 
Zu Art. 4 

Kommunale Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen,  
Ernährung und Verbraucherschutz 

Art. 4 ersetzt den bisherigen Art. 4 GDG und aktualisiert die 
Bestimmung im Hinblick auf das Auslaufen der Antragsfristen des 
Art. 4 Abs. 2 und 3 GDG sowie auf die Wahrnehmung der Aufga-
ben in der Ernährungsberatung, beim Vollzug des Futtermittel-
rechts und der allgemeinen Aufklärung, Information und Beratung 
nach Art. 8.  

Absatz 1: 

Schon nach Art. 4 Abs. 1 GDG ist im Bereich der Übernahme der 
früheren Gesundheits- und Veterinärämter durch die Landratsäm-
ter Art. 9 Abs. 1 GO nicht anwendbar. Das heißt, die kreisfreien 
Gemeinden sind hier nicht als Kreisverwaltungsbehörden an die 
Stelle der Landratsämter getreten.  

Nach der Begründung des Gesetzes zur Eingliederung der staatli-
chen Gesundheitsämter und Veterinärämter (Drucksache 13/2890) 
hätte es die kreisfreien Gemeinden überfordert, wären sie automa-
tisch als Kreisverwaltungsbehörden zuständig gewesen. Stattdes-
sen wurde den kreisfreien Gemeinden die Möglichkeit eingeräumt, 
sich die Aufgaben der Gesundheits- oder Veterinärämter übertra-
gen zu lassen.  

In Art. 5 Abs. 3 Satz 1 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 
2001 wurde geregelt, dass auch auf die von den früheren Ämtern 
für Landwirtschaft und Ernährung übernommenen Aufgaben im 
Bereich der Ernährungsberatung und beim Vollzug des Futtermit-
telrechts Art. 9 Abs. 1 GO keine Anwendung findet. Stattdessen 
wurde den kreisfreien Gemeinden, die bisher schon die Aufgaben 
als Gesundheits- oder Veterinärämter wahrnehmen, die Möglich-
keit eingeräumt, sich die Aufgaben übertragen zu lassen (Art. 5 
Abs. 4 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001).  

Im Übrigen wurde durch Rechtsvorschrift bestimmt, welche Be-
hörde im Bereich einer kreisfreien Gemeinde die Aufgaben als 
Gesundheits- oder Veterinäramt, beim Vollzug des Futtermittel-
rechts oder in der Ernährungsberatung wahrnimmt. Nach dem 
gegenwärtigen Stand verteilen sich die Zuständigkeiten bei den 
kreisfreien Gemeinden wie folgt: 
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Kreisfreie  
Gemeinde Gesundheitsaufgaben Veterinäraufgaben Ernährungsberatung und Entnahme  

von Futtermittelproben 

Ingolstadt Stadt Ingolstadt Stadt Ingolstadt Stadt Ingolstadt 

München Stadt München Regierung von Oberbayern Regierung von Oberbayern 

Rosenheim LRA Rosenheim LRA Rosenheim LRA Rosenheim 

Landshut LRA Landshut LRA Landshut LRA Landshut 

Passau LRA Passau LRA Passau LRA Passau 

Straubing LRA Straubing-Bogen Stadt Straubing Stadt Straubing 

Amberg LRA Amberg-Sulzbach LRA Amberg-Sulzbach LRA Amberg-Sulzbach 

Regensburg LRA Regensburg LRA Regensburg LRA Regensburg 

Weiden i.d.Opf. LRA Neustadt an der Waldnaab Stadt Weiden i.d. Opf  LRA Neustadt an der Waldnaab 

Bamberg LRA Bamberg Stadt Bamberg LRA Bamberg 

Bayreuth LRA Bayreuth Stadt Bayreuth LRA Bayreuth 

Coburg LRA Coburg LRA Coburg LRA Coburg 

Hof LRA Hof Stadt Hof Stadt Hof 

Ansbach LRA Ansbach LRA Ansbach LRA Ansbach 

Erlangen LRA Erlangen-Höchstadt LRA Erlangen-Höchstadt LRA Erlangen-Höchstadt 

Nürnberg Stadt Nürnberg LRA Fürth Stadt Nürnberg 

Fürth LRA Fürth LRA Fürth LRA Fürth 

Schwabach LRA Roth LRA Roth LRA Roth 

Aschaffenburg LRA Aschaffenburg LRA Aschaffenburg LRA Aschaffenburg 

Schweinfurt LRA Schweinfurt LRA Schweinfurt LRA Schweinfurt 

Würzburg LRA Würzburg LRA Würzburg LRA Würzburg 

Augsburg Stadt Augsburg LRA Augsburg Stadt Augsburg 

Kaufbeuren LRA Ostallgäu LRA Ostallgäu LRA Ostallgäu 

Kempten (Allgäu) LRA Oberallgäu LRA Oberallgäu LRA Oberallgäu 

Memmingen Stadt Memmingen Stadt Memmingen Stadt Memmingen 

 
Die Aufgaben als Lebensmittelüberwachungsbehörden oblagen 
dagegen schon vor der Eingliederung der staatlichen Gesundheits- 
und Veterinärämter in die Landratsämter den Kreisverwaltungsbe-
hörden. Die Anwendung des Art. 9 GO wurde für diesen Bereich 
nicht ausgeschlossen, so dass alle kreisfreien Gemeinden Lebens-
mittelüberwachungsbehörden sind.  

Nach dem Gesundheitsdienstgesetz und dem Zuständigkeitsgesetz 
vom 9. April 2001 gibt es drei Möglichkeiten, wie die Aufgaben-
wahrnehmung in einer kreisfreien Gemeinde geregelt sein kann: 

─ Vollübertragung (nur Ingolstadt und Memmingen): Die kreis-
freie Gemeinde ist untere Behörde für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz, so dass sie alle 
in Art. 1 Abs. 2 genannten Aufgaben wahrnimmt und darüber 
hinaus die Vollzugszuständigkeiten als Kreisverwaltungsbe-
hörde oder als Sicherheitsbehörde besitzt, wie sie in anderen 
Rechtsvorschriften genannt sind. 

─ Teilübertragung: Die kreisfreie Gemeinde ist nur in den 
Bereichen untere Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 

Ernährung und Verbraucherschutz, die ihr übertragen worden 
sind. In jedem Fall ist sie Lebensmittelüberwachungsbehörde. 
Es empfiehlt sich, dass die kreisfreie Stadt im Rechtsverkehr 
eine Bezeichnung wählt, die dem Rechnung trägt (Führen ei-
nes Teils der gesetzlichen Bezeichnungen). Darüber hinaus 
nimmt sie Vollzugszuständigkeiten als Kreisverwaltungsbe-
hörde oder als Sicherheitsbehörde wahr, wie sie in anderen 
Rechtsvorschriften genannt sind. Die Vollzugszuständigkeit 
kann sich auch auf Bereiche beziehen, in denen der kreisfrei-
en Gemeinde keine Aufgaben nach Art. 1 Abs. 2 übertragen 
worden sind.  

─ Keine Übertragung: Die kreisfreie Gemeinde ist nur als Le-
bensmittelüberwachungsbehörde untere Behörde für Gesund-
heit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz. Es 
empfiehlt sich, dass sie im Rechtsverkehr nicht als untere Be-
hörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Ver-
braucherschutz auftritt, sondern als Lebensmittelüberwa-
chungsbehörde. Darüber hinaus nimmt sie Vollzugszustän-
digkeiten als Kreisverwaltungsbehörde oder als Sicherheits-
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behörde wahr, wie sie in anderen Rechtsvorschriften genannt 
sind. Die Vollzugszuständigkeit kann gravierend von der Zu-
ständigkeit für Fachaufgaben nach Art. 1 Abs. 2  abweichen. 
Diese Abweichung entspricht im Wesentlichen dem Zustand 
zur Zeit der Sonderverwaltungen Gesundheitsamt, Veterinär-
amt oder Amt für Landwirtschaft und Ernährung. 

Zuständig sind die kreisfreien Gemeinden in jedem Fall für die 
Information und Aufklärung und Fragen des Verbraucherschutzes 
im Sinn von Art. 8 i.V.m. Art. 1 Abs. 2 Nr. 6. Zum einen besteht 
hier oft ein enger Zusammenhang mit Fragen der Lebensmittel-
überwachung (gesundheitlicher Verbraucherschutz). Zum anderen 
soll die kreisfreie Gemeinde als die auch für sonstige Bürgeranlie-
gen örtlich zuständige Behörde als Ansprechpartnerin dienen.  
Absatz 2: 
Im Bereich des Gesundheits- und Veterinärwesens sind die für das 
Gebiet der kreisfreien Gemeinden zuständigen Landratsämter 
durch Gesetz bzw. durch auf Art. 4 GDG gestützte Verordnungen 
bestimmt worden. Gleichermaßen wurde für das Gebiet der kreis-
freien Gemeinde durch eine auf Art. 5 Abs. 3 Satz 3 des Zustän-
digkeitsgesetzes vom 9. April 2001 gestützte Verordnung die 
zuständige staatliche Behörde für die Aufgaben in der Ernäh-
rungsberatung und bei der Futtermittelkontrolle bestimmt. Da 
beide gesetzlichen Bestimmungen aufgehoben werden, wird die 
Ermächtigungsgrundlage für diese Verordnungen in das neue 
Gesetz übernommen. Nachdem nicht nur eine Übertragung der 
Zuständigkeit auf ein Landratsamt in Betracht kommt, wurde in 
Anlehnung an Art. 5 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 des Zuständigkeits-
gesetzes vom 9. April 2001 bestimmt, dass die Aufgaben auf eine 
staatliche Behörde übertragen werden können. Davon umfasst ist 
auch die Übertragung auf das Landratsamt.  
Absatz 3: 
Absatz 3 entspricht Art. 5 Abs. 4 des Zuständigkeitsgesetzes vom 
9. April 2001. Demnach können einer kreisfreien Gemeinde, die 
bisher schon die Aufgaben und Befugnisse des Gesundheitsamts 
oder des Veterinäramts wahrgenommen hat, auf deren Antrag hin 
die Aufgaben im Bereich der Ernährungsberatung und beim Voll-
zug des Futtermittelrechts übertragen werden. Im Gegensatz zu 
Art. 5 Abs. 4 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 wurde 
eine Auslauffrist für den Übertragungsantrag in den Gesetzent-
wurf aufgenommen, um Rechtssicherheit bei den Bürgern und 
Planungssicherheit für die betroffenen Behörden zu erhalten. 
Ähnlich war dies bei der Übertragung der Aufgaben der Gesund-
heits- und Veterinärämter in Art. 4 Abs. 2 Satz 2 GDG geregelt 
worden.  
Absatz 4: 
Bereits Art. 4 Abs. 3 GDG sah vor, dass die auf die kreisfreien 
Gemeinden übertragenen Aufgaben der Gesundheits- und Veteri-
närämter auf staatliche Gesundheits-, Veterinär- oder Landesun-
tersuchungsämter zurückübertragen werden können, wenn die 
kreisfreie Gemeinde nicht mehr die Gewähr für eine ordnungsge-
mäße Aufgabenerfüllung bietet, insbesondere das erforderliche 
Personal nicht mehr zur Verfügung steht. Absatz 5 entspricht 
dieser Regelung. Während Art. 4 Abs. 3 GDG von einer gleich-
wertigen Übertragungsmöglichkeit auf die einzelnen Behörden 
ausgeht, enthält der Gesetzentwurf nun den Grundsatz, dass die 
Rückübertragung auf ein Landratsamt erfolgt und nur in Einzelfäl-
len auf eine andere staatliche Behörde. Eine Einschränkung auf 
eine bestimmte staatliche Behörde (z.B. Regierung oder Lan-
desamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit) wurde bewusst 
nicht vorgenommen, um im Einzelfall flexibel reagieren zu kön-
nen.  

Absatz 5: 

Diese Regelung entspricht Art. 4 Abs. 2 Satz 5 GDG. Es erfolgte 
jedoch die Erweiterung im Hinblick auf die Fachkräfte des höhe-
ren Dienstes in der Ernährungsberatung und auf das für die Ent-
nahme der Futtermittelproben erforderliche Fachpersonal. Wie im 
Vorblatt des Gesetzentwurfs zum Zuständigkeitsgesetz vom 9. 
April 2001 (Drucksache 14/5948) angekündigt, erhalten die kreis-
freien Gemeinden gemäß Art. 9 Abs. 4 Nr. 2 und 3 Finanzaus-
gleichsgesetz einen entsprechenden finanziellen Ausgleich. 
 
Zu Art. 5 

Besondere staatliche Behörden für Gesundheit, Veterinärwe-
sen, Ernährung und Verbraucherschutz 

Absatz 1: 

Mit Art. 4 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 wurde 
das Bayerische Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit errichtet. In der Verordnung vom 27. November 2001 
über die Einrichtung des Bayerischen Landesamts für das Ge-
sundheitswesen und für Lebensmittelsicherheit (LGLV, GVBl S. 
886, BayRS 2120-3-G) wurden die Organisation und die Aufga-
ben des Landesamts geregelt. Da Art. 4 des Zuständigkeitsgeset-
zes aufgehoben wird, wird die grundsätzliche Bestimmung zur 
Einrichtung des Landesamts in das Gesetz übernommen. Die 
Bezeichnung des Landesamts in der LGLV wird entsprechend 
angepasst werden. 

Absatz 2: 
Die Regelung entspricht Art. 3 Abs. 2 GDG, wurde jedoch im 
Hinblick auf die Behördenbezeichnung angepasst und um den 
Hinweis auf die Ermächtigungsgrundlage in Art. 34 Abs. 1 Nr. 4 
und 5 ergänzt. Außerdem wurde die Regelung des Art. 12 Abs. 1 
GDG in die Bestimmung übernommen. 

Absatz 3: 

Die Regelung entspricht Art. 3 Abs. 3 GDG, wurde jedoch im 
Hinblick auf die Behördenbezeichnung angepasst und um den 
Hinweis auf die Ermächtigungsgrundlage in Art. 34 Abs. 1 Nr. 4 
ergänzt. Außerdem wurde die Regelung des Art. 12 Abs. 2 GDG 
in die Bestimmung übernommen. 

Absatz 4: 

Die Regelung entspricht Art. 3 Abs. 4 GDG, wurde jedoch um die 
Bezeichnung „Pharmazierätin“ ergänzt. 
 
Zu Art. 6 

Zusammenwirken 

Das Zusammenwirken zwischen den Behörden war bereits in Art. 
7 GDG geregelt.  

Trotz der Eingliederung der Gesundheits- und Veterinärämter in 
die Landratsämter im Jahr 1996 und der Bildung der „Ämter für 
Gesundheits- und Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz“ mit Art. 5 Abs. 1 Satz 1 des Zuständigkeitsgesetzes vom 
9. April 2001 ist keine einheitliche Organisationsstruktur an den 
Landratsämtern und bei den kreisfreien Gemeinden entstanden. 
Nur wenige Landratsämter haben „Ämter für Gesundheits- und 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz“ gebildet, in 
denen die Aufgaben der früheren Gesundheits- und Veterinäräm-
ter, der Lebensmittelüberwachung, der Futtermittelkontrolle und 
der Ernährungsberatung zusammengefasst sind.  
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Absatz 1: 

Die Aufgabenbereiche der Behörden für Gesundheit, Veterinärwe-
sen, Ernährung und Verbraucherschutz verfolgen das gemeinsame 
Ziel des Schutzes und der Förderung der Gesundheit von Mensch 
und Tier. Dies erfordert in vielen Bereichen ein Zusammenwirken 
der einzelnen Bereiche. So sind z.B. einwandfreie Futtermittel und 
gesunde Tiere ein wesentlicher Faktor für sichere Lebensmittel. 
Die Lebensmittelsicherheit dient der menschlichen Gesundheit 
schlechthin.  

Mit Art. 5 Abs. 1 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 
wurden die „Ämter für  Gesundheits- und Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz“ errichtet. Dieses Gesetz ging aus-
weislich der Begründung von der Bildung entsprechender Organi-
sationseinheiten aus. Durch Art. 6 Abs. 1 wird das Zusammenwir-
ken der Bereiche nun als Organisationsziel niedergelegt. Den 
Landräten und Oberbürgermeistern sollen jedoch keine verbindli-
chen Vorgaben zur Organisation der unteren Behörden für Ge-
sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
gemacht werden. In der Praxis gibt es bereits an vielen Landrats-
ämtern so genannte Kompetenzzentren für Gesundheit, Ernährung 
und Verbraucherschutz. Die Bildung solcher Kompetenzzentren 
soll auch weiterhin als Form der Zusammenarbeit angestrebt 
werden.  

Da es gerade im Präventionsbereich eine Vielzahl von Angeboten 
öffentlicher und privater Stellen gibt, sollen die Behörden im 
Interesse einer kostengünstigen Verwaltung einerseits und einem 
bestmöglichen Service für die Bürger andererseits ihre Angebote 
und Erkenntnisse auch für andere Stellen nutzbar machen. Ebenso 
sollen die Angebote der Verbände, Vereinigungen und privaten 
Stellen mit einbezogen werden.  

Absatz 2: 

Die kreisfreien Gemeinden besitzen stets die Vollzugskompetenz 
als Kreisverwaltungsbehörde, als Sicherheitsbehörde und als 
Lebensmittelüberwachungsbehörde. Viele von ihnen nehmen aber 
weder die fachlichen Gesundheitsaufgaben noch die fachlichen 
Veterinäraufgaben nach Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 wahr.  

So z.B. sind zuständige Behörden zum Vollzug des Infektions-
schutzgesetzes die Kreisverwaltungsbehörden (§ 1 der Verord-
nung zur Ausführung des Infektionsschutzgesetzes). Diese Zu-
ständigkeit besitzen alle kreisfreien Gemeinden, auch wenn ihnen 
die Aufgaben des Gesundheitsamts nicht übertragen sind. Für den 
Erlass einer Anordnung nach dem Infektionsschutzgesetz wie z.B. 
die Schließung einer Schule, bedarf es aber der Sachkunde eines 
Amtsarztes, um die Wirksamkeit und die Angemessenheit der 
Anordnung richtig einzuschätzen. Ähnliche Fälle können im 
veterinärmedizinischen Bereich auftreten.  

Durch die Bestimmung sollen einerseits die unteren Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
der Landratsämter, die auch für das Gebiet einer kreisfreien Ge-
meinde zuständig sind, darauf hingewiesen werden, dass sie die 
kreisfreie Gemeinde rechtzeitig und vollständig über alle Tatsa-
chen informieren, die für ein rechtzeitiges und fachlich richtiges 
Vollzugshandeln erforderlich sind. Andererseits sollen die kreis-
freien Gemeinden angehalten werden, ihre Anordnungen als 
Kreisverwaltungsbehörde oder als Sicherheitsbehörde nicht ohne 
die fachliche Unterstützung der für sie zuständigen unteren Be-
hörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz zu treffen. Von ähnlichen Beteiligungen zwischen 
Vollzugs- und Fachbehörden gehen z.B. Art. 69 Abs. 1 Satz 2 
Bayerische Bauordnung, Art. 75 Abs. 2 Satz 3 Bayerisches Was-
sergesetz aus.  

Absatz 3: 

Es wurde sinngemäß die Regelung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 Halb-
satz 2 GDG übernommen. Die Behörden für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz sind als Träger des 
öffentlichen Belangs der Gesundheit von Menschen und Tieren 
bei fachlichen und überfachlichen Planungen anzusehen (z.B. 
nach § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 Baugesetzbuch, § 10 Abs. 5 Satz 1 
Bundesimmissionsschutzgesetz, Art. 73 Abs. 2 Bayerisches Ver-
waltungsverfahrensgesetz) und daher bei Planungsverfahren wie 
der Aufstellung von Bebauungsplänen, dem Erlass von Planfest-
stellungsbeschlüssen oder immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungen zu beteiligen. Auf die bisherige Beschränkung auf örtliche 
Planungsvorhaben wurde verzichtet.  

Absatz 4: 

Absatz 4 enthält eine neue Regelung.  

Den Rechtsträgern der Behörden wird die Möglichkeit einge-
räumt, zur gemeinsamen Wahrnehmung ihrer Aufgaben öffent-
lich-rechtliche Verträge nach Art. 54 ff. BayVwVfG zu schließen. 
Die knappen personellen Ressourcen können durch gemeinsame 
Angebote und Aktionen effizienter eingesetzt werden. Derzeit 
fehlt es an einer eindeutigen Rechtsgrundlage für solche Vereinba-
rungen. Nach dem Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) können an Arbeitsgemeinschaften oder Zweckverein-
barungen nur kommunale Gebietskörperschaften beteiligt sein, 
nicht jedoch das Landratsamt als Staatsbehörde. Die Gründung 
eines Zweckverbandes, an dem auch staatliche Stellen beteiligt 
sein können, ist kein geeignetes Instrument für die Zusammenar-
beit in diesen Bereichen. Einzelheiten zu diesen Vereinbarungen 
wie Art, Inhalt, Form oder Zustimmungserfordernisse durch staat-
liche Behörden sollen in einer Verordnung geregelt werden. 
 
Zu Art. 7 

Aufgabenübertragung und Beleihung, Qualitätssicherung 

Bei Artikel 7 handelt es sich um eine neue Regelung.  

Absatz 1: 

Die Kontrollpflichten in den Bereichen des Gesundheits- und 
Verbraucherschutzes nehmen stetig zu. Das vorhandene staatliche 
oder kommunale Personal reicht nicht immer aus, um diese Kon-
trollpflichten zu erfüllen. Zum Teil handelt es sich dabei um stan-
dardisierte Kontrollen (z.B. Probennahme nach genau bestimmten 
Kontrollplänen und Verfahren), die auch zuverlässige Personen 
des Privatrechts erfüllen können. Im Gesetz soll nun eine entspre-
chende Beleihungsmöglichkeit geschaffen werden. Die Beleihung 
erfolgt durch Rechtsverordnung des Staatsministeriums für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz. Verfahren und mate-
rielle Voraussetzungen entsprechen den Regelungen in anderen 
Vorschriften des Landesrechts.   

Absatz 2: 

Zur Sicherstellung eines hohen Niveaus bei der Wahrnehmung der 
an sich staatlichen Aufgaben kann das Instrument der Qualitätssi-
cherung herangezogen werden. Dem entsprechend soll in der 
Beleihung bestimmt werden können, dass die beliehenen Personen 
zur Qualitätssicherung verpflichtet sind. Die interne Qualitätssi-
cherung des Beliehenen wird in der Regel durch die Bestellung 
eines Qualitätssicherungsbeauftragten erfolgen. Der Beliehene 
kann auch verpflichtet werden, ein entsprechendes Konzept zur 
Gewährleistung einer gleichmäßig hohen Kontrollqualität vorzu-
legen oder Verfahren zu dokumentieren. Die externe Qualitätssi-
cherung erfolgt durch Außenstehende, die die Art und Weise der 
Aufgabenerfüllung überprüfen. In diesem Zusammenhang können 
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das Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit oder 
andere sachkundige Stellen innerhalb des Geschäftsbereichs des 
Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz als Auditierungsstelle bzw. als zuständige Stelle für ggf. 
erforderliche Kontrollen bestimmt werden. Unter der Auditierung 
versteht man die systematische, unabhängige Untersuchung einer 
Aktivität und ihrer Ergebnisse, durch welche Vorhandensein und 
sachgerechte Anwendung spezifischer Anforderungen beurteilt 
und dokumentiert werden. Eine Auditierung ist die Beurteilung 
der Wirksamkeit des Qualitätssicherungssystems oder seiner 
Elemente. Die Auditierungsstelle wird in der Verordnung be-
stimmt.  
 
Zweiter Teil. Aufgaben und Befugnisse 
Der zweite Teil enthält den Katalog der Aufgaben und Befugnisse, 
die den Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz obliegen. Er ist untergliedert in die allgemei-
nen, fachübergreifenden Aufgaben und Befugnisse sowie in die 
besonderen Aufgaben und Befugnisse, die die einzelnen in Art. 1 
Abs. 2  genannten Aufgabenbereiche betreffen.  
 
I. Abschnitt. Allgemeine Aufgaben 
Hier sind die allgemeinen Aufgaben geregelt, d. h. diejenigen, die 
für die Fachbereiche Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährungsbe-
ratung, Lebensmittel- und Futtermittelüberwachung sowie den 
Verbraucherschutz im Übrigen gleichermaßen gelten. 
 
Zu Art. 8 

Allgemeine Aufklärung und Information  

Bei Art. 8 handelt es sich um eine neue Bestimmung. 

Aus dem Zuständigkeitsgesetz vom 9. April 2001 ergibt sich eine 
verstärkte Ausrichtung der Zusammenarbeit zwischen allen Berei-
chen des Gesundheits- und Verbraucherschutzes, die bei den 
unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz zusammengefasst sind. Diese Problemstellun-
gen sind oft sehr komplex und können vielfach nur fachübergrei-
fend gelöst werden. So geht es z.B. bei Fragen nach rechtlich 
einwandfreien Lebensmitteln nicht nur um die Frage des Gesund-
heitsschutzes, sondern auch um Fragen der Täuschung. Die unte-
ren Behörden sollen an der Information und Aufklärung in ihrem 
Aufgabenbereich im Rahmen ihrer Möglichkeiten mitwirken. Ein 
Beratungsanspruch der Bürger besteht nicht. Den Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
wird ein weiter Spielraum eingeräumt, wie sie diese Aufgaben 
konkret erfüllen. Zusätzliche Personal- und Sachkapazitäten sind 
dazu nicht erforderlich. Insbesondere über die Vernetzung der 
Angebote und Informationen verschiedener Stellen (vgl. Art. 6 
Abs. 1 Satz 2 des Gesetzentwurfs) können die Bürger hier zufrie-
den stellend bedient werden. Das Staatsministerium für Gesund-
heit, Ernährung und Verbraucherschutz ist dabei, zur Information 
der Bürger und zur Unterstützung der Behörden entsprechende 
Systeme des Wissensmanagements zu installieren.  
 
Zu Art. 9 

Gesundheitsförderung und Prävention 

Der Schutz und die Förderung der Gesundheit von Menschen und 
Tieren gehört gemäß Art. 1 Abs. 1 Nr. 1, Art. 11 Abs. 1 Satz 1, 
Art. 13 Abs. 2 GDG auch bislang schon zur wesentlichen Aufgabe 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes.  

Sämtlichen Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung 
und Verbraucherschutz obliegt es, die Bevölkerung zu ermutigen, 
die Gesundheit durch eigenes Zutun zu erhalten und zu fördern. 
Die Behörde unterstützt die Bürger dabei, indem sie auf gesunde 
Lebensverhältnisse hinwirkt, d.h. die Gesunderhaltung der Bevöl-
kerung als Ziel in alle relevanten Entscheidungen, an denen sie 
beteiligt ist (z.B. Standortentscheidungen, Städteplanung) einflie-
ßen lässt, und sonstige gesundheitsfördernde Maßnahmen anregt 
und unterstützt. Hauptaufgabe ist dabei v.a., den Bürgern die 
Informationsbasis zu liefern, die sie benötigen, um im individuel-
len Fall gesundheitsfördernde Entscheidungen zu treffen und so 
Krankheiten vorzubeugen. Auch soweit der Aufgabenbereich der 
Gesundheitsförderung und Prävention betroffen ist, ist die Zu-
sammenarbeit mit anderen öffentlichen und privaten Stellen von 
großer Bedeutung. 

Auch die Gesundheit der Tiere wird von der Bestimmung erfasst. 
Dies dient nicht nur einem effektiven Tierschutz. Gesunde Tiere 
sind eine wesentliche Grundbedingung für gesunde Lebensmittel 
tierischer Herkunft. 
 
Zu Art. 10 

Risikoanalyse, Risikokommunikation, Gesundheitsberichter-
stattung 

Gemäß Art. 1 Abs. 1 Nr. 2 GDG gehörten die Bewertung und die 
Analyse von Risiken, die Risikokommunikation sowie die Ge-
sundheitsberichterstattung bereits zu den Aufgaben des öffentli-
chen Gesundheitsdienstes, so dass Art. 10 keine neue Aufgaben-
zuweisung mit sich bringt. Durch die zunehmende Komplexität 
der Risikofaktoren und die damit häufig einhergehende Verunsi-
cherung in der Bevölkerung soll dieses Aufgabensegment seinen 
Niederschlag im Gesetz finden.  

Absatz 1: 

Der Einsatz der Instrumente der Risikoanalyse, der Risikobewer-
tung und der Risikokommunikation soll der Erreichung der Ziele 
dieses Gesetzes dienen. Auch wenn das Gesetz keinen Katalog 
von Zielen enthält, so ergeben sich die Ziele aus der Zusammen-
schau der einzelnen Bestimmungen. Zu den Zielen des Gesetzes 
gehören 

─ Förderung der Gesundheit von Mensch und Tier 

─ Sicherheit von Lebensmitteln und Futtermitteln 

─ Ordnungsgemäße Wahrnehmung berufsrechtlicher Verpflich-
tungen im Bereich der Heil- und Heilhilfsberufe 

─ Schutz vor Täuschung und Irreführung im Verkehr mit Le-
bensmitteln und anderen Erzeugnissen 

─ Schutz der Tiere. 

Absatz 1 soll dazu dienen, vorhandene Risiken frühzeitig zu er-
kennen, die Gefahr richtig einzuschätzen, Strategien zur raschen 
Bewältigung vorzuhalten und zu entwickeln und für eine sachge-
rechte Information betroffener Stellen und der Öffentlichkeit zu 
sorgen.  

Die drei Säulen der Bewältigung von Risiken sind 

─ Risikoanalyse und Risikobewertung 

─ Risikomanagement und 

─ Risikokommunikation. 

Absatz 1 deckt diese drei Bereiche ab.  
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Risiken treten in der Regel nicht offen zutage. Vielfach liegen nur 
Verdachtsmomente vor, die entsprechend ausgewertet werden 
müssen. Dies ist Aufgabe der Risikoanalyse und der Risikobewer-
tung.  

Das Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit hat 
hier eine Schlüsselstellung. Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 der LGLV hat 
es die Aufgabe, Daten zur Beschreibung und Überwachung von 
Risiken, die sich auf die menschliche oder tierische Gesundheit 
oder auf die Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit auswirken, 
zu sammeln und zu analysieren (Risikoanalyse und Risikobewer-
tung). Durch die Untersuchung einer Vielzahl von Proben aus 
allen Regelungsbereichen des Gesetzentwurfs verfügt das Lan-
desamt über einen für Zwecke der Risikoanalyse und Risikobe-
wertung optimalen Datenpool. Über die Steuerung der Proben-
nahme durch die unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwe-
sen, Ernährung und Verbraucherschutz kann ein Risikoverdacht 
verifiziert oder auch ausgeräumt werden.  

So z.B. kann dem Landesamt aufgrund der Auswertung von Ver-
dachts- und Beschwerdeproben ein Anfangsverdacht für einen 
bislang unbekannten Stoff in Lebensmitteln vorliegen (vgl. z.B. 
Acrylamid). Im Rahmen der Risikoanalyse und Risikobewertung 
wird in einem solchen Fall ermittelt werden, ob und ggf. welche 
Auswirkungen des Stoffes auf die Gesundheit bekannt sind, in 
welchen Erzeugnissen der Stoff bislang festgestellt worden ist und 
wie der Stoff in das Lebensmittel gelangt sein kann. Mit gezielten 
Probenahmen (Anforderung durch das Landesamt gegenüber den 
unteren Behörden) wird versucht werden, die Verbreitung des 
Stoffes zu ermitteln.  

Für Maßnahmen zur Bewältigung erkannter Risiken (Risikoma-
nagement) sind vorrangig die Vollzugsbehörden zuständig. Es 
muss sichergestellt werden, dass die Daten über mögliche Risiken 
die zuständigen Behörden erreichen. Soweit die Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
keine Vollzugszuständigkeit besitzen, haben sie die Aufgabe, die 
Vollzugsbehörden bei der Risikobewältigung fachlich zu unter-
stützen. Risikomanagement kann in Einzelfallmaßnahmen beste-
hen, in genereller Festlegung von Kontrollstandards oder Kontroll-
intervallen oder in der Entwicklung von allgemeinen Bekämp-
fungsstrategien. Zu nennen sind hier z.B. Tierseuchenbekämp-
fungsprogramme als Maßnahmebündel zur Prävention und Kri-
senbewältigung, Hinweise in Vollzugsvorschriften oder Hinweise 
für die Bürger, um Risiken künftig zu minimieren (Beispiel: Leit-
faden für Hygiene bei Vereinsfesten). 

Auch wenn dem Landesamt eine zentrale Aufgabe bei der Bewäl-
tigung von Risiken zukommt, so sind Risikoanalyse, Risikobewer-
tung und Risikomanagement auch im unmittelbaren Aufgabenbe-
reich der übrigen Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz möglich. Die personellen Res-
sourcen reichen für flächendeckende, anlassunabhängige Überwa-
chungen nicht aus. Kontrollintervalle oder Schwerpunktmaßnah-
men können aufgrund eigener Risikoerkenntnisse optimal geplant 
werden (Art des Betriebes oder der Tätigkeit, Auswertung voran-
gegangener Beanstandungen als Grundlage für die interne Risiko-
analyse). Dies ist sowohl auf der Ebene der unteren Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
möglich (Regelzuständigkeit) als auch auf der Ebene der Regie-
rungen, die nicht nur Ausgangszuständigkeiten nach Maßgabe der 
Fachgesetze besitzen (z.B. bei der Überwachung von Laboren, die 
mit Krankheitserregern arbeiten), sondern auch Aufsichtsbehörden 
sind. Als Aufsichtsbehörde gehört es zu den Aufgaben der Regie-
rungen, Art und Intensität der Aufgabenwahrnehmung durch die 
unteren Behörden zu steuern. Eine den Regierungsbezirk betrach-
tende Risikobewertung kann hierfür eine tragfähige Grundlage 
sein. 

Für das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und Ver-
braucherschutz stellen die Risikoanalyse, die Risikobewertung 
und das Risikomanagement eine wesentliche Grundlage für strate-
gische Planung und konkrete Maßnahmen dar. 

Informationen über Risiken und ihre Bewältigung benötigen nicht 
nur andere Behörden und Stellen, sondern auch die Bürger, so 
dass der Risikokommunikation ein hoher Stellenwert zukommt. 
Die Risikokommunikation soll dazu dienen, dass den Bürgern 
vorhandene Risiken bewusst gemacht werden und sie Informatio-
nen erhalten, wie sie sich vor einer Gefahr wirksam schützen 
können. Je nach Art des Risikos kann dies durch die unteren Be-
hörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz erfolgen, durch die Regierungen, das Staatsministerium 
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz oder das Lan-
desamt. 

Absatz 2: 

Während die Erhebung und Auswertung von Daten nach Absatz 1 
den Zweck hat, eher punktuelle Ereignisse zu bewerten, dient die 
Erhebung und Auswertung von Daten nach Absatz 2 dem Schaf-
fen einer hinreichenden Erkenntnisgrundlage für die nachhaltige 
Planung und Durchführung von Maßnahmen zur Gesundheitsför-
derung und Krankheitsverhütung sowie zur Behandlung und 
Rehabilitation, um eine regelmäßige Lagebeurteilung als Aus-
gangspunkt gesundheitspolitischer Entscheidungen zu ermögli-
chen (Gesundheitsberichterstattung). 

Die erforderlichen nichtpersonenbezogenen Daten werden durch 
die Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz erhoben oder von anderen Behörden, Instituti-
onen sowie den Kosten- und Leistungsträgern der gesundheitli-
chen Versorgung einvernehmlich beigezogen. Auch für die Ge-
sundheitsberichterstattung werden die Daten des Landesamts eine 
wichtige Grundlage darstellen.  

Eine systematisch erhobene und gesicherte Datengrundlage ist 
erforderlich, weil die Verbindung zwischen Ursachen und Wir-
kungen im Gesundheitsbereich oft schwer erkennbar ist. Korrela-
tionen müssen vielfach auf statistischem Wege festgestellt werden. 
Aktuelle Problemstellungen haben nicht selten ihre Ursache in 
Ereignissen, die Jahrzehnte zurückliegen.  

Unberührt bleiben fachgesetzlich geregelte Berichtspflichten z.B. 
nach § 11 Infektionsschutzgesetz oder § 21 Trinkwasserverord-
nung. 
 
Art. 11 

Gutachten, Zeugnisse und Bescheinigungen 

Absatz 1: 

Art. 11 Abs. 1 entspricht Art. 5 GDG, wurde jedoch redaktionell 
angepasst (Untersuchung und Begutachtung von Einzelpersonen 
oder einzelnen Sachverhalten statt Formulierung „im Einzelfall“). 

Absatz 2: 

Absatz 2 ist eine neue Regelung, die es ermöglichen soll, mit der 
Vornahme von Untersuchungen, der Begutachtung oder der Aus-
stellung von Zeugnissen und Bescheinigungen zuverlässige Priva-
te zu beauftragen. Dies dient denselben Zielen wie die Beleihung 
Privater mit sonstigen Aufgaben im Sinn des Art. 7 des Gesetz-
entwurfs. Die Voraussetzungen hierfür sind dieselben.  
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Zu Art. 12 

Maßnahmen im Rahmen der Berufsaufsicht, Anzeigepflichten 

Absatz 1: 

Absatz 1 betrifft die Berufsaufsicht durch die unteren Behörden 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz über die Angehörigen der ärztlichen und der nichtärztlichen 
Heilberufe, über die Tierärzte und die nichttierärztlichen Tierheil-
behandler. Er fasst die bisher in Art. 10 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 2 
GDG enthaltenen Regelungen zusammen und schafft eine einheit-
liche Vorschrift zur Berufsaufsicht sowohl über die Ärzte als auch 
die Tierärzte. 

Satz 2 ist im Zusammenhang mit Satz 1 zu sehen. Angehörige der 
sonstigen gesetzlich geregelten Heilberufe sind z.B. Krankenpfle-
geberufe, medizinisch-technische Assistenten sowie veterinärme-
dizinisch-technische Assistenten. Aus diesem Grund ist im Ge-
gensatz zur bisherigen Regelung des Art. 14 Abs. 2 Satz 2 GDG 
keine ausdrückliche Erwähnung der veterinärmedizinisch-tech-
nischen Assistenten mehr erforderlich.  

Absatz 2: 

Absatz 2 entspricht Art. 10 Abs. 2 GDG und damit auch Art. 14 
Abs. 2 Satz 3 GDG. Regelungsgegenstand sind die in Absatz 1 
Satz 2 genannten Heilberufe (nicht zu den Heilberufen gehören 
die ebenfalls in Absatz 1 Satz 2 genannten Personen, die ge-
werbsmäßig Tiere behandeln, ohne Tierarzt zu sein sowie die 
selbständig tätigen Desinfektoren). 
 
II. Abschnitt  
Der II. Abschnitt regelt die speziellen Gesundheitsaufgaben 
(Art. 1 Abs. 2 Nr. 1) und die Aufgaben in der Ernährungsberatung 
(Art. 1 Abs. 2 Nr. 3). 
 
Zu Art. 13 

Gesundheitliche Aufklärung und Beratung 

Satz 1 sowie Satz 2 Nr. 1 und 2 entsprechen Art. 11 Abs. 1 Satz 1 
und Satz 2 Nr. 1 und 2 GDG.  

Neu eingefügt wurde lediglich der klarstellende Hinweis in Satz 1, 
dass die Aufklärung und Beratung durch niedergelassene Ärzte, 
Zahnärzte und Apotheker, Krankenkassen sowie Vereinigungen 
und Verbände unberührt bleibt. 

Im Gegensatz zu den Bestimmungen des Gesundheitsdienstgeset-
zes ist die Beratung bei Infektionskrankheiten weggefallen. Dieser 
Bereich wird nun im Infektionsschutzgesetz geregelt.  

Satz 2 Nr. 3 wurde neu eingefügt. Durch die Gemeinsame Be-
kanntmachung des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst und des Staatsministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung zur Schulgesundheitspflege vom 4. April 1996 
(KWMBl I S. 164) sind die schulärztlichen Reihenuntersuchungen 
in der zweiten, fünften und neunten Klasse mit Ausnahme der 
Schulen für Behinderte und Kranke entfallen. Allein die sog. 
„Einschulungsuntersuchung“ wurde beibehalten. Durchgeführt 
wird hierbei bei allen Kindern ein Screeningtest (Hör- und Sehtest, 
Motorik- und Sprachfähigkeitstest) von sozialmedizinischen 
Assistentinnen der unteren Behörden für Gesundheit, Veterinär-
wesen, Ernährung und Verbraucherschutz. Nur in Einzelfällen, 
nämlich wenn die Eltern dies wünschen oder das einzuschulende 
Kind keine U9-Untersuchung vorweisen kann, nimmt ein Arzt der 
unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz eine Einschulungsuntersuchung vor.  

Zu Art. 14 
Ernährungsberatung  

Die Aufgaben der Ernährungsberatung gehören zwar nicht zu den 
nach dem GDG bestimmten Aufgaben des öffentlichen Gesund-
heitsdiensts. Sie sind jedoch gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 2 des Zu-
ständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 von den seinerzeitigen 
Ämtern für Landwirtschaft und Ernährung auf die in Art. 5 Abs. 1 
Satz 1 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 bestimmten 
Ämter für Gesundheits- und Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz (jetzt: untere Behörden für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz) übergegangen.  

Die Ernährungsberatung wurde bislang an den Landratsämtern 
aufgrund des Art. 20 Abs. 2 des Landwirtschaftsförderungsgeset-
zes durchgeführt; dort wird die Ernährungsberatung lediglich 
erwähnt. Aufgrund des Bedeutungswandels gesunder Ernährung 
und des zunehmenden Stellenwerts der Ernährungsberatung ist 
eine dezidierte gesetzliche Regelung angezeigt. Infolge der Um-
ressortierung der Ernährungsberatung vom Landwirtschafts- zum 
Gesundheitsressort (vgl. Art. 3 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. 
April 2001) ist Art. 14 der richtige Standort für eine solche Vor-
schrift. 

Absatz 1 Satz 1: 

Dem Verbraucher im unübersichtlichen Nahrungsangebot bei 
stetiger Fortentwicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse Informa-
tionen und Hilfestellungen anzubieten, ist die Aufgabe der nach 
diesem Gesetz zuständigen Behörden. Durch Aufklärung und 
Beratung im Ernährungsbereich soll sich das Warenangebot für 
den Verbraucher transparenter darstellen und ihm die Kaufent-
scheidung erleichtern. Ein unmittelbarer rechtlicher Anspruch des 
Verbrauchers soll damit nicht geschaffen werden. Die Fortbildung 
in Ernährungsfragen soll den Verbraucher insbesondere befähigen, 
sich seine Nahrung im Hinblick auf seine individuellen Bedürfnis-
se und Möglichkeiten so zusammenzustellen, dass sie der Ge-
sundheit zuträglich ist. Dabei soll auf Fragen der Ernährungsöko-
logie und Ernährungsökonomie hingewiesen werden, d.h. dass der 
Verbraucher hinsichtlich des Lebensmittelangebotes auch Hinwei-
se darauf erhalten kann, wie gesunde Ernährung mit unterschiedli-
chem finanziellem Aufwand möglich ist, so dass der Verbraucher 
seine Kaufentscheidung an allen relevanten Aspekten ausrichten 
kann.  

Im Gegensatz zur Bestimmung in Art. 5 Abs. 1 Satz 2 des Zustän-
digkeitsgesetzes vom 9. April 2001 obliegen diese Aufgaben nicht 
nur den Behörden der unteren Verwaltungsstufe. Auch die Regie-
rungen und das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz können mit entsprechenden Angeboten zur 
Aufgabenerfüllung beitragen (z.B. überregionale Angebote, inter-
netgestützte Informationssysteme, Leitfäden und Merkblätter). 
Unterstützt werden diese Behörden durch das Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 LGLV). 
Durch die Bereitstellung für einen größeren Nutzerkreis entstehen 
Synergieeffekte.  

Absatz 1 Satz 2: 
Die Beratungstätigkeit der Behörden soll sich an Multiplikatoren 
und wie Multiplikatoren wirkende Einrichtungen wie Schulen, 
Vereinigungen, Verbände und Selbsthilfeeinrichtungen richten, 
die die entsprechenden Informationen an alle bzw. an die jeweils 
besonders betroffene Bevölkerungsgruppe effektiv weiter geben 
können. Da die jeweiligen Multiplikatoren im Regelfall eine be-
sondere Zielgruppe bedienen, können sie ihre Aufklärungsarbeit 
gezielter ausrichten als die Behörde und die Gruppen, die be-
stimmte Ernährungsproblematiken besonders betreffen, und besser 
und gezielter erreichen. 
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Absatz 2: 

Die Behörden haben überdies die Aufgabe anlassbezogene Stel-
lungnahmen für andere Behörden abzugeben. Insbesondere sind 
dies Stellungnahmen zur Verpflegungssituation in der Außer-
Haus-Verpflegung (Schulen, Kindergärten, Kantinen usw., vgl. 
Nr. 1). Diese fachlichen Beurteilungen können z.B. beim Vollzug 
des Heimgesetzes oder des Strafvollzugsgesetzes von Bedeutung 
sein. Ebenso sind fachliche Stellungnahmen zu Lebensmitteln für 
bestimmte Ernährungsanforderungen (Allergien, Diabetes, vgl. 
Nr. 2) und zur Anbieterqualifikation in der Durchführung der 
Ernährungsberatung (vgl. Nr. 3) abzugeben.  

Durch die Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung 
und Verbraucherschutz wird Unterricht an der Landwirtschafts-
schule, Abteilung Hauswirtschaft, in den Fächern der Ernährungs-
bildung erteilt und sie wirken insoweit an der Lehrplangestaltung 
mit (vgl. Art. 3 Abs. 1 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 
2001, § 9 Nr. 4 und 5 StRGVV).  
 
Zu Art. 15 

Umweltbezogener Gesundheitsschutz 

Die Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz wirken ferner daran mit, dass negative Um-
welteinflüsse auf die menschliche Gesundheit erkannt, ihnen 
vorgebeugt wird bzw. sie behoben werden. Diese Aufgabe war 
ihnen bislang schon durch Art. 1 Abs. 1 Nr. 2 GDG zugewiesen. 

Der umweltmedizinische Ansatzpunkt, für den das Staatsministe-
rium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz gemäß § 
9 Nr. 1 StRGVV zuständig ist, beschränkt sich dabei auf die tat-
sächlichen oder möglichen Auswirkungen von Umwelteinflüssen 
auf die menschliche Gesundheit. Für die vorausschauende Fest-
stellung von Schäden und Gefahren für die Natur, die Landschaft, 
den Boden, das Wasser und die Luft ist hingegen das Staatsminis-
terium für Landesentwicklung und Umweltfragen zuständig (§ 12 
Nr. 2 StRGVV). Die allgemeinen Auswirkungen der Mobilfunk-
technologie, insbesondere der Mobilfunkmasten auf Natur und 
Umwelt, fallen somit in die Zuständigkeit des Staatsministeriums 
für Landesentwicklung und Umweltfragen. Sofern sich allerdings 
thermische und nichtthermische Auswirkungen unmittelbar auf die 
Gesundheit der Bevölkerung auswirken (z.B. Abstrahlung der 
Handys), ist der Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz zuständig.  

Satz 1: 
Im umweltmedizinischen Bereich ist es zunächst die Aufgabe der 
Behörden, Auswirkungen von Umwelteinflüssen auf die mensch-
liche Gesundheit zu beobachten und zu bewerten. Über die da-
durch gewonnenen Erkenntnisse, wie sich Umwelteinflüsse in der 
Gesundheit von Menschen niederschlagen können, ist die Bevöl-
kerung aufzuklären und zu beraten. Auch insoweit ist die Beratung 
umfassend und als Hilfe zur Selbsthilfe gedacht. Ferner sind die 
Behörden verpflichtet, selbst geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 
um akute gesundheitliche Schäden abzuwehren. Gleichzeitig 
wirken die Behörden auf die Verhinderung gesundheitlicher 
Langzeitschäden hin, indem sie auf erkannte Risikopotentiale 
entweder reagieren oder sie präventiv abwenden. Durch das Zu-
sammenspiel von Aufklärung und Beratung und das Ergreifen 
eigener präventiver Maßnahmen kann darauf hingewirkt werden, 
dass die Bevölkerung selbst zur Vermeidung von Gesundheits-
schäden beiträgt, indem sie ihr Verhalten an den Notwendigkeiten 
und Empfehlungen ausrichtet. 

Bei der Bewertung von Schadstoffen und -faktoren, die aus der 
Umwelt auf den Menschen einwirken, sind zum Schutz der Be-

völkerung nach Möglichkeit alle Belastungspfade zu berücksichti-
gen. Das ist in der Regel nur ressortübergreifend möglich. Inso-
weit arbeiten die mit diesem Bereich befassten Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
eng mit den Umweltbehörden (z.B. Immissionsschutzbehörden, 
Landesamt für Umweltschutz, Landesamt für Wasserwirtschaft, 
Geologisches Landesamt) zusammen. 

Auch im Bereich des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes 
muss die Aufklärung und Beratung der Bevölkerung schon in 
personeller Hinsicht durch Multiplikatoren geleistet werden. In-
folgedessen kann dem Bürger ein individueller Beratungsanspruch 
nicht angeboten werden. Kategorisch ausgeschlossen soll eine 
individuelle Beratung jedoch auch in diesem Zusammenhang nicht 
werden, um dem Verbraucher Bürgernähe und Kommunikations-
bereitschaft zu signalisieren. Mit der gewünschten Bürgerfreund-
lichkeit der Verwaltung und dem Konzept des umfassenden 
Verbraucherschutzes wäre der konsequente Ausschluss von Ein-
zelberatungen nicht zu vereinbaren. Dies ist auch nicht notwendig, 
da die wenigen Einzelanfragen im Rahmen des allgemeinen Ge-
schäftsgangs erledigt werden können. 

Satz 2: 
In Satz 2 sind beispielhaft die Tätigkeitsbereiche aufgezählt.   

Zu 1.: 

Fachliche Stellungnahmen zu Fragen der Umweltmedizin und der 
Umweltverträglichkeit gegenüber öffentlichen Stellen, bei denen 
aufgrund eines aktuellen Anlasses (z.B. Brand oder Einbringung 
von giftigen Chemikalien in das Erdreich) Erläuterungsbedarf 
entsteht. 

Zu 2.: 

Die Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz wirken bei der Beratung der Bevölkerung auf 
umweltbedingte Risiken mit. Der Schwerpunkt der Beratungstä-
tigkeit liegt auf einer bevölkerungsbezogenen, primärpräventiv 
orientierten Umweltmedizin. Soweit es sich um individualmedizi-
nische Aspekte handelt, beschränkt sich die Beratungstätigkeit auf 
eine Funktion als Anlaufstelle mit der Benennung von anerkann-
ten Einrichtungen, die entsprechende Leistungen erbringen (dia-
gnostische Maßnahmen etc.). Es werden keine zu Praxen und 
Kliniken konkurrierende Einrichtungen geschaffen. Vielmehr soll 
das Beratungsangebot der Behörden für Gesundheit, Veterinärwe-
sen, Ernährung und Verbraucherschutz unter Wahrung des Grund-
satzes der Subsidiarität auf einer intensiven Kooperation mit 
Ärzten in Praxen und Krankenhäusern aufbauen und die vorhan-
denen Versorgungsstrukturen ergänzen und komplettieren. Ziel ist 
ein integrativer Informationsverbund für die Information von 
Ärzten und der Öffentlichkeit.  

Zu 3.: 

Zu den erforderlichen Maßnahmen der Qualitätssicherung im 
Rahmen des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes gehören 
solche zur Qualitätssicherung bei Trinkwasseruntersuchungen und 
im Bereich der Umweltmedizin solche des Humanbiomonitorings. 

Zu 4.: 

Letztendlich wirken die Behörden auch an epidemiologischen 
Erhebungen mit, wie sich Umwelteinflüsse auf die Gesundheit der 
Gesamtbevölkerung auswirken, (z.B. Entwicklung von Allergien). 

Die in Art. 15 Satz 2 gesondert aufgezählten Tätigkeitsfelder 
mehren nicht die Aufgaben, die die Landratsämter und kreisfreien 
Gemeinden in diesem Bereich aufgrund der allgemeinen 
Aufgabenzuweisung des Art. 1 Abs. 1 Nr. 2 GDG auch jetzt schon 
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erledigen. Durch einen eigenen Artikel „Umweltbezogener Ge-
sundheitsschutz“ im Gesetzentwurf soll jedoch zum Ausdruck 
gebracht werden, dass sich Umwelteinflüsse nicht nur zunehmend 
auf die menschliche Gesundheit auswirken, sondern auch dass 
dieser Aspekt in der Medizin zunehmend berücksichtigt wird. 
Damit einher geht der Effekt, dass zunehmend Krankheiten der 
richtigen Ursache zugeordnet und somit besser geheilt werden 
können, und dass der Belang des umweltbezogenen Gesundheits-
schutzes im Rahmen von Verwaltungsentscheidungen angemessen 
gewichtet wird. 
 
Zu Art. 16 

Aufgaben im Bereich des Infektionsschutzes 

Die Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten ge-
hörte bereits gemäß Art. 1 Abs. 1 Nr. 3 und 4 GDG zu den Aufga-
ben des öffentlichen Gesundheitsdienstes. 

Absatz 1:  

Die nach den speziellen Zuständigkeitsbestimmungen (Verord-
nung zur Ausführung des Infektionsschutzgesetzes) zuständigen 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Ver-
braucherschutz nehmen die Aufgaben aus dem Infektionsschutz-
gesetz, den hierzu erlassenen Verordnungen und den internationa-
len Gesundheitsvorschriften mit den jeweils dort geregelten Be-
fugnissen wahr. 

Absatz 2: 

Die bisher in Artikel 8 GDG geregelten Überwachungsaufgaben in 
hygienischer Hinsicht gehen mittlerweile teilweise in der Aufga-
benbeschreibung des Infektionsschutzgesetzes auf. Insoweit wur-
den die Regelungsgegenstände gestrichen. Dazu zählt auch die 
bislang in Art. 8 Abs. 2 GDG geregelte anlassbezogene Hygiene-
überwachung von Arztpraxen, Unternehmen und im Sanitätsdienst 
eingesetzten Katastrophenschutzeinrichtungen, die durch § 36 
Abs. 2 IfSG überflüssig geworden ist. Die verbleibenden Überwa-
chungsaufgaben sind nunmehr – ohne inhaltliche Veränderung – 
in Art. 16 Absatz 2 geregelt. 
 
Zu Art. 17 

Befugnisse im Bereich des Immissionsschutzes 

Artikel 17 entspricht dem bisherigen Art. 9 GDG. Die darin aufge-
führten Befugnisse beziehen sich allerdings nurmehr auf die in 
Art. 16 Absatz 2 genannten Überwachungsaufgaben. Soweit die 
bislang in Art. 8 GDG geregelten Aufgaben im Infektionsschutz-
gesetz aufgehen, sind die dort vorgesehenen Befugnisse maßgeb-
lich. Im Übrigen wurde durch eine Ergänzung in Absatz 1 Satz 1 
Nr. 3 dem Umstand Rechnung getragen, dass Unterlagen und 
Aufzeichnungen derzeit überwiegend EDV-mäßig erfasst sind, so 
dass im Rahmen der Überwachungsaufgaben ein Bedürfnis ent-
steht Einblick in auf Datenträgern gespeicherten Unterlagen zu 
erhalten. Zur Klarstellung wurde der Wortlaut der bisherigen 
Bestimmung um diesen Zusatz ergänzt. 

Die Zuständigkeit der Kreisverwaltungsbehörden in Absatz 1 Satz 
2 folgt aus § 1 der Verordnung zur Ausführung des Infektions-
schutzgesetzes. 

Das in Art. 9 Abs. 1 Nr. 2 GDG enthaltene Zitat des Grundrechts 
der Unverletzlichkeit der Wohnung findet sich nunmehr in Art. 32 
des Gesetzentwurfs.  

Zu Art. 18 

Krankenpflegerische Tätigkeiten 

Die Bestimmung entspricht inhaltlich dem bisherigen Art. 10 a 
GDG, wurde jedoch redaktionell angepasst. In Absatz 5 Nr. 3 
wurden im Gegensatz zur bisherigen Verweisung in Art. 10 a Abs. 
5 Nr. 3 GDG die maßgeblichen Einrichtungen konkret benannt. 
Dies basiert darauf, dass die bisher in Art. 8 GDG geregelten 
Überwachungsaufgaben nun in Art. 16 Abs. 2 des Gesetzentwurfs 
aufgegangen sind und entsprechend der bestehenden Rechtslage 
angepasst wurden. Absatz 1 Nr. 2 wurde an die Terminologie 
entsprechend dem Behindertengleichstellungsgesetz vom 27. April 
2002 angepasst. 

Die bisherige Bestimmung des Art. 10 a Abs. 6 GDG befindet sich 
nun in Art. 31 des Gesetzentwurfs, um die Bestimmungen über 
den Datenschutz und die Datenweitergabe zusammenzufassen.  
 
III. Abschnitt. Veterinäraufgaben und Futtermittelkontrolle 

Der III. Abschnitt enthält die speziellen Aufgaben und Befugnisse 
in Zusammenhang mit den Veterinäraufgaben nach Art. 1 Abs. 2 
Nr. 2 und der Futtermittelkontrolle nach Art. 1 Abs. 2 Nr. 4. 
 
Zu Art. 19 

Veterinäraufgaben 

Artikel 19 umschreibt das allgemeine Aufgabenprogramm des 
Veterinärbereichs innerhalb der Behörden für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz und entspricht dem 
bisherigen Art. 13 GDG. Eine Anpassung der Regelung an die 
neue Rechtslage war hinsichtlich der Bezeichnung der zuständigen 
Stelle und des Begriffs der sonstigen Erzeugnisse im Sinn des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes veranlasst. Außer-
dem wurde in Abs. 1 Nr. 5 klargestellt, dass die Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
nicht selbst für die Überwachung von Anlagen zur Tierkörperbe-
seitigung oder -verwertung zuständig sind. Sie wirken bei den 
Kontrollen durch die Behörden des Geschäftsbereichs des Staats-
ministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen lediglich 
als fachkundige Stellen mit. Ergänzt wurde Abs. 1 Nr. 5 außerdem 
um den Begriff der Verwertung, weil die genannten Bestandteile 
vermehrt als Wirtschaftsgüter angesehen werden (z.B. Biogaser-
zeugung).  
 
Zu Art. 20  

Überwachung von Tierärzten und Tierkliniken 

Art. 20 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Art. 14 Abs. 1 
GDG. Er wurde lediglich in Bezug auf die zuständige Stelle und 
um redaktionelle Veränderungen angepasst. Im Gegensatz zur 
Regelung in Art. 14 Abs. 1 GDG erstreckt sich die Überwachung 
nicht nur auf Fragen der Hygiene, sondern auch auf Fragen der 
„guten veterinärmedizinischen Praxis“. Die „gute veterinärmedi-
zinische Praxis“ (GVP) ist in Fachkreisen ebenso bekannt wie z.B. 
der Begriff „Stand der Technik“ und steht für eine umfassende 
Erfüllung der tierärztlichen Sorgfaltspflichten insbesondere in 
Bezug auf ein ordnungsgemäßes Handeln im Rahmen der zu 
erfüllenden rechtlichen Vorgaben. In einigen europäischen Län-
dern ist die GVP bereits als Zertifikat eingeführt worden.  



Seite 34 Bayerischer Landtag 14. Wahlperiode Drucksache 14/11831 

Zu Art. 21 

Mobiler Veterinärdienst Bayern 

Die Regelung über den Mobilen Veterinärdienst Bayern ist eine 
neue gesetzliche Bestimmung. 

Vollzugsbehörden im Bereich des Veterinärwesens und der Le-
bensmittelsicherheit sind Behörden aller Verwaltungsstufen vom 
Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz über die Regierungen und die Kreisverwaltungsbehörden 
bis hin zu den Landkreisen (z.B. im Bereich der Fleischhygiene) 
und den kreisangehörigen Gemeinden (z.B. im Bereich der Be-
kämpfung von Tierseuchen). Überwiegend sind Regelzuständig-
keiten der Kreisverwaltungsbehörden begründet.  

Mit der Bestimmung wird der Mobile Veterinärdienst Bayern 
eingerichtet, der einerseits die Behörden beraten und unterstützen 
soll und der andererseits in den in der Bestimmung genannten 
Fällen Vollzugszuständigkeiten besitzt. 

Absatz 1: 

Absatz 1 regelt die Einrichtung des Mobilen Veterinärdienstes 
Bayern. Die Rechtsbereiche, die in den Aufgabenbereich des 
Mobilen Veterinärdienstes Bayern fallen, sind in Absatz 1 ab-
schließend bestimmt. Der Mobile Veterinärdienst Bayern soll in 
allen Bereichen wirken können, die auf die Sicherheit von Le-
bensmitteln Einfluss haben können, so dass auch der Bereich des 
Futtermittelrechts erfasst ist. Die Zuständigkeit der Regierung von 
Oberbayern nach Art. 22 bleibt unberührt. Der Mobile Veterinär-
dienst soll jedoch die Möglichkeit haben, in Eilfällen (z.B. vorläu-
fige Sicherstellung) agieren zu können. Auch sollen Abgren-
zungsprobleme zwischen dem Futtermittel- und dem Arzneimittel-
recht die Arbeit nicht behindern.  

Eine Aufzählung der einzelnen Fachgesetze erfolgt, nicht, weil die 
aufgeführten Bereiche in einer Vielzahl von landes-, bundes- und 
europarechtlichen Bestimmungen geregelt sind, die einem ständi-
gen Wandel unterworfen sind. Hinzu kommt, dass viele Fachge-
setze, wie z.B. das Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
(LMBG), sich nur ausschnittweise mit Problemstellungen des 
Veterinärwesens befassen. 

Die Regelung über die Koordinierungsstelle in Satz 1 bedeutet, 
dass nach außen die Regierung von Niederbayern handelt. Aller-
dings sollen die Mitglieder des Mobilen Veterinärdienstes Bayern 
flächendeckend auf alle Regierungen und das Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit verteilt werden, damit der 
Mobile Veterinärdienst Bayern über ortskundige Mitarbeiter 
verfügt und insbesondere in Gefahrsituationen nach Absatz 2  Nr. 
3 rasch eingesetzt werden kann. 

Bei den einzelnen Regierungen werden sachliche Schwerpunkte 
gebildet (sog. Veterinärfachgruppen), z.B. für Tierarzneimittel, 
Milchhygiene, Tierseuchenbekämpfung oder Fleischhygiene. 
Weiter werden im Fachgebiet Veterinärwesen und Tierschutz des 
Landesamts für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit für den 
Bereich Tierschutz die erforderlichen fachlichen Vollzugskonzep-
te erarbeitet. 

Dienstrechtlich wird die Verteilung der Mitglieder des Mobilen 
Veterinärdienstes Bayern auf verschiedene Behörden dahingehend 
gelöst, dass die Mitglieder des Mobilen Veterinärdienstes Bayern 
bzw. sonstiges für dessen Aufgaben zugewiesenes Personal (Ver-
waltungspersonal) durch gesonderte Verfügung generell oder für 
den Einzelfall auf Veranlassung des Staatsministeriums für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz zur Regierung von 
Niederbayern teilabgeordnet im Sinn von Art. 33 Bayerisches 
Beamtengesetz werden, soweit sie für den Mobilen Veterinär-

dienst Bayern tätig sind. Die Beschäftigten werden dann funktio-
nal insoweit jeweils für die Regierung von Niederbayern tätig. 

Absatz 2: 

In Absatz 2 wird der funktionale Aufgabenbereich des Mobilen 
Veterinärdienstes Bayern abschließend aufgezählt. Durch Absatz 
2 wird eine landesweite Zuständigkeit der Regierung von Nieder-
bayern, Mobiler Veterinärdienst Bayern, begründet.  

Eine durch Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 3 und 4 begründete 
Zuständigkeitsverlagerung zugunsten der Regierung von Nieder-
bayern, Mobiler Veterinärdienst Bayern, kann alle durch Landes-
recht begründeten Zuständigkeiten betreffen. Unberührt bleiben 
die Fälle, in denen der Bund selbst Zuständigkeiten von Landes-
behörden mit Zustimmung des Bundesrats im Bereich der länder-
eigenen Verwaltung (Art. 84 Abs. 1 GG) oder im Bereich der 
Bundesauftragsverwaltung (Art. 85 Abs. 1 GG) geregelt hat. 

Zu 1.: (Unterstützung und Beratung von Behörden 

Die Hauptaufgabe des Mobilen Veterinärdienstes Bayern ist es, 
die Fach- und Vollzugsbehörden zu unterstützen und zu beraten. 
Insbesondere soll der Mobile Veterinärdienst Bayern Checklisten 
und Kontrollstandards erarbeiten, um landesweit gleichmäßige 
Kontrollen zu gewährleisten. 

Zu 2.: (Planung und Durchführung von überregionalen Kontroll-
maßnahmen) 

Die vielfältigen Vernetzungen im sachlichen Aufgabenbereich 
nach Absatz 1 machen oftmals überregionale oder sogar landes-
weite Kontrollaktionen notwendig (z.B. Verdacht auf Abgabe 
unerlaubter Tierarzneimittel in einem größeren Gebiet). Vorrangig 
ist es Aufgabe des Mobilen Veterinärdienstes Bayern, solche 
Kontrollaktionen zu planen.  

Zu 3.: (Gefahrenabwehr) 

Im sachlichen Aufgabenbereich sind überregionale, sogar landes-
weite Gefahrsituationen denkbar oder Gefahrsituationen in denen 
für eine unbestimmte Vielzahl von Personen oder für erhebliche 
Sachwerte ein Schaden droht (gemeine Gefahr). Die Aufgabe des 
Mobilen Veterinärdienstes besteht vorrangig in der Koordinierung 
der Einsätze und in der Unterstützung der Behörden vor Ort. Nur 
nach Maßgabe von Absatz 4 besitzt er Vollzugszuständigkeiten. 

Absatz 3: 

Absatz 3 regelt den Ablauf von überregionalen Kontrollmaßnah-
men im Sinn des Absatz 2 Nr. 2. Der Mobile Veterinärdienst 
Bayern wird selbst nicht in der Lage sein, die Maßnahmen selbst 
durchzuführen, sondern ist auf die Mitwirkung der sonst zuständi-
gen Behörden angewiesen, die z.B. über die notwendige Orts-
kenntnis verfügen. Die Kontrollaktionen sind daher rechtzeitig vor 
ihrer Durchführung mit den zuständigen Behörden hinsichtlich 
Art, Zeitpunkt, Umfang, Aufgabenverteilung und Personaleinsatz 
abzustimmen.  

Wenn der Mobile Veterinärdienst Bayern selbst an Kontrollmaß-
nahmen beteiligt ist, muss er über die den sonst für die Kontrolle 
zuständigen Behörden zustehenden Befugnisse verfügen. Durch 
die Bestimmung in Absatz 3 werden die nach den Fachgesetzen 
oder dem allgemeinen Sicherheitsrecht bestehenden Befugnisse 
auf den Mobilen Veterinärdienst Bayern übertragen. 

Andernfalls könnten solche Kontrollaktionen scheitern, weil die 
Mitglieder des Mobilen Veterinärdienstes Bayern vom Betroffe-
nen am Betreten von Räumen oder an der Einsichtnahme in Unter-
lagen verhindert werden können. 
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Absatz 4: 

Absatz 4 enthält eine sondergesetzliche Ausformung der Notzu-
ständigkeit nach Art. 3 Abs. 4 BayVwVfG. Art. 3 Abs. 4 
BayVwVfG ist vom Wortlaut her auf die örtliche Zuständigkeit 
begrenzt. Es entspricht aber herrschender Meinung, dass die 
Grundsätze der Notzuständigkeit auch auf die sachliche Zustän-
digkeit anwendbar sind: In Notsituationen kann jede Behörde 
handeln, die fachlich dazu in der Lage ist. Anerkannt ist dies in 
jedem Fall im Verhältnis zwischen Landratsämtern und Regierun-
gen bzw. dem jeweiligen Fachministerium. Im Interesse der 
Rechtsklarheit wird die Notzuständigkeit des Mobilen Veterinär-
dienstes Bayern im Verhältnis zu den sonst zuständigen Behörden 
geregelt.  

Ein Tätigwerden der Regierung von Niederbayern kommt nur in 
Betracht bei Gefahr in Verzug, wenn also durch Zuwarten ein 
Schaden eintreten kann. Außerdem ist Voraussetzung, dass die 
zuständige Behörde nicht handeln kann, weil sie nicht erreichbar 
ist. Vorrangig muss also auch in den Fällen der Gefahr in Verzug 
versucht werden, die sonst zuständige Behörde zu erreichen. Nur 
in sehr seltenen Ausnahmefällen wird in der Praxis ein unmittelba-
res Handeln durch den Mobilen Veterinärdienst Bayern in Be-
tracht kommen (z.B. Erweiterung eines Sperrgebiets bei MKS-
Verdacht zur Nachtzeit).  

Die Zuständigkeit des Mobilen Veterinärdienstes endet mit dem 
Zeitpunkt, in dem die an sich zuständige Behörde von dem Anlass 
Kenntnis erlangt hat und in der Lage ist, selbst die erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen.  

Soweit der Mobile Veterinärdienst Bayern im Rahmen der Notzu-
ständigkeit nach Absatz 4 unaufschiebbare Anordnungen trifft, tut 
er dies in eigener Zuständigkeit, ohne rechtliche oder finanzielle 
Folgen für die sonst zuständigen Behörden.  

Absatz 5: 

Durch Absatz 5 wird klargestellt, dass die Aufgaben und Befug-
nisse nichts an den allgemeinen Zuständigkeiten und Befugnissen 
im Rahmen der Fachaufsicht oder Aufsicht über Staatsbehörden 
ändern. Der Mobile Veterinärdienst Bayern wird damit insbeson-
dere nicht zur Widerspruchsbehörde in den Fällen, in denen er 
z.B. Kontrollstandards vorgegeben oder Kontrollaktionen geplant 
hat. 
 
Zu Art. 22 

Überwachung von Futtermitteln 

Die Zuständigkeiten und die landesrechtlichen Befugnisse in 
Bezug auf die Überwachung von Futtermitteln waren bisher in 
Art. 5 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001, dem Gesetz 
über den Vollzug des Rechts der Ernährungswirtschaft und des 
landwirtschaftlichen Marktwesens (VollzGEMR) und in der Ver-
ordnung über Zuständigkeiten zum Vollzug des Futtermittelrechts 
(ZustVFR) geregelt. Im Ergebnis ist demnach die Regierung von 
Oberbayern für die Überwachung von Futtermitteln landesweit 
zuständig, für die Entnahme der Futtermittelproben die in Art. 5 
Abs. 1 Satz 2 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 ge-
nannten Ämter für Gesundheits- und Veterinärwesen, Ernährung 
und Verbraucherschutz. 

Mit der Bestimmung in Art. 22 sollen die über verschiedene 
Rechtsvorschriften verteilten Zuständigkeiten und Befugnisse in 
einer Bestimmung zusammengefasst werden. Die Verordnung 
über Zuständigkeiten zum Vollzug des Futtermittelrechts 
(ZustVFR) wird aufgehoben (Art. 37 Abs. 2 Nr. 4). 

Absatz 1: 

In Absatz 1 wird die Zuständigkeit zum Vollzug futtermittelrecht-
licher Vorschriften geregelt. Zuständig ist wie bisher die Regie-
rung von Oberbayern (vgl. § 1 Satz 1 ZustVFR). Daneben besteht 
eine Zuständigkeit der unteren Behörden für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz für die Entnahme 
von Futtermittelproben. Die Zuständigkeiten nach Art. 5 Abs. 1 
Satz 2 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001 bleiben also 
unverändert. Die Probennahme kann also sowohl durch die Regie-
rung als auch durch die untere Behörde für Gesundheit, Veteri-
närwesen, Ernährung und Verbraucherschutz erfolgen. 

Absatz 2: 

Absatz 2 ist eine ergänzende Verfahrensvorschrift über den Voll-
zug der §§ 19 ff. des Futtermittelgesetzes (vgl. Art. 84 Abs. 1 
Grundgesetz) hinaus und entspricht Art. 2 Abs. 4 VollzGEMR.  

Absatz 3: 

Absatz 3 schließt eine Regelungslücke. Bislang war in § 1 Satz 1 
ZustVFR lediglich bestimmt, dass die Regierung von Oberbayern 
für den Vollzug des Futtermittelrechts zuständig ist. Regelungen 
zur Fachaufsicht über die kreisfreien Gemeinden oder zur Aufsicht 
über die Landratsämter als Staatsbehörden, die für die Entnahme 
der Futtermittelproben zuständig sind, wurden nicht getroffen. Im 
Ergebnis ist derzeit zweifelhaft, ob durch diese Regelung die 
Regierung von Oberbayern gemäß Art. 115 Abs. 1 Satz 1 GO zur 
Fachaufsichtsbehörde wurde oder ob es mangels ausdrücklicher 
Regelung zur Fachaufsicht bei der Zuständigkeit der auch die 
Rechtsaufsicht führende Behörde nach Art. 115 Abs. 1 Satz 2 GO 
blieb.  

Durch Absatz 3 soll die örtliche zuständige Regierung Fachauf-
sichtsbehörde und Aufsichtsbehörde über die Landratsämter als 
Staatsbehörden bleiben, so dass die herkömmlichen Aufsichts-
strukturen unverändert bleiben und eine reibungslose Zusammen-
arbeit mit der Rechtsaufsicht im Falle des Art. 116 Abs. 2 GO 
gewährleistet ist. Allerdings wird ein Benehmen mit der Regie-
rung von Oberbayern eingeführt. Dies ist sachgerecht, weil bei 
den übrigen Regierungen keine Sachkunde auf dem Gebiet des 
Futtermittelrechts vorgehalten wird.  
 
IV. Abschnitt: Lebensmittelüberwachung 

Im IV. Abschnitt sind die landesrechtlich regelungsbedürftigen 
Bereiche der Lebensmittelüberwachung zusammengefasst. 
 
Zu Art. 23 

Lebensmittelüberwachung 

Art. 23 enthält Bestimmungen zu den Aufgaben und zu Zustän-
digkeiten der unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz als Lebensmittelüberwa-
chungsbehörde.  

Absatz 1: 

Absatz 1 entspricht Art. 1 Abs. 1 Lebensmittelüberwachungsge-
setz (LÜG). 

Absatz 2: 

Absatz 2 entspricht dem zum 1. Januar 2003 eingefügten Art. 1 
Abs. 1 a LÜG. Durch diese Rechtsänderung war die Zuständigkeit 
für die Überwachung der Rindfleischetikettierung von der Lan-
desanstalt für Ernährung auf die Lebensmittelüberwachungsbe-
hörden verlagert worden.  
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Absatz 3: 

Die Bestimmung entspricht Art. 1 Abs. 3 LÜG.  

Absatz 4: 

Die abgestufte Zuständigkeit für die öffentliche Warnung ent-
spricht Art. 1 Abs. 4 LÜG. In gleichem Maße wird die Zuständig-
keit für die Information der Öffentlichkeit nach Art. 26 des Ge-
setzentwurfs geregelt. Auch wenn die Information der Öffentlich-
keit wegen der weiten Verbreitung von Erzeugnissen überwiegend 
durch das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und Ver-
braucherschutz erfolgen wird, so soll den unteren Behörden Gele-
genheit gegeben werden, in geeigneten, örtlich beschränkten 
Fällen eine Warnung oder Information ortsnah und ohne unnötiges 
überörtliches Aufsehen aussprechen zu können. Außerdem musste 
eine Zuständigkeit für den Vollzug des Art. 10 der Verordnung 
(EG) Nr. 178/02 (Information der Öffentlichkeit) festgelegt wer-
den. 
 
Zu Art. 24 

Anordnungen der Lebensmittelüberwachung für den Einzel-
fall 

Absätze 1 bis 5: 

Art. 24 entspricht dem bisherigen Art. 2 LÜG, der den Lebensmit-
telüberwachungsbehörden für den Einzelfall Anordnungsbefugnis-
se zugesteht. Es waren jedoch einige redaktionelle Änderungen 
und Ergänzungen aufgrund der Übernahme des Lebensmittel-
überwachungsgesetzes in dieses Gesetz veranlasst. 

Absatz 6: 

Absatz 6 wurde neu in das Gesetz aufgenommen. Die materiell-
rechtlichen Grundlagen für die Anordnungen nach Art. 24 finden 
sich insbesondere im Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
(LMBG). Die darin enthaltenen Verbote haben verschiedene 
Regelungsziele: Sie können dem Schutz vor Täuschung dienen 
oder auch dem Schutz der Gesundheit. Bei Verboten zum Schutz 
der Gesundheit sind in der Regel wegen des überragenden Schutz-
gutes ein sofortiges Handeln und ein unverzügliches Durchsetzen 
der Anordnung geboten. Das Interesse des Betroffenen an einem 
effektiven Rechtsschutz, d.h. an der aufschiebenden Wirkung von 
Widerspruch oder Anfechtungsklage nach § 80 Abs. 1 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO), muss hier regelmäßig hinter dem 
Vollzugsinteresse der Behörde und damit dem Schutz der Allge-
meinheit zurücktreten. Dieses Ziel kann am effektivsten durch die 
gesetzliche Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit nach § 80 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO erreicht werden. Bislang wurden die 
entsprechenden Anordnungen im jeweiligen Einzelfall nach § 80 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 VwGO durch die Behörde für sofort vollzieh-
bar erklärt. Diese Vollziehbarkeitsanordnung verlangt aber gemäß 
§ 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO in formeller Hinsicht eine besondere 
Begründung, mit der dargelegt wird, warum das Interesse an der 
sofortigen Vollziehbarkeit über das allgemeine Interesse am Erlass 
der Anordnung hinausgeht. In den Fällen, in denen die Verbote 
dem Schutz der Gesundheit dienen, fällt dieses besondere Voll-
zugsinteresse mit dem allgemeinen Anordnungsinteresse vielfach 
zusammen, so dass nicht selten die Anordnungen des Sofortvoll-
zugs von den Gerichten wegen unzureichender formeller Begrün-
dung nach § 80 Abs. 5 VwGO aufgehoben worden sind.  

Sollte im Einzelfall eine Anordnung zum Schutz der Gesundheit 
nicht der sofortigen Vollziehbarkeit bedürfen, so kann die Behör-
de die Vollziehung im Einzelfall nach § 80 Abs. 4 Satz 1 VwGO 
aussetzen.   

Obwohl die Verbote, auf denen die sofortige Vollziehbarkeit der 
Maßnahmen beruhen, bundesrechtlich geregelt sind, so kann die 
sofortige Vollziehbarkeit durch Landesgesetz geregelt werden. 
Nach § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO kann die die Regelung durch 
Landesrecht für Landesrecht erfolgen. Maßgeblich für die Beurtei-
lung sind nicht die materiell-rechtlichen Verbote, sondern die 
Befugnisnormen zur Durchsetzung dieses Verbots. Diese sind im 
Lebensmittelrecht – wie Art. 24 im Übrigen zeigt – landesrecht-
lich geregelt.  
 
Zu Art. 25 

Öffentliche Warnung 

Absatz 1: 

Absatz 1 Satz 1 entspricht im Wesentlichen Art. 3 Abs. 1 LÜG 
und enthält eine Legaldefinition des Begriffs der öffentlichen 
Warnung. Anders als Art. 3 Abs. 1 LÜG macht Absatz 1 Satz 1 
die Befugnis der zuständigen Behörden für eine öffentliche War-
nung nicht mehr ausschließlich davon abhängig, dass eine unmit-
telbare Gesundheitsgefahr im Verzug ist; ausreichend ist, dass 
aufgrund hinreichender, nicht anders ausräumbarer Verdachtsmo-
mente eine Gesundheitsgefahr nicht mehr ausgeschlossen werden 
kann. Damit soll die Möglichkeit der Verbraucherwarnung im 
Interesse einer präventiven Gefahrenbekämpfung auf das Vorfeld 
unmittelbarer Gefahrensituationen ausgeweitet und den zuständi-
gen Behörden ermöglicht werden, aufgrund einer auf Erfahrungen 
gestützten Fachprognose Warnungen auszusprechen. Dies ent-
spricht einer seit 1992 bestehenden Regelung im Land Baden-
Württemberg. Im Gegensatz zur Bestimmung in Baden-
Württemberg ist in Bayern das Vorliegen von Gefahr in Verzug 
zusätzliche Voraussetzung für eine öffentliche Warnung. Absatz 1 
Satz 2 entspricht Art. 3 LÜG und ist Ausdruck des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit. Absatz 1 Satz 3 stellt im Interesse einer 
effektiven Informationspolitik klar, dass die Behörden bei öffent-
lichen Warnungen oder Informationen der Öffentlichkeit nicht an 
bestimmte Ausdrucksformen gebunden sind. Die Bedeutung des 
Schutzgutes Gesundheit erfordert, dass sich die zuständigen Be-
hörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismä-
ßigkeit aller zur Verfügung stehenden Informationsmedien bedie-
nen können müssen. Selbstverständlich steht die Befugnis unter 
dem allgemein geltenden rechtsstaatlichen Gebot, richtig, sachlich 
und verhältnismäßig zu handeln, zumal die Folgen für das betrof-
fene Unternehmen gravierend sein können und der Staat sich 
wettbewerbsneutral verhalten muss.  

Absatz 2: 

Absatz 2 entspricht Art. 3 Abs. 3 LÜG und regelt die Verpflich-
tung der Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung 
und Verbraucherschutz, Warnungen über Gesundheitsgefahren, 
die sich nicht bestätigt haben, in gleicher Weise richtig zu stellen. 
 
Art. 26 

Information der Öffentlichkeit 

Art. 26 ist neu in das Gesetz aufgenommen worden. Die Bestim-
mung enthält eine neue, bisher im bayerischen Lebensmittelüber-
wachungsrecht nicht bekannte Befugnis. Die Kommunen werden 
durch diese Bestimmung im Ergebnis nicht belastet werden. Die 
Information der Öffentlichkeit wird nach der gestuften Zuständig-
keit in Art. 23 Abs. 3 des Gesetzentwurfs in der Praxis überwie-
gend durch das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz erfolgen.  
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Absatz 1: 

Art. 26 regelt die Information der Öffentlichkeit, die keine War-
nung im Sinn des Art. 25 ist, in Anlehnung an das seit 1992 beste-
hende Vorbild aus Baden-Württemberg. Erfahrungen haben ge-
zeigt, dass ein wirksamer Verbraucherschutz regelmäßig mit einer 
möglichst umfassenden Information der Verbraucher über ernäh-
rungs- oder gesundheitsrelevante Missstände einhergehen muss, 
und zwar auch in Fällen, in denen keine unmittelbare Gesund-
heitsgefährdung im Sinne des Art. 25 vorliegt. Art. 26 regelt 
daher, dass die Öffentlichkeit in besonderen Fällen auch ohne 
Vorliegen einer konkreten Gesundheitsgefahr oder eines Gefah-
renverdachts im Sinn von Art. 25 über Rechtsverstöße informiert 
werden kann. Die Absätze 2 bis 5 präzisieren die Voraussetzungen 
hierfür. Eine abschließende Aufzählung der Rechtsbereiche kann 
nicht erfolgen, weil Verstöße gegen vielfältige Rechtsvorschriften 
in Betracht kommen. Neben dem Lebensmittel- und Bedarfsge-
genständerecht können dies das Fleischhygiene- oder auch das 
Futtermittelrecht sein. In Betracht kommen aber auch Verstöße 
gegen Rechtsvorschriften, die sich mit der Zulässigkeit der Anlage 
befassen, in denen ein Lebensmittel produziert wird. 

Im Hinblick auf die möglicherweise schwerwiegenden Folgen 
einer Information der Öffentlichkeit insbesondere für die betroffe-
nen Unternehmen ist eine besonders sorgfältige Abwägung der 
berührten Belange erforderlich. Voraussetzung für eine namentli-
che Nennung des Produkts oder des Unternehmens, unter dessen 
Namen das Produkt in den Verkehr gebracht wird, ist daher ein 
„besonderes Interesse“ der Öffentlichkeit oder Dritter an der 
Information. Nicht jeder Rechtsverstoß kann in diesem Zusam-
menhang ausreichen. Auch in den Fällen, in denen nach den Ab-
sätzen 2 bis 4 in der Regel ein solches „besonderes Interesse“ 
anzunehmen ist, bedarf es zusätzlich einer Abwägung mit den 
Belangen der von einer Information der Öffentlichkeit Betroffe-
nen. Dieses Abwägungsgebot ist in Absatz 1 (am Ende) ausdrück-
lich verankert. 

Hier gelten die Ausführungen zu den Geboten von Richtigkeit, 
Sachlichkeit und Verhältnismäßigkeit, wie sie die Begründung zu 
Art. 25 enthält, entsprechend. Besonders zu berücksichtigen ist, 
dass der Staat sich durch die Information der Öffentlichkeit nicht 
in Widerspruch zu dem für die wirtschaftliche Betätigung Privater 
geltenden Neutralitätsgebot setzen darf. Eine ganz besonders sorg-
fältige Abwägung ist in den Fällen geboten, in denen die Informa-
tion der Öffentlichkeit wegen einem besonderen Interesse eines 
Dritten erfolgen soll. 

Absatz 2: 

Absatz 2 nennt Regelbeispiele für ein besonderes öffentliches 
Interesse.  

Nr. 1 betrifft vor allem die Fälle des § 17 Abs. 1 Nr. 1 LMBG, der 
dem Schutz vor Täuschung dient.  

Nr. 2 beruht auf der Überlegung, dass das Interesse der Öffent-
lichkeit an einer Information dann als besonders schutzwürdig 
anzuerkennen ist, wenn die täuschungsbedingte Gefährdung der 
wirtschaftlichen Interessen der Verbraucher selbst durch einen 
vollziehbaren Bescheid der Lebensmittelüberwachung nicht besei-
tigt werden kann. In solchen Fällen ist gleichzeitig die Schutzwür-
digkeit der Belange eines Betroffenen gemindert. 

Absatz 3: 

Absatz 3 nennt Fälle, in denen das öffentliche Interesse weggefal-
len ist, weil die Gefahren für den Verbraucher auf andere Weise 
beseitigt sind. 

Absatz 4: 

Absatz 4 greift den in der Praxis nicht seltenen Fall der Schädi-
gung des „schuldlosen Konkurrenten“ auf. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 26. Juni 2002 (Az.: 1 
BvR 558/91, 1 BvR 1428/91; BVerfGE 105, 252) die Zulässigkeit 
der Information der Öffentlichkeit auch vor dem Hintergrund 
unterstrichen, dass die rechtmäßig handelnden Marktteilnehmer 
vor Rufschädigungen durch unlautere Methoden Einzelner ge-
schützt werden können.  

Absatz 5: 

Absatz 5 entspricht Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 
des europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 
zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen 
des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde 
für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur 
Lebensmittelsicherheit. 

Absatz 6: 

Auch hier gilt die Verpflichtung der Behörden (vgl. Art. 25 Abs. 2 
des Gesetzentwurfs), eine Information der Öffentlichkeit richtig zu 
stellen, wenn sich der Verstoß nicht bestätigt hat. 
 
Zu Art. 27 

Gegenprobensachverständige 

Art. 27 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Art. 4 LÜG. 
Durch den Klammerzusatz wurde klargestellt, was unter einer 
Gegenprobe zu verstehen ist (vgl. § 42 Abs. 1 Satz 2 LMBG). Im 
Übrigen werden die Zulassungsvoraussetzungen für Gegenpro-
bensachverständige im Sinne der Verordnung über die Bewertung 
und Anerkennung von Prüflaboratorien als Voraussetzung für die 
Zulassung privater Gegenprobensachverständiger nach der 
PrüflabV vom 11. Februar 1999 (BGBl I S. 162) präzisiert. 

In Absatz 6 wurde der frühere Begriff „gebräuchliches Verfahren“ 
durch den präzisieren Begriff „dem Zweck angemessenes“ Ver-
fahren ersetzt.  
 
Zu Art. 28 

Ursprungszeugnisse und andere dem Wirtschaftsverkehr 
dienende Bescheinigungen 

Art. 28 entspricht dem bisherigen Art. 5 LÜG.  
 
Zu Art. 29 

Staatlich geprüfter Lebensmittelchemiker 

Art. 29 entspricht dem bisherigen Art. 6 LÜG; er erforderte ledig-
lich eine Anpassung hinsichtlich der Zuständigkeit des Staatsmi-
nisteriums für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz in 
Absatz 2 und Absatz 3. 

In Absatz 2 wurde der Wortlaut an die im Gesetz übliche Formu-
lierung in Bezug auf die Ermächtigungsgrundlagen angepasst. Die 
Verordnungsermächtigung findet sich nun in Art. 34 Abs. 1 Nr. 9. 
 
Dritter Teil. Datenschutz, Datenübermittlung 

Der Dritte Teil befasst sich mit den Regelungen zum Datenschutz 
und zur Datenübermittlung in Wahrnehmung der Aufgaben und 
Befugnisse der Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz. 
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Zu Art. 30  

Datenschutz, Geheimhaltungspflichten 

Absatz 1: 

Absatz 1 entspricht Art. 6 Abs. 1 GDG, eine Änderung der 
materiellen Rechtslage tritt nicht ein.  
Absatz 2: 

Absatz 2 Satz 1 erfasst die Ausnahmefälle von Absatz 1 und ent-
spricht im Wesentlichen Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GDG. Aus Gründen 
der Übersichtlichkeit ist eine Nummerierung der Ausnahmetatbe-
stände vorgenommen worden. Hinzu gefügt wurde unter der 
Nummer 1 lediglich ein ausdrücklicher Gesetzesvorbehalt; diese 
Regelung entspricht inhaltlich der bestehenden Rechtslage und 
stellt keine materielle Änderung dar. 

Absatz 2 Satz 2 enthält einen weiteren Ausnahmetatbestand für 
die Datenübermittlung und entspricht vollinhaltlich Art. 6 Abs. 2 
Satz 2 GDG. 
 
Zu Art. 31 

Mitteilungen, Datenübermittlung 

Art. 31 enthält in Anlehnung an Art. 17 a GDG eine Zusammen-
stellung von Rechtsgrundlagen, die die Weitergabe von Daten 
rechtfertigen. Aus Gründen der Systematik sowie der Übersicht-
lichkeit sind in diese Vorschrift die im GDG verstreut geregelten 
Befugnisse zur Datenübermittlung zusammenfassend aufgenom-
men worden. Änderungen sind – soweit vorhanden – vornehmlich 
redaktionell bedingt oder betreffen geringfügige Klarstellungen. 

Absatz 1: 

Abs. 1 entspricht Art. 7 Abs. 1 Satz 3 GDG; eine Änderung der 
materiellen Rechtslage tritt damit nicht ein. Klarstellend wurde 
geregelt, dass nicht nur Verstöße gegen das Gesundheitsrecht, 
sondern auch gegen das Recht des Verbraucherschutzes erfasst 
sind. 

Absatz 2: 

Abs. 2 entspricht vollinhaltlich Art. 6 Abs. 2 Satz 3 GDG; eine 
Änderung der materiellen Rechtslage tritt damit nicht ein. 

Absatz 3: 

Abs. 3 entspricht vollinhaltlich Art. 17 a Abs. 1 GDG. Der Ver-
weis auf die einschlägige EU-Richtlinie ist aktualisiert worden, im 
Übrigen tritt keine Änderung der materiellen Rechtslage ein. 

Zuständig für den Vollzug der Bundesärzteordnung, des Gesetzes 
über die Ausübung der Zahnheilkunde, der Bundes-Tierärzte-
ordnung und der Bundes-Apothekerordnung sind die in § 1 der 
Verordnung über die zuständigen Behörden zum Vollzug des 
Rechts der Heilberufe (HeilBZustV) vom 17. Dezember 1996 
genannten Regierungen. Zuständig für den Vollzug des Kranken-
pflegegesetzes und des Hebammengesetzes sind nach § 4 Abs. 1 
Nummer 1 Buchstaben c und d HeilBZustV die Regierungen. 

Absatz 4: 

Absatz 4 entspricht vollinhaltlich Art. 17 a Abs. 2 GDG. Einge-
fügt wurde in Satz 2 lediglich eine ergänzende Mitteilungsbefug-
nis für den Fall, dass ein Arzt, Zahnarzt, Tierarzt oder Apotheker 
auf seine Berufsausübungsberechtigung verzichtet hat; im Übrigen 
tritt keine Änderung der materiellen Rechtslage ein. 

Absatz 5: 

Absatz 5 enthält weitere, eng umschriebene Ausnahmetatbestände 
für die Datenübermittlung an öffentliche Stellen oder an andere 
Teile der öffentlichen Stelle, deren Bestandteil die Behörde für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
ist. Durch den Verweis auf die Ausnahmetatbestände des Art. 30 
Abs. 2 wird zur Vermeidung von Wiederholungen eine Bindung 
an die für Datenerhebung und -verwendung aufgestellten sachge-
rechten Erwägungsgründe sichergestellt. 

Absatz 6: 

Absatz 6 entspricht Art. 10 a Abs. 6 GDG. 
 
Vierter Teil: Übergangs- und Schlussvorschriften 

Im Vierten Teil werden Regelungen zur Grundrechtseinschrän-
kung, zu den Kosten, den Ordnungswidrigkeiten und zu den Er-
mächtigungsgrundlagen getroffen. Außerdem befasst sich dieser 
Teil mit der Änderung und Aufhebung anderer Rechtsvorschriften 
sowie mit dem In-Kraft-Treten.  
 
Zu Art. 32 
Einschränkung von Grundrechten 

Diese Regelung entspricht Art. 9 Abs. 1 Nr. 2 GDG (Überwa-
chung von Einrichtungen), Art. 9 LÜG (Lebensmittelüberwa-
chung) und Art. 2 a VollzGEMR (Überwachung von Futtermit-
teln). 

Eingriffe in das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
können im Rahmen von Kontrollmaßnahmen nicht ausgeschlossen 
werden. 
 
Zu Art. 33 
Ordnungswidrigkeiten 

Die Tatbestände der Bewehrungsvorschrift wurden Art. 16 GDG 
entnommen. Der Bußgeldrahmen blieb unverändert. 
 
Zu Art. 34 
Ermächtigungen 

In Art. 34 wurden die Ermächtigungsgrundlagen zusammenge-
fasst. Ermächtigungsadressat ist einheitlich das Staatsministerium 
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz. Durch die 
Aufhebung von Art. 4 und 5 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. 
April 2001 entfallen die Verordnungsermächtigungen der Staats-
regierung in Art. 4 Abs. 1 Satz 4 und Art. 5 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 
Satz 3 und Abs. 4 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001. 
Auch für den Erlass dieser Verordnungen ist nun das Staatsminis-
terium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz zustän-
dig.  

Soweit über die Regelungen im Gesetzentwurf hinaus ein anderer 
Geschäftsbereich betroffen ist, ist dieser gemäß § 13 Abs. 3 
StRGVV beim Erlass der Verordnungen zu beteiligen. 

Absatz 1: 

Absatz 1 enthält die Ermächtigungsnormen, die in Zusammenhang 
mit den Bestimmungen dieses Gesetzes stehen. 

Zu 1.: 

Die erste Alternative entspricht Art. 17 Abs. 1 Nr. 1 GDG. Die 
zweite Alternative ist neu und nimmt Bezug auf Art. 6 Abs. 4 Satz 
2 des Gesetzentwurfs. 



Drucksache 14/11831 Bayerischer Landtag 14. Wahlperiode Seite 39 

Zu 2.: 

Die Bestimmung ersetzt Art. 17 Abs. 1 Nr. 2 GDG, der es erlaub-
te, den damaligen Landesuntersuchungsämtern Aufgaben zuzu-
weisen. Der Bestimmung unmittelbar vorausgegangen ist Art. 4 
Abs. 1 Satz 1 des Zuständigkeitsgesetzes vom 9. April 2001. 
Demnach konnte die Staatsregierung die näheren Einzelheiten in 
Bezug auf des Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit festlegen. Die Regelung von Aufbau und Aufgaben entspricht 
der Bestimmung der näheren Einzelheiten. Geändert hat sich der 
Ermächtigungsadressat. An die Stelle der Staatsregierung tritt das 
Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz. 

Zu 3.: 

Unter Nr. 3 sind die Ermächtigungsgrundlagen zusammengefasst, 
die in Zusammenhang mit der Aufgabenwahrnehmung durch die 
kreisfreien Gemeinden stehen. Inhaltlich entsprechen diese Er-
mächtigungsgrundlagen den bereits nach dem Gesundheitsdienst-
gesetz und dem Zuständigkeitsgesetz vom 9. April 2001 bestehen-
den Regelungen. Zum einen können Aufgaben auf die kreisfreien 
Gemeinden übertragen werden (Alt. 1, vgl. Art. 4  Abs. 3), zum 
anderen können sie auf andere staatliche Behörden zurückübertra-
gen werden (Alt. 2, Art. 4 Abs. 4) und es kann die für die kreis-
freie Gemeinde zuständige staatliche Behörde bestimmt werden 
(Alt. 3, Art. 4 Abs. 2). Im Gegensatz zu den bisherigen Regelun-
gen in Art. 5 Abs. 3 Satz 3, Abs. 4 des Zuständigkeitsgesetzes 
vom 9. April 2001 ist Ermächtigungsadressat nicht mehr die 
Staatsregierung, sondern das Staatsministerium für Gesundheit, 
Ernährung und Verbraucherschutz. Wegen der besonderen Betrof-
fenheit des Staatsministeriums des Innern ist eine ausdrückliche 
gesetzliche Regelung des Einvernehmens zum Erlass der Rechts-
verordnung erfolgt. 

Zu 4.: 

Die Bestimmung entspricht Art. 17 Abs. 1 Nr. 5 GDG. Sie wurde 
lediglich im Wortlaut an die neuen Behördenbezeichnungen ange-
passt. 

Zu 5.: 

Die Bestimmung entspricht Art. 17 Abs. 1 Nr. 6 GDG. Sie wurde 
lediglich im Wortlaut an die neuen Behördenbezeichnungen ange-
passt. Wegen der besonderen Betroffenheit des Staatsministeriums 
des Innern ist eine ausdrückliche gesetzliche Regelung des Ein-
vernehmens zum Erlass der Rechtsverordnung erfolgt. 

Zu 6.: 

Durch die Bestimmung kann die Regelzuständigkeit der unteren 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz verändert werden. Eine gleichartige Bestim-
mung enthielt für den Bereich der Lebensmittelüberwachung Art. 
7 Nr. 1 LÜG. 

Zu 7.: 

Diese neue Ermächtigungsgrundlage ist Grundlage für die Belei-
hung im Sinn des Art. 7 und die Übertragung von Untersuchun-
gen, Begutachtungen sowie das Ausstellen von Zeugnissen und 
Bescheinigungen durch Private im Sinn des Art. 11 Abs. 2.  

Zu 8.: 

Die Bestimmung entspricht Art. 7 Nr. 2 LÜG. 

Zu 9.: 

Diese Ermächtigungsgrundlage enthielt bereits Art. 6 Abs. 2 LÜG. 
Aus Gründen einer durchgehenden Systematik wurde sie in den 
Katalog der Ermächtigungsgrundlagen aufgenommen. 

Absatz 2: 

In Absatz 2 sind die Ermächtigungsgrundlagen für die Regelungen 
von Zuständigkeiten zum Vollzug verschiedener Fachgesetze 
zusammengefasst. 

Zu 1.: 

Die Bestimmung entspricht Art. 17 Abs. 1 Nr. 7 GDG. 

Zu 2.: 

Die Regelungen in den Buchstaben a), b) und d) bis h) entspre-
chen Art. 17 Abs. 2 GDG. Neu eingefügt ist aus Gründen der 
Klarstellung eine ausdrückliche Erwähnung der entsprechenden 
Regelungen für Tierärzte in Buchstabe c); eine Änderung der 
materiellen Rechtslage tritt damit nicht ein. 

Zu 3.: 

Diese Bestimmung entspricht Art. 17 Abs. 2 Nr. 2 GDG. 

Zu 4.: 

Diese Bestimmung entspricht Art. 17 Abs. 2 Nr. 3 GDG und 
wurde im Wortlaut an die neuen Behördenbezeichnungen ange-
passt. 

Zu 5.: 

Diese Bestimmung entspricht Art. 17 Abs. 2 Nr. 4 GDG.  

Absatz 3: 

Die Bestimmung entspricht Art. 17 Abs. 3 GDG. Gestrichen 
wurde lediglich das Einvernehmenserfordernis des Staatsministe-
riums der Justiz. Dieses ergibt sich aus § 13 Abs. 3 StRGVV, so 
dass es keiner gesonderten gesetzlichen Regelung bedarf. 

Absatz 4:  

Die Bestimmung entspricht Art. 17 Abs. 4 GDG. Gestrichen 
wurde lediglich das Einvernehmenserfordernis der Staatsministe-
rien für Wirtschaft, Verkehr und Technologie sowie für Landes-
entwicklung und Umweltfragen. Dieses ergibt sich aus § 13 Abs. 
3 StRGVV, so dass es keiner gesonderten gesetzlichen Regelung 
bedarf. 
 
Zu Art. 35 

Verweisungen, Übergangsvorschriften 

Satz 1 der Bestimmung stellt lediglich klar, dass Verweisungen 
dieses Gesetzes als dynamische Verweisungen auf die jeweils 
geltende Fassung der betreffenden Rechtsvorschriften zu verste-
hen sind. Satz 2 stellt klar, dass die bislang geltenden besonderen 
Aufgabenwahrnehmungen durch städtische Gesundheits- oder 
Veterinärämter sowie entsprechende Zuständigkeitsübertragungen 
im Interesse der Aufgabenkontinuität unberührt bleiben sollen. 
 
Zu Art. 36 

Änderungsbestimmungen 

Der Gesetzentwurf macht zahlreiche Folgeänderungen in denjeni-
gen Gesetzen notwendig, in denen von Gesundheitsämtern und 
Veterinärämtern die Rede ist, da diese in den Behörden für Ge-
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sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
aufgehen. Gleichzeitig wird das Gesetzgebungsverfahren zum 
Anlass genommen, die Zuständigkeit des Staatsministeriums für 
Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz im Wortlaut der 
betreffenden Gesetze zu manifestieren. 

Zu 1.: 

§ 2 und § 5 des Gesetzes über die Schaffung eines Landesgesund-
heitsrats vom 12. August 1953 sind auf Grund der Zuständigkeit 
des Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung und Verbrau-
cherschutz für den dort geregelten Aufgabenbereich anzupassen. 

Zu 2.: 

Art. 1 Abs. 1 und Art. 7 Satz 1 des Gesetz über die Gutachterstelle 
für die freiwillige Kastration und andere Behandlungsmethoden 
vom 24. September 1970 sind auf Grund der Zuständigkeit des 
Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz für den dort geregelten Aufgabenbereich anzupassen. 

Zu 3.: 

Art. 5 Abs. 5 Satz 2, Art. 6 Abs. 1 Satz 1, Art. 11 Abs. 1 Satz 1 
und Art. 15 des Gesetzes über das bevölkerungsbezogene Krebs-
register Bayern vom 25. Juli 2000 sind auf Grund der Zuständig-
keit des Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung und 
Verbraucherschutz für den dort geregelten Aufgabenbereich anzu-
passen. 

In Art. 5 Abs. 6 Satz 1, Art. 6 Abs. 2, Art. 7 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 5 
und Art. 9 Abs. 1 Nr. 4 dieses Gesetzes sind die verwendeten 
Behördenbezeichnungen in Anlehnung an die in diesem Gesetz 
eingeführten Behördenbezeichnungen anzupassen. 

Zu 4.: 

In Art. 3 a Abs. 2 Sätze 1, 2 und 3 und in Art. 14 Abs. 4 Satz 1 
und 2 des Bestattungsgesetzes vom 24. September 1979 sind die 
verwendeten Behördenbezeichnungen in Anlehnung an die in 
diesem Gesetz eingeführten Behördenbezeichnungen anzupassen. 

Art. 3 a Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2, Art. 15 Abs. 1, der Einleitungs-
satz des Art. 16 und Art. 16 Nr. 1 Satz 2 dieses Gesetzes sind auf 
Grund der Zuständigkeit des Staatsministeriums für Gesundheit, 
Ernährung und Verbraucherschutz für den dort geregelten Aufga-
benbereich anzupassen. Durch die Ergänzung von Art. 15 Abs. 1 
und die Einfügung von Art. 16 Abs. 2 wird klargestellt, dass sich 
die Zuständigkeit des Geschäftsbereichs des Staatsministeriums 
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz nicht auf die 
Angelegenheiten des Friedhofswesens (Bestattungseinrichtungen) 
bezieht. 

Zu 5.: 

In Art. 3 Abs. 2, Art. 4, in Art. 5 Abs. 5 Satz 2 und Abs. 6, Art. 6 
Abs. 1 und Abs. 3, Art. 7 Abs. 1 Sätze 1, 2 und 3 des Gesetzes 
über ergänzende Regelungen zum Schwangerschaftskonfliktgesetz 
und zur Ausführung des Gesetzes zur Hilfe für Frauen bei 
Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fällen (Bayerisches 
Schwangerenhilfeergänzungsgesetz – BaySchwHEG) sind die 
verwendeten Behördenbezeichnungen in Anlehnung an die in 
diesem Gesetz eingeführten Behördenbezeichnungen anzupassen. 

Zu 6.: 

In Art. 3 Abs. 3 und 5 sowie in Art. 14 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Schwangerenberatung sind die verwendeten Behördenbe-
zeichnungen an die in diesem Gesetz eingeführten Behördenbe-
zeichnungen anzupassen. 
 
Zu Art. 37 

In-Kraft-Treten, Aufhebung von Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz soll zum …………. in Kraft treten. In Überein-
stimmung mit der neueren Landesrechtssetzungspraxis soll seine 
Gültigkeit zunächst auf fünf Jahre begrenzt sein.  

Auf Grund der Neuregelung in diesem Gesetz wird das Außer-
krafttreten des Gesundheitsdienstgesetzes, des Lebensmittelüber-
wachungsgesetzes, der Artikel 4 und 5 des Zuständigkeitsgesetzes 
vom 9. April 2001 sowie der Verordnung über Zuständigkeiten 
zum Vollzug des Futtermittelrechts (ZustVFR) erforderlich. Die in 
den genannten Rechtsvorschriften enthaltenen Regelungsmaterien 
werden in diesem Gesetz zusammenfassend konsolidiert.   
 


